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Erster Vlzeprisldent Kamm: Guten Morgen, meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich eröffne die 47. 
Vollsitzung des Bayerischen Landtags. 
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(Erster Vizepräsident Kamm) 

Hörfunk und Fernsehen des Bayerischen Rundfunks 
und das ZDF haben um Aufnahmegenehmigung ge­
beten. Das Bayerische Fernsehen und der Hörfunk 
des Bayerischen Rundfunks übertragen live. 

Ich darf Sie fragen, ob Sie Ihre Zustimmung erteilen. 
Wer zustimmen will, den bitte ich um das Handzei­
chen. - Gegenstimmen bitte Ich anzuzeigen. -
Stimmenthaltungen? - Das Hohe Haus ist damit ein­
verstanden. 

Ich rufe auf Punkt 8 der Tagesordnung: Zweite 
Lesung zum 

Q-tzentMlrl der Stutsreglerung betreffend FOnf­
tM 0-tz zur lnclerung der Verluaung dM Frel­
•tutM Elepm (DruckHche 10/2651) 

G-tzentMlrl der Abgeordneten Dr. Rothemund, 
Kolo und Fraktion zur Werung der Verl-ung de• 
Frel8tutM Bepm (DruckHche 10/2725) 

lnclerune-treg der Abgeordneten Tandler, Alol• 
Qlllclc, L.eeb und Fraktion, Dr. Rothemund, Hlern­
menn, Kolo und F111ktlon zum Entwurl el- FOnften 
a-a„. zur lnclerung der Verfeuung dM Frel-
8tutM Elepm (Dnic:iuleche 10/3241) . 

Zunächst berichtet der Herr Kollege Erwin Huber 
über die Beratungen im Ausschu8 für Landesentwick­
lung und Umweltfragen (Drucksache 10/3281). Bitte, 
Herr Kollege! 

Huber Erwin (CSU): Berichterstatter: Herr 
Präsident, meine sehr verehrten Damen und. Herren! 
Die aufgeruf-n Gesetzesanträge zur Änderung und 
Ergänzung der Bayerischen Verfassung zugunsten 
von Natur und Umweltschutz beschäftigten den Aus­
schu8 für Landesentwicklung und Umweltfragen in 
seiner Sitzung vom 20. März 1984. Die Berichterstat­
tung war für die CSU-Fraktion mir übertragen, für die 
SPD-Fraktion Herrn Kollegen Kolo. 

Als Beric hie rsta tte r führte ich aus, da8 diese 
Gesetzesberatung mit Sicherheit zu den bedeutsam­
sten Gesetzesberatungen der zehnten Legislaturpe­
riode des Bayerischen Landtags gehöre. Insgesamt 
sei die Bayerische Verfassung in den letzten 40 Jah­
ren nur viermal geändert worden. Bayern erbringe mit 
der fünften Änderung eine Pioniertat für den Bereich 
Natur und Umwelt. Als erstes Land in der Bundesre­
publik bringe Bayern den Umweltschutz als Staats­
aufgabe In die Verfassung ein. 

Oie Änderung der Bayerischen Verfassung habe in 
dreifacher Hinsicht besondere Bedeutung: 

Einmal stelle sie einen Handlungsauftrag und eine 
Verpflichtung für den Gesetzgeber selbst dar. Zum 
zweiten sei sie Handlungsauftrag für die Verwaltung 
beim Vollzug aller Gesetze. Nicht zu1e1zt sei sie drit-

tens Richtschnur bei der Auslegung und Fortbildung 
des Rechts: sie richte sich damit an die Rechtspre­
chung. 

Mit dieser Verfassungsänderung werde kein Grund­
recht geschaffen, aber ein Staatsziel zugunsten von 
Natur und Umwelt und der Erhaltung der natürlichen 
Lebensbedingungen. 

Für die CSU-Fraktion erklärte. ich Zustimmung zur 
Änderung in der von der Kommission ausgearbeite­
ten Fassung. 

Mitberichterstatter K o 1 o fügte für die SPD-Fraktion 
an, bei dem Charakter von Verfassungsänderungen in 
Bayern handle es sich jeweils nicht um eine Eintags­
fliege, sondern ein Problem und eine Aufgabe von 
grundsätzlicher Bedeutung. Er stellte das Drängen 
der SPD-Fraktion und ihr Angebot, zu einer Koalition 
zugunsten der Natur zu kommen, heraus. 

Natur und Umwelt seien eine Aufgabe von besonde­
rem Rang, die sich deshalb auch an die Bürger insge­
samt und an die Behörden richte. Allerdings könne es 
keinen Umweltschutz zum Nulltarif geben. 

Der Staatsminister für Landesentwick-
1 u n g und U mwe ltf ragen bezeichnete die 
Verfassungsänderung als Markstein in der Verfas­
sungs- und Umweltpolitik Bayerns. 

Nach längerer Diskussion verständigte sich der Aus­
schuß einstimmig auf die von der Kommission vorge­
schlagene Änderung der Artikel 3, 131 und 141 der 
Bayerischen Verfassung. Die Änderung liegt Ihnen 
auf Drucksache 10/3281 vor. Der Ausschuß schlägt 
sie Ihnen einstimmig zur Annahme vor und bittet Sie, 
sie ebenfalls einstimmig zu beschließen und dem 
Volk am 17. Juni zur Entscheidung vorzulegen. 

Erster Vizepräsident Kamm: Herr Kollege Dr. Martin 
Mayer berichtet über die Beratungen im Ausschuß für 
Ernährung und Landwirtschaft (Drucksache 10/3283). 
Bitte, Herr Kollege! 

Dr. Mayer Martin (CSU), Berichterstatter: 
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Der Aus­
schuß für Ernährung und Landwirtschaft befa8te sich 
mit den vorliegenden Gesetzentwürfen in der 53. Sit­
zung am 21. März 1984. Berichterstatter für die CSU­
Fraktion war ich, für die SPD-Fraktion waren es die 
Kollegen Starzmann und Geisperger. 

Als Be rfo h t erst alter ging ich zunächst auf die 
Bedeutung der Gesetzentwürfe und die Beratungen 
im Senat ein. Staatsregierung und CSU seien immer 
davon ausgegangen, daß bäuerliche Landwirtschaft 
und staatliche, kommunale und bäuerliche Forstwirt­
schaft der beste Garant für den Erhalt der Kulturland­
schaft und den Umwelt- und Naturschutz seien. Dies 
sei auch im Landwirtschaftsförderungsgesetz und im 
Waldgesetz für Bayern zum Ausdruck gekommen. 

Ich wies dann auf die Bedeutung, die der Rolle der 
Landwirtschaft bereits in der Bayerischen Verfassung 
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(Dr. Mayer [CSU)) 

zukomme, und auf die verschiedenen Artikel hin. 
Dann warnte Ich, da8 die Verankerung des Umwelt­
schutzes In der Verfassung nicht zu einer zunehmen­
den Bürokratisierung und staatlichen Bevormundung 
führen dür1e. Oie Verfassungsänderung stelle eine 
Hilfe für die Landwirtschaft zur Abwehr des Land­
schaftsverbrauchs dar. 

Außerdem be.tonte ich besonders, daB die Verpflich­
tung für jedermann, mit Natur und Landschaft pfleg­
lich umzugehen, eine sehr wichtige Aussage auch für 
die Land- und Forstwirtschaft sei, die damit vor un­
achtsamer oder gar mutwilliger Zerstörung oder 
Schädigung von Äckern, Wiesen und Wäldern ge­
schützt werde. 

Abschließend und zusammenfassend erklärte ich als 
Berichterstatter, mit der Verfassungsänderung sei ein 
zusitzllcher Schutz für die bäuerliche Landwirtschaft 
verbunden. Jede diese benachteHigende Interpreta­
tion wäre mit dem Geist der Ver1assung nicht verein­
bar. 

Der Vorsitzen de nannte diese klare Willenser­
klirung als für die Fraktion abgegeben. 

Mitberichterstatter S t a r z m a n n bekannte ein­
gangs, In der Diskussion über die Ver1assungsände­
rung unterhalte man sich über den unwesentlicheren 
Tell der Beschlüsse der beiden Fraktionen. Ver1as­
sungsanspruch und -wirklichkeit klafften manchmal 
weit auseinander. Um so berechtigter sei es gewe­
sen, hier Kompromißbereitschaft zu zeigen. 

Der Satz, wonach der Umweltschutz Vorrang habe, 
sel ein berechtigter Vorschlag der SPD gewesen; er 
hätte aber nie so verstanden werden dür1en, als hätte 
dies absolut und In jedem Falle ungeprüft gegolten. 
Er sei wie der CSU-Berichterstatter der Auffassung, 
daB bäuerliche Landwirtschaft und Artenschutz an 
sich Identisch seien. Nur müsse er eingestehen, da8 
die heutige Art der landwirtschaftlichen Produktions­
walM den Bauern nachgerade dazu zwinge, Handlun­
gen vorzunehmen, die nicht In erster Linie darauf aus­
gerichtet seien, die Fruchtbarkeit des Bodens zu er­
halten. 

Der Mitberichterstatter ging dann noch auf die Be­
deutung der alternativen Landbewirtschaftung ein 
und bedauerte Im folgenden, da8 das Verantwor­
tungsbewuBtseln für Natur und Umwelt in der Reihen­
folge der obersten Bildungsziele in Artikel 131 an 
letzter Stelle stehe. Er betrachte dies aber nicht als 
Wertung, sondern alle Ausbildungsziele seien gleich­
wertig. Schließlich wies er noch darauf hin, daB der 
neue Ver1assungssatz auch praktische Auswirkungen 
haben müssa, beispielsweise auf die Gewichtsetzung 
im Staatshaushalt. 

An der Aussprache beteiligten sich neben dem Be­
richterstatter der Vorsitzende sowie die Abgeordne­
ten Seitz, Gelsperger und Sauereisen. Der Vors i t -
z e n d e erklärte abschließend, der zur Beratung ste-· 
hende Kompromiß finde die Billigung der Ausschuß­
mehrheit bei Interpretation eines Verhältnisses von 
Landwirtschaft und Naturschutz auf der Grundlage 

des geltenden Naturschutzgesetzes ohne neue 
Schutzkategorien. 

Der Abstimmung wurde die Fassung des Umweltaus­
schusses zugrunde gelegt. Bel Stimmenthaltung der 
Abgeordneten Seltz und Frau Schwelger stimmte der 
Ausschuß der Vorlage ohne Gegenstimmen zu. 

El9ter Vlzeprialdent Kamm: Der Herr Kollege 
Dr. Maischi berichtet über die Beratungen Im Aus­
schuß für kulturpolitische Fragen (Drucksache 
10/3321). Bitte, Herr Kollege! 

Dr. Mabchl (CSU), Berichterstatter: Herr 
Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren 1 
Der Ausschuß für kulturpolitische Fragen hat sich am 
22. März In seiner 47. Sitzung mit dem Antrag befaßt. 
Mitberichterstatter wer der Kollege Zlerer, die Be­
richterstattung oblag mir. 

Ich erinnerte daran, daB unter dem Eindruck der Ver­
wüstungen des Krieges 1946 die Menschen die Sor­
ge um den Wiederaufbau unserer Gesellschaft und 
den Schutz des Lebens künftiger Generationen In 
den Vordergrund gestellt hätten. Heute hingegen be­
wege die Menschen die Sorge um die natürlichen Le­
bensgrundlagen, welche seit rund zehn Jahren in den 
Mittelpunkt der politischen Diskussion getreten sei. 
Weder Grundgesetz noch Bayerische Verfassung 
enthielten Aussagen zu dieser Thematik. Eine Anpas­
sung des Ver1assungstextes sei deshalb an der Zeit. 

In dieser zentralen Frage habe sich trotz kontroverser 
Diskussionen die Einigungsfähigkeit der Parteien und 
die Funktionsfähigkeit des Parlaments gezeigt, was 
von der Öffentlichkeit nicht übersehen werden dür1e. 

Mitberichterstatter Kollege Z l e r e r zeigte sich 
ebenfaßs er1reut darüber, daß die Fraktionen sich .zu­
sammengerauft" hätten, wie er sich ausdrückte. Es 
habe auch seine Fraktion mit Befriedigung er1üllt, daB 
der Herr Ministerpräsident dem Umweltschutz In 
seiner Regierungserklärung breiten Raum gewidmet 
habe. 

Der Ausschuß stimmte dann nach kurzer Beratung 
dem Antrag einstimmig zu. Auch Ich bitte Sie um Ihr 
Votum. 

Erster Vlzeprialdent Kamm: Herr Kollege Dr. Lau­
tenschläger berichtet über die Beratungen im Aus­
schuß für Wirtschaft und Verkehr (Drucksache 
10/3322). 

Dr. Leutemc:hllger (CSU), Berichters t alte r: 
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Die aufge­
rufenen Gesetzentwür1e wurden vom Ausschuß für 
Wirtschaft und Verkehr in seiner 41. Sitzung am 
22. März dieses Jahres behandelt. Berichterstatter 
weren wechselweise Herr Kollege Schlosser und Ich. 

Nach einer verhältnismäßig kurzen Aussprache wurde 
der Ver1assungsinderung bei eirier Stimmenthaltung 
in der vom Ausschuß für Landesentwicklung und Um­
weltfragen am 20. März 1984 beschlossenen Fassung 
auf Drucksache 10/3281 zugestimmt. Ich bitte eben­
falls zuzustimmen. 
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Erwter Vlnprlllclent Kamm: Über die Beratungen im 
Ausschuß für Staatshaushalt und Finanzfragen 
(Drucksache 10/3372) berichtet Herr Kollege Herbert 
Huber. Bitte, Herr Kollege! 

Huber [Landshut] (CSU), Be r 1 c h t erst a II er: 
Herr Prisident, meine Demen und Herren! Der Aus­
schuß für Staatshaushalt und Finanzfragen hat sich In 
seiner 65. Sitzung am 27. Milz mit der Gesetzesvor­
lage befa8t. Berichterstatter war Ich, Mitberichterstat­
ter Herr Kollege Hartmann. Nach kurzer Beratung hat 
sich der Ausschuß den Voten der vorberatenden 
AusschQsse angeschlossen und der Vorlage einstim­
mig zugestimmt. Ich bitte Sie, genauso zu verfahren. 

Erwter Vlzepr181dent Kamm: Über die Beratungen im 
Ausschuß für Verfassungs-, Rechts- und Kommunal­
fragen (Drucksache 10/3374) berichtet Herr Kollege 
Leeb. Bitte, Herr Kollege! 

L.eeb (CSU), Be r 1 c h t erstatte r: Herr Präsident, 
meine Damen und Herren 1 Die hier zur Beratung an­
stehenden verfassungsergänzenden GesetzentwOrfe 
hat der Ausschuß für Verfassungs-, Rechts- und 
Kommunalfragen in seiner 53. Sitzung am 28. Milz 
1984 beraten. Mitberichterstatter wer Herr Kollege 
Hllmar Schmitt, Berichterstatter war ich. Ebenso wie 
in den Verhandlungen der vorangegangenen Aus­
schOsse lag der Beratung der gemeinsame Abände­
rungsantrag beider Fraktionen auf Drucksache 
10/3241 zugrunde. 

Im Rahmen der Berichterstattung stellte i c h zu­
nächst die vorgeschlagenen Ergänzungen der Artikel 
3, 131 und 141 der Bayerischen Verfassung dar. Auch 
gab Ich kurze Er1iuterungen zur Begründung des Ge­
setzesvorhabens, wobei ich auf die Vorreiterrolle 
Bayerns auf dem Gebiet des Umweltschutzes und 
zeitlich später liegende Initiativen zur Verfassungsän­
derung im Bund und anderen Bundesländern verwies. 
Auf die Wiedergebe der Argumentation Im einzelnen 
soll hier verzichtet werden, zumal die Gesetzge­
bungsmotive sicherlich in der nachfolgenden Aus­
sprache nochmals dargestellt werden. 

Bei der rechtlichen Würdigung des zwischen den 
Fraktionen ausgehandelten Kompromisses wies ich 
darauf hin, da8 die vorgesehene Verfassungsergän­
zung mit dem Bundesrecht vereinbar sei. Ein Wider­
spruch zu geltendem Bundesrecht sei nicht ersicht­
lich und auch künftig nicht zu erwarten. Durch eine 
entsprechende Ergänzung des Grundgesetzes könne 
der Gedanke des Natur- und Umweltschutzes so 
auch auf Bundesebene Verfassungsrang erhalten. 
Nach einhelliger RechtsauffassWlQ könnten landes­
verfassungsrechtliche Bestimmungen auch nach wie 
vor neben Bundesverfassungsrecht Gültigkeit bean­
spruchen, und zwar Insbesondere dann, wenn ldentl­
tit der Regelungen bestehe. 

Mitberichterstatter Kollege Schmitt trug vor, der 
erzielte Kompromiß könne von jedermann vertreten 

werden. Die SPD habe von Anfang an ein die Verfas­
sungsergänzung begleitendes Ausführungsgesetz 
befürwortet. Ihr Anliegen sei in etwa in dem ausge­
handelten Dringlichkeitsantrag berücksichtigt. 

In der Aussprache wurden keine Bedenken gegen die 
Verfassungsänderung vorgetragen. Lediglich zur Fra­
ge der Finanzierung des im Dringlichkeitsantrag ent­
haltenen Ma8nahmenkatalogs, der selbstverständlich 
nicht Beratungsgegenstand war, wurden unter­
schiedliche Auffassungen deutlich. Dabei wurde aber 
ausdrücklich angemerkt, da8 man trotz gewisser Kri­
tik an der Finanzierung dem Paket insgesamt zustim­
men wolle. 

Der Ausschuß stimmte dann auch einstimmig der Be­
schlußempfehlung des Ausschusses für Landesent­
wicklung und Umweltfragen mit der Maßgabe zu, daß 
das Gesetz am 1. Juli 1984 In Kraft treten soll. Ich bit­
te, meine Damen und Herren, hier ebenso zu ent­
scheiden, wobei loh im Interesse einer zügigen Wei­
terberatung im Senat und der alsbaldigen Vorberei­
tung des Volksentscheides hiermit beantrage, das 

· Gesetz für dringlich zu erklären. § 2 würde dann fol­
genden Wortlaut haben: 

Dieses Gesetz ist dringlich. Es tritt am 01. Juli 
1984 in Kraft. 

Enlter Vlzeprlaldent Kamm: Ich danke für die 
Berichterstattung und eröffne die allgemeine Aus­
sprache. Das Wort hat der Herr Kollege Tandler. Bit­
te, Herr Kollege! 

Tandler (CSU): Herr Präsident, meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Heute ist zweifelsohne ein be­
sonderer Tag im Bayerischen Landtag. Das geht 
schon daraus hervor, da8 der Herr Präsident positiv 
darüber hat abstimmen lassen, ob die Mitglieder des 
Hohen Hauses die Femsehberlcllterstattung zulas­
sen. Daß heute ein besonderer Tag ist, geht auch dar­
aus hervor, daß zu einstimmigen Beschlüssen der 
Ausschüsse eine so detaillierte und umfangreiche 
Berichterstattung vorgetragen wurde, wie ich sie 
noch selten in diesem Hause erlebt habe. 

Darüber hinaus bin ich der Meinung, da8 wir heute 
einen guten Tag haben. Wir haben in einer guten Sa­
che einen guten Kompromiß erzielt, und das inner­
halb sehr kurzer Zeit. Denn erst am 02. Februar die­
ses Jahres, also vor gut zwei Monaten, wurden hier 
im Bayerischen Landtag zwei GeseQ:entwOrfe zur 
Änderung und Ergänzung der Bayerischen Verfas­
sung, der GesetzentwUrf der Staatsregierung und der 
Gesetzentwurf der SPD-Fraktion, eingereicht und be­
gründet. 

Der Herr Ministerpräsident für die Staatsregierung und 
lchfürdie CSU-Landtagsfraktion haben bei dieser Gele­
genheit die Bedeutung des Umweltschutzes, die Lei­
stungen Bayerns in den vergangenen Jahren und die 
Zielplanungen für die Zukunft deutlch gemacht. Ich 
habe gleichzeitig für unsere Fraktion die Bereitschaft 
erklärt, mit der SPD zu einer Einigung zu gelangen, 
um uns zwei kontroverse Volksbegehren zu erspa-
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ren, aber auch deshalb, weil wir aufgrund der Bera­
tungen und der Ausführungen hier der Meinung 
waren, daß sich die Möglichkeit einer Einigung wohl 
ergeben würde. 

Gleichzeitig habe ich drei Voraussetzungen genannt, 
unter denen aus der Sicht der CSU-Fraktion diese Ei­
nigung möglich sei: Ich habe erstens gesagt, wir 
müßten uns davor hüten, dem Umweltschutz absolu­
ten Vorrang einzuräumen. zweitens habe ich darauf 
hingewiesen, daß wir einen ganzen Katalog von Maß­
nahmen zwar beschließen müßten, aber daß die Fom 
des Ausführungsgesetzes hierfür aus unserer Sicht 
nicht praktikabel erscheine. Drittens habe ich gesagt, 
die finanziellen Verpflichtungen, die sich aus. solchen 
Beschlüssen ergeben, dürften die Handlungsfähigkeit 
künftiger Parlamente und Staatsregierungen nicht 
über Gebühr einengen. 

Wir können heute mit Befriedigung feststellen, daß es 
uns gelungen Ist, In den Verhandlungen mit der SPD­
Fraktion ein Gesamtergebnis zu erzielen, das breite 
Zustimmung hier im Parlament heute wie aber auch 
beim Volksentscheid durch die Bevölkerung erwarten 
läßt. 

Das umweltpolitische Gesamtpaket, bestehend aus 
Verfassungstext, Maßnahmenkatalog und finanziellen 
Verpflichtungen, greift die erfolgreiche bayerische 
Umweltpolitik der vergangenen Jahre auf, führt sie 
weiter und verleiht dem Umweltschutzgedanken zu­
sätzliche Schubkraft für die Zukunft. Ich möchte an 
dieser Stelle Ihnen, Herr Dr. Rothemund, und allen 
Mitgliedern der beiden Verhandlungskommissionen, 
aber insbesondere natürlich den Mitgliedern der 
CSU-Verhandlungskommission, den Kollegen Alois 
Glück und Hermann Leeb, für die Beiträge zu einem 
sachlichen und konstruktiven Verlauf der Verhandlun­
gen danken. 

(Beifall) 

Mein Dank gilt insbesondere Ihnen, Herr Ministerprä­
sident. Es war immer Grundlage Ihrer Politik, die Na­
tur zu erhalten und zu schonen. Und Sie haben mit 
großem persönlichem Engagement diese Verfas­
sungsänderung auf den Weg gebracht und in der Fol­
gezeit auch die Verhandlungen wirksam unterstützt. 

· (Beifall bei der CSU) 

Wir können mit Befriedigung feststellen, daß weder 
im Grundgesetz noch in einer Landesverfassung der 
Bundesrepublik Deutschland sich bisher eine Formu­
lierung findet, die so eindeutig, wie wir dies jetzt tun 
wollen, den Umweltschutz als öffentliche Aufgabe 
festschreibt. 

Die CSU lehnt seit jeher ein individuell einklagbares 
Recht auf reine und gesunde Umwelt in der Verfas­
sung ebenso wie die Verbandsklage ab. Ich freue 
mich, da8 darüber in der Kommission schnell Einver­
nehmen erzielt werden konnte. Eine Verfassung ist 
kein Anspruchskatalog. Umweltschutz kann nicht 
durch eine Vielzahl von Klagen vor den Gerichten ge­
währleistet werden. Die Umwelt zu schützen und zu 

erhalten ist vielmehr zunächst und zu allererst Auf­
gabe der Gemeinschaft und des Staates. Dabei sind 
Gesetzgebung, Verwaltung und Rechtsprechung in 
gleicher Weise angesprochen. Umweltschutz darf 
sich nicht allein als Richterrecht entwickeln. 

Umweltschutz als Aufgabe des Staates, das bedeutet 
nicht, den einzelnen aus seiner Verantwortung für die 
Umwelt zu entlassen. Ganz im GegenteU ! Umwelt­
schutz ist im höchsten Maßa eine Aufgabe, zu der je­
der Bürger seinen Beitrag zu leisten hat. °'9 Anstren­
gungen von Staat und Kommunen können nur dann 
erfolgreich sein, wenn sie vom einzelnen Bürger mit­
getragen werden und wenn sich der einzelne in sei­
nem Bereich für die Umwelt verantwortlich fühlt ulld 
auch entsprechend handelt. Daher ist es konsequent, 
wenn Artikel 141 Absatz 1 der Bayerischen Verfas­
sung künftig lauten soll: 

Der Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen ist 
auch eingedenk der Verantwortung für die kom­
menden Generationen der besonderen Fürsorge 
jedes einzelnen und der staatlichen Gemeinschaft 
anvertraut. 

Wir haben auch gerne die Anregung des Bayerischen 
Senats aufgegriffen und das Verantwortungsbe­
wußtsein für Natur und Umwelt als e i n oberstes Bil­
dungsziel in Artikel 131 der Verfassung aufgenom­
men. Der Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen 
steht künftig gleichrangig neben den Aufgaben des 
Staates als Rechts-, Kultur und Sozialstaat. Dies be­
deutet, daß sich alles staatliche Handeln in der Praxis 
an den neuen Verfassungsbestimmungen zu orientie­
ren hat. 

Ich habe in meinen Ausführungen am 2. Februar vor 
diesem Hohen Haus erklärt: 

Wer könnte es verantworten, daß etwa generell die 
Ansiedlung von Industriebetrieben mit neuen Ar­
beitsplätzen ausgeschlossen ist, weil diese Betrie­
be Belastungen für die Umwelt mit sich bringen? 
Oder wäre es etwa zu verantworten, daß in der 
Landwirtschaft auf jede künstliche Düngung nur 
deshalb verzichtet wird, damit die Natürlichkeit 
des Bodens in der heutigen Form erhalten wird? 

Das ist die eine Seite, nämlich intensive Bewirtschaf­
tungsformen der Landwirtschaft, die industrielle Ent­
wicklung auf breiter Front, der Ausbau unserer Ver­
kehrswege; das alles sind Realitäten, mit denen wir 
heute leben müssen und denen wir unseren Wohl­
stand mitverdanken. 

Auf der anderen Seite müssen wir aber auch erken­
nen, daß im Interesse der Erhaltung unserer natürli­
chen Lebensgrundlagen nicht alles, was Technik und 
Wissenschaft ermöglichen, tatsächlich verwirklicht 
werden darf. So habe ich beispielsweise große Zwei­
fel, ob die weiträumige Absenkung des Grundwas­
sers im Erdinger Moos vor der endgültigen Planungs­
sicherheit für den Flughafen München II wirklich not­
wendig ist, oder ob nicht dadurch Schäden des emp­
findlichen Naturhaushalts in möglicherweise gar nicht 
benötigten Gebieten irreparabel entstehen. 
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Im Straßenbau werden wir uns fragen müssen, ob es 
richtig ist, bei fast jeder Ausbaumaßnahme eine Neu­
trasalerung mit erheblichem Landverbrauch vorzu­
nehmen. 

(Allgemeiner Beifall) 

Ähnliches gilt für den landwirtschaftlichen Wegebau, 
wo wir in den vergangenen Jahren der technisch opti­
malen Gestaltung häufig. den Vorzug vor der Erhal­
tung des natürlichen Landschaftsbildes gegeben ha­
ben. 

(Allgemeiner Beifall) 

Im technischen Umweltschutz sind wir inzwischen 
weit fortgeschritten. Unser Umgang mit Natur und 
Umwelt hat damit aber nicht Schritt gehalten. In vielen 
Bereichen Ist ein Umdenken nötig. Wir dürfen es hier 
nicht bei bloßen Appellen belassen, sondern müssen 
dieses Umdenken von selten des Staates aktiv för­
dern. Ich denke an die Schulen, die bereits unseren 
Kindern das notwendige Verantwortungsbewußtsein 
für die Umwelt vermitteln müssen. Ich denke auch an 
die Landwirtschaftsberatung, die unsere Landwirte 
wesentlich stärker als bisher auf die Gefahren einer 
Überdüngung und auf die Vorteile des Einsatzes um­
weltschonender Methoden hinweisen muß. Ich denke 
an die Vorbildfunktion, die der Staat durch umweltbe­
wuBtes Verhalten im eigenen Verantwortungsbereich 
zu übernehmen hat. Wir können noch so viele Geset­
ze, Verordnungen und Richtlinien zum Umweltschutz 
erlassen; sie alle können nicht das eigene Denken 
und die eigene Verantwortung jedes einzelnen von 
uns ersetzen. 

(Allgemeiner Beifall) 

Unsere Fraktion war sich von vornherein darüber im 
klaren, daß die Verfassungsergänzung allein nicht 
ausreicht. Umweltschutz muß sich in der Verfas­
sungswirklichkeit, in der täglichen Praxis bewähren. 
Wir haben . daher in der Verhandlungskommission 
einen interfraktionellen Drlnglichkeitsantrag ausgear­
beitet, der gleichzeitig ein ganzes Bündel konkreter 
Umweltschutzma8nahmen auf den Weg bringen soll. 
Die Form des Dringlichkeitsantrags erlaubt es uns, 
den Katalog wesentlich weiter zu fassen, als es das 
von der SPD ursprünglich geplante Ausführungs­
gesetz ermöglicht hätte. 

Ich will den Dringlichkeitsantrag, der Ihnen allen be­
kannt ist und auch schriftlich vorliegt, nicht mehr in 
seinen Einzelheiten erläutern. Ich halte auch nichts 
davon, den Text Punkt für Punkt dahingehend aufzu­
gliedern, was von der einen oder anderen Seite im 
einzelnen an Forderungen und Wünschen eingeflos­
sen Ist. Ich kann jedoch feststellen, daß sich die CSU­
Fraktion in diesem Antrag mit allen ihr wichtig er­
scheinenden Positionen zum Umweltschutz wieder­
findet. Ich beschränke mich daher im folgenden dar­
auf, einige wenige Schwerpunkte kurz darzustellen. 

Ein zentrales Anliegen des Umweltschutzes ist heute, 
dem Baumsterben Einhalt zu gebieten. Auch wenn 
die Ursachen noch nicht endgültig feststehen, ist 

doch inzwischen deutlich, daß die Verunreinigungen 
der Luft durch Schwefeldioxid und Stickoxide für die 
Waldschäden zumindest mit ursächlich sind. folge­
richtig steht die Luftreinhaltung an erster Stelle des 
Maßnahmenkataloges. Ihnen allen ist bekannt, daß 
wir in Bayern durch die bisherige gezielte Luftreinhal­
tungspolitik die Emissionen an Schwefeldioxid von 
rund 720 000 Tonnen im Jahr 1976 auf heute rund 
300 000 Tonnen gesenkt haben. Einer weiteren Ab­
senkung der S02-Emissionen sind ebenso wie der 
Reduzierung von Stickoxiden Grenzen der Technik 
und der Wirtschaftlichkeit gesetz1. Die im Antrag ge­
forderten weiteren Reduzierungen in Unternehmen, 
in denen der Freistaat Bayern überwiegenden Einfluß 
hat, schöpfen die derzeit bekannten Möglichkeiten 
der Technik und der Wirtschaftlichkeit in vollem Um­
fang aus. 

Um auch Klein- und Mittelbetriebe anzuregen, ihre 
umweltschädlichen Anlagen auf schadstoffarmen Be­
trieb umzustellen, stellen wir ein zlnsverbilligtes Dar­
lehensprogramm in Höhe von jährlich 50 Millionen DM 
für die Haushaltsjahre 1985 bis 1968 über die Landes­
anstalt für Aufbaufinanzierung zu günstigen KonditiQ­
nen bereit. 

Beim Einsatz von Kraftfahrzeugen mit Abgaskatalysa­
toren soll nach dem Dringlichkeitsantrag der Staat 
eine Vorreiterrolle übernehmen und bereits jetz1 sol­
che Kraftfahrzeuge anschaffen, soweit dies das Tank­
stellennetz und der Einsatzzweck zulassen. 

Im Rahmen des wirtschaftlich Vertretbaren wird fer­
ner eine Nachrüstung von in Betrieb befindlichen 
Kraftfahrzeugen gefordert; wir gehen dabei davon 
aus, daß, abhängig vom Wert des jeweiligen Altfahr­
zeuges, Umrüstungskosten bis zu 800 DM noch als 
wirtschaftlich gerechtfertigt angesehen werden kön­
nen. 

Darüber hinaus wird die Staatsregierung in einem um­
fangreichen Katalog gebeten, beim Bund in den Be­
reichen tätig zu werden, in denen Bayern aus Grün­
den der fehlenden Zuständigkeit nicht allein handeln 
kann. 

Wir halten es schließlich für wünschenswert, wenn 
der Bund, wie angekündigt, die rasche Einführung 
bleifreien Benzins und entsprechender Reinigungs­
techniken in Kraftfahrzeugen durch steuerliche Maß­
nahmen und durch die Förderung von Nachrüstungs­
möglichkeiten vorantreibt. 

Die Verringerung der Schadstoffbelastung der Luft ist 
sehr eng mit der Frage nach der Energieversorgung 
in der Zukunft verbunden. Der Einsatz fossiler Brenn­
stoffe Ist zwangsläufig mit Belastungen der Umwelt 
verbunden. Bei der Energieerzeugung auf fossiler Ba­
sis müssen wir daher auf einen möglichst schadstoff­
armen Kraftwerksbetrieb abstellen. Den Vorzug ver­
dient nach unserer Auffassung, zumindest zur Dek­
kung der sogenannten Grundlast, der verstärkte Ein­
satz der Kernkraft. Die CSU-Fraktion sieht im Bau von 
Kernkraftwerken einen aktiven Beitrag zum Umwelt­
schutz. 

(Beifall bei der CSU) 
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Die Forderung der GRÜNEN oder auch des neuge­
wählten Oberbürgermeisters In München nach einem 
Ausstieg aus Ohu II ist für mich Ideologie, mit Sicher­
heit jedoch kein Beitrag zu einem aktiven Umwelt­
schutz. 

(Beifall bei der CSU) 

Neben dem Gewässerschutz mißt die CSU-Fraktion 
dem Bodenschutz zunehmende Bedeutung bei. Er­
folgreicher Gewässerschutz setzt wirksamen Boden­
schutz voraus; beide bedingen sich gegenseitig. Es 
ist daher vordringlich, die Untersuchungen über den 
Umfang und die Ursachen der Schadstoffbelastung 
des Bodens und der Erosionsgefährdung zu intensi­
vieren. Die Zukunft unserer bäuerlichen Land- und 
Forstwirtschaft in Bayern hängt davon ab, daß der 
Boden auch für künftige Generationen regenerations­
fählg bleibt. Unsere Land- und Forstwirte tragen hier 
eine besondere · Verantwortung. Die Aufgabe der 
Landwirtschaftsberatung ist es, ich erwähnte es be­
reits, viel stärker als bisher über umweltschonende 
Produktionsweisen, über den zurückhaltenden Ein­
satz von Chemie und über die Bedeutung ökologi­
scher Flächen für den Erosions-, Wind- und Biotop­
schutz zu informieren. 

Im Bereich des Naturschutzes und der Landschafts­
pflege messen wir dem Arten- und Biotopschutz zen­
trale Bedeutung bei. Hier müssen wir, wie bereits im 
technischen Umweltschutz, zu einer echten Trend­
wende und zu einer Umkehr gelangen, wenn wir auch 
für künftige Generation~n unsere reiche Tier- und 
Pflanzenwelt erhalten wollen. 

Ein ökologischer Maßnahmenkatalog soll daher den 
verstärkten Schutz der Tier- und Pflanzenwelt ein­
schließlich ihrer Lebensräume sicherstellen. Ferner 
soll bis zum Ende des kommenden Jahres ein Pro­
gramm zur Sicherung und Pflege ausgewiesener Na­
turschutzgebiete, Landschaftsschutzgebiete und kar­
tierter Biotope vorgelegt werden. Gerade in diesem 
Bereich geht es· weniger um spektakuläre Maßnah­
men, sondern vielmehr um ein grundsätzliches um­
denken und neue Verhaltensweisen, die zusammen 
dazu beitragen können, daß unsere reiche Natur in ih­
rer ganzen Vielfalt für künftige Generationen erhalten 
bleibt. Auch hier ist der Staat in besonderer Weise 
gefordert. Die öffentliche Hand als größter Grundbe­
sitzer darf nicht nur nach den ständigen Forderungen 
des Obersten Rechnungshofes auf optimale Erträge 
sehen. 

(Beifall bei der CSU) 

Sie muß vielmehr In vorbildlicher Weise gerade auch 
den Belangen des Natur- und Landschaftsschutzes 
gerecht werden. Der Maßnahmenkatalog des Dring­
lichkeitsantrages richtet sich zunächst an den Staat. 
Gefordert sind jedoch in gleicher Weise unsere Kom­
munen und die anderen Körperschaften des öffentli­
chen Rechts. Auch diese müssen dazu beitragen, die 
Umweltinitiativen des Staates zu fördern und zu un­
terstützen. Gerade in den Bereichen, wo die öffentli­
che Hand Vorreiterfunktionen, auch für den privaten 

Bereich, übernehmen soll, läßt sich das nur glaubhaft 
verwirklichen und vertreten, wenn alle öffentlichen 
Stellen am gleichen Strang ziehen. 
Ich halte nichts davon, zumindest noch nichts davon, 
dies zwangsweise durch staatliche Reglementierun­
gen zu erreichen. Die kommunale Selbstverwaltung 
wird, so hoffe ich, hier wie in anderen Bereichen 
durch Eigeninitiative auf freiwilliger Basis Besseres 
und Wirksameres leisten. 

(Beifall bei der CSU) 
Leider ist es eine Erfahrung, daß oft nur dann ent­
sprechend gehandelt wird, wenn es an den Geldbeu­
tel geht; ich denke nur an die mittlerweile angekün­
digte Einführung eines Bußgeldes für sogenannte 
Gurtmuffel. Alle wissen, daß es eine Lebenserhal­
tungsmaBnahme ist, sich anzugurten, aber sehr weni­
ge tun es. Man könnte natürtlch an die Möglichkeit, 
Bußgelder aufzuerlegen, bei unsachgemäßem Verhal­
ten noch in einem größeren Umfang denken, etwa 
wenn einer zuviel ißt, wenn einer zuviel trinkt, oder 
wenn einer zu früh aufsteht oder zu spät ins Bett 
geht. 

(Heiterkeit -
Abg. von Heckei: Wenn einer CSU wählt!) 

Meine Damen und Herren! Ich-hoffe wirklich, daß un­
sere Kommunalpolitiker, das ist gar kein seltsamer 
Ausflug, nicht bloß bei festlichen Veranstaltungen 
und Resolutionen von Kreistagen, ich denke gerade 
ans Fichtelgebirge, von Umweltschutz reden, son­
dern auch dann, wenn es konkret wird, konkret han­
deln. 

(Beifall bei der CSU) 
Umweltschutz zum Nulltarif gibt es nicht. Die Ver­
handlungskommission hat daher das Umweltpaket 
durch einen Katalog haushaltswirksamer Maßnahmen 
abgerundet, die in dem Ihnen vorliegenden Dringlich­
keitsantrag enthalten sind. Ich möchte hier nicht noch. 
einmal in den Streit eintreten, wieviel Haushaltsmittel 
gegenüber dem Stammhaushalt 1984 bis zum Jahre 
1988 zusätzlich für den Umweltschutz bereitgestellt 
werden sollen. Es entspricht jedenfalls dem politi­
schen Willen der CSU, In den kommenden Haushal­
ten gezielt über die bisherigen beachtlichen Leistun­
gen hinaus zusätzliche Akzente, ja Schwerpunkte Im 
Umweltschutz zu setzen. Den Hauptschwerpunkt der 
haushaltswirksamen Maßnahmen haben wir bewußt 
im Bereich der Abwasserbeseitigung, der Abwasser­
behandlung und Abwasserreinigung gesetzt. Bayern 
hat hier bereits In der Vergangenheit Vorbildliches 
geleistet. Es hat in den letzten 35 Jahren rund 10 Mil­
liarden DM in den Bau von Abwasseranlagen inve­
stiert, so daß heute 83 Prozent der bayerischen Be­
völkerung an öffentliche Abwasseranlagen ange­
schlossen sind. Gleichwohl sind in der Dringlichkeits­
liste 1984 immer noch über 1100 baureife Bau­
abschnitte mit rund 4,2 Milliarden DM Baukosten für 
Abwassermaßnahmen angemeldet. Durch die auf ins­
gesamt 500 Millionen DM pro Jahr zu erhöhenden 
Haushaltsansätze kann der notwendige Zuwendungs­
bedarf von rund 2 Milliarden DM für diese · Bauab­
schnitte in den nächsten vier Jahren zügig abgewik­
kelt werden. 
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Der Vorsitzende des Bayerischen Städ1etages hat 
Kritik daran geübt, daß wir die Aufstockung im Be­
reich der Abwasserbeseitigung ebenso wie bei der 
Bereitstellung zusätzlicher Mit1el für die Trinkwasser­
versorgung durch Umschichtung weiterer 10 Prozent 
der den Kommunen zufließenden Kraflfahrzeug­
steuermit1el finanzieren wollen. Ich halte diese Kritik 
nicht für berechtigt. Unsere auf langfristige Sicherung 
des Staatshaushalts wie auch der Kommunalhaushal­
te ausgerichtete Stabilisierungspolitik läßt eine erheb­
liche Ausweitung der Nettokreditaufnahme nicht zu. 
Niemand von uns weiB heute zuverlässig, welche zu­
sätzlichen Aufgaben in den kommenden Jahren auf 
uns zukommen werden. Wir dürfen uns daher den da­
für notwendigen finanziellen Spielraum im Haushalt 
nicht von vornherein nehmen. 

Wir haben uns für eine Umschichtung der Kfz-Steuer­
mit1el entschieden. Oas stellt sicher, daB das Geld bei 
den Kommunen bleibt. Cer weithin gute Ausbauzu­
stand unseres.kommunalen Straßennetzes läßt·es zu, 
für einige Zeit die Schwerpunkte vom kommunalen 
Straßenbau auf den Abwasserbereich zu verlegen. 
Oaß wir mit dieser Entscheidung richtig liegen, hat 
mir selbt eine ganze Reihe von maßgeblichen kom­
munalen Mandatsträgern bestätigt. 

Oiese Umschichtung vermeidet darüber hinaus, daß 
im Tiefbausektor durch den Einsatz von zusätzlichen 
Mit1ein, ohne da8 anschließend weitere gegeben wer­
den, ein kurzzeitiges Strohfeuer mit allen unliebsa­
men Begleiterscheinungen wie Kostensteigerung und 
Schaffung von Überkapazitäten entsteht. Wir kennen 
solche Effekte aus der Vergangenheit. 

Wie wir die anderen, vom Volumen her nicht so um­
fangreichen Maßnahmen in den Bereichen Luftrein­
haltung, Lärmschutz und Naturschutz im einzelnen fi­
nanzieren werden, hängt wesentlich von der weiteren 
Entwicklung der Steuermehreinnahmen und des ge­
samten Staatshaushalts ab. Oie endgültige Entschei­
dung darüber muB deshalb den jeweiligen Haushalts­
beratungen in den kommenden Jahren vorbehalten 
bleiben. Oie CSU-Fraktion wird ohne Wenn und Aber 
auch im finanziellen Tell zu dem Paketstehen, das wir 
heute gemeinsam beschließen wollen. 

Eine Ergänzung der Verfassung braucht in Bayern die 
Zustimmung unserer Bürger. Oiese erhalten damit 
Gelegenheit, öffentlich zu dokumentieren, wie wichtig 
ihnen das Thema Umweltschutz ist. Ich appelliere da­
her ausdrücklich an alle wahlberechtigten Bürger 
Bayerns, auch dann am Volksentschied teilzunehmen 
und der Verfessungsergänzung zuzustimmen, wenn 
es diesmal nicht um eine Kampfabstimmung geht, bei 
der es auf jede Stimme ankommt. 

(Allgemeiner Beifall) 

Je höher die Beteiligung am Volksentscheid sein 
wird, um so höher wird auch der politische Stellen­
wert der neuen Verfassungsbestimmungen sein. 

Es ist meines Erachtens auch von besonderer sym­
bolhafter Bedeutung, daß der Volksentscheid zusam-

men mit der Europawahl am Tag der deutschen Ein­
heit, dem 17. Juni, durchgeführt wird. Luft und Was­
ser kennen keine Grenzen. Auch der Umweltschutz 
darf keine Grenzen kennen. 

(Allgemeiner Beifall) 

Oas zeigt sich heute an vielen Stellen der Welt. Wo 
nationaler Egoismus - manchmal aber auch territo­
rialer innerhalb der Bundesrepublik Deutschland -
sich notwendigen UmweltschutzmaBnahmen wider­
setz1, leiden Unbeteiligte darunter. 

Ich habe vorhin von den erfreulichen Zahlen gespro­
chen: 720 000 t Schwefeldioxidemissionen 1976, 
300 000 t in diesem Jahr. Wenn man den neuesten 
Umweltschutzbericht des Bundesinnenministers liest, 
wonach in diesem Jahr nach wie vor 3, 1 Millionen t 
Schwefeldioxid auf uns herabregnen und damit nur 
eine Stagnation und keine echte Reduzierung er­
reicht worden ist, wird deutlich, welchen iinormen 
Nachholbedarf andere Länder gegenüber Bayern 
haben. 

(Beifall bei der CSU) 

Oie Trennung unseres Vaterlandes und Europas in 
unterschiedliche Gesellschaftssysteme macht die 
grenzüberschreitenden Umweltprobleme in besonde­
rer Weise bewußt. Gerade in den letz1en Wochen ist 
die schlechte Luft in Nordbayern wieder einmal in die 
Schlagteilen gerückt. Wir können die Lage dort nur 
dann entscheidend verbessern, wenn auch die Nach­
barn in der OCR und in der Tschechoslowakei ihren 
Beitrag leisten. 

(Allgemeiner Beifall) 

Oafür setzen wir uns ein;· dafür werden wir in Bonn 
und auf europäischer Ebene mit allem Nachdruck 
kämpfen. Oas Beispiel Röden beweist, daß auch hier 
echte Fortschritte möglich sind, wenn sie nur ernst­
haft verfolgt werden. Für·ihren langen und schließlich 
erfolgreichen Einsatz in dieser Frage gebührt Ihnen, 
Herr Ministerpräsident, unser aller Oank. 

(Beifall bei der CSU) 

Bayern knüpft seit· vielen Jahren enge internationale 
Umweltschutzkontakte mit Ost und West. Oie CSU­
Fraktion tritt dafür ein, daB der Freistaat Bayern diese · 
aktive Rolle auch in den kommenden Jahren weiter 
übernimmt. 

Mit der vorliegenden Verfassungsergänzung und dem 
begleitenden MaBnahmenkatalog beweisen wir unser 
Verantwortungsbewußtsein für die Umwelt und für 
künftige Generationen. Es berechtigt und verpflichtet 
uns, über unsere Landesgrenzen hinaus immer 
wieder für mehr und besseren Umweltschutz einzu­
treten. 

Schließlich, meine Oamen und Herren, beweist der 
heutige Tag auch, daß die Länderparlamente noch 
Handlungsspielräume haben, wenn sie sie nur 
nutzen. Ich danke Ihnen. 

(Anhaltender allgemeiner Beifall) 

Erster Vlzepriialclent Kamm: Oas Wort hat der Herr 
Kollege Cr. Rothemund. Bitte, Herr Kollege! 
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Dr. Rothemund (SPD): Herr Präsident, meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Der Herr Kollege Tand­
ler hat am Anfang seiner Ausführungen hervorgeho­
ben, daß dies ein besonderer Tag sei. Ich stimme 
dem zu und möchte es gerne ergänzen. 

Die gemeinsame Vorlage einer Verfassungsänderung 
und eines sehr umfangreichen Dringlichkeitantrags 
durch die beiden Fraktionen des Landtags ist zwettel­
los ein einmaliger Vorgang, der, soweit ich sehe, in 
der Geschichte des Bayerischen Landtags keine Pa­
rallele hat. Zwar gab es in der Vergangenheit zwei 
Verfassungsänderungen, die in einer Kommission al­
ler Im Parlament vertretenen Parteien erarbeitet wur­
den. In beiden Fällen, nämlich bei der Einführung der 
Gemeinschaftsschule als Regelschule und bei der 
Festschreibung des öffentliph-rechtlichen Charakters 
unseres Rundfunks in Artikel 111 a der Bayerischen 
Verfassung, sind jedoch jeweils erfolgreiche Volksbe­
gehren vorausgegangen, in dem einen Fall ein Volks­
begehren sowohl der SPD als auch der CSU, im an­
deren Fall ein Volksbegehren allein der SPD. Erst die­
se beiden Volksbegehren haben es damals möglich 
gemacht, im Wege der Verhandlung die christliche 
Gemeinschaftsschule und den öffentlich-rechtlichen 
Charakter unseres Rundfunks durchzusetzen. 

Ich denke, es ist ein großer Fortschritt, daß, ohne ein 
Volksbegehren durchführen zu müssen, beide im 
Landtag vertretenen Parteien sich sowohl auf die Ver­
fassungsänderung als auch auf den Inhalt des Dring­
lichkeitsantrags einigen konnten. 

(Allgemeiner Bettall) 

Ich bin sicher, daß dies auch die bayerischen Wähler 
begrüßen werden. Denn nach den vielen Wahlen in 
den letzten 1 ß Monaten und im Blick auf die bevorste­
hende Europawahl hätten wir den Bürgern doch viel 
abverlangen müssen, wenn beide Parteien erneut 
eine wahlkampfähnliche Kampagne hätten durchfüh­
ren wollen; von den zusätzlichen Kosten für die Par­
teien und auch von den zusätzlichen Kosten für Staat 
und Gemeinden, die nicht unbeträchtlich wären, ab­
gesehen. Es war deshalb ein Gebot der Vernunft, den 
Versuch einer Einigung vor der Einleitung des Volks­
begehrens zu machen, zumal uns nach dem Erfolg 
des Volksbegehrens, möglicherweise zweier Volks­
begehren, auch nichts anderes übrig geblieben wäre, 
als uns gemeinsam an einen Tisch zu setzen. 

Es ist aus diesem Grunde auch richtig gewesen, daß 
die SPD auf die Aufnahme solcher Verhandlungen ge­
drängt hat. Es war sicher auch richtig, daß Sie, meine 
Damen und Herren der CSU, nach anfänglicher Ab­
lehnung bereit waren, die Verhandlungen aufzuneh­
men. Der Redlichkeit halber sollte auch nicht ver­
schwiegen werden, daß Herr Landtagspräsident 
Dr. Heubl dabei entscheidend mitgeholfen hat. Hier­
für spreche ich ihm gerne den Dank unserer Fraktion 
aus. 

(Allgemeiner Bettall) 

Meine Damen und Herren! Ich danke auch den Mit­
gliedern beider Verhandlungskommissionen - natür-

lieh auch Ihnen, Herr Kollege Tandler, für die nüchter­
ne und sachliche Führung der Gespräche - für den 
beiderseitigen Willen, zu Lösungen zu kommen. Ich 
schließe in den Dank selbstverständlich meine Mit­
glieder der Verhandlungskommission, Karl-Heinz 
Hiersemann und Hans Kolo, in besonderer Weise ein. 

(Beifall bei der SPD und Teilen der CSU) 

Zur Vorgeschichte möchte ich bei dieser Gelegenheit 
noch ein zweites festhalten, nämlich mein Angebot an 
Regierung und CSU-Fraktion, in allen Fragen des Um­
weltschutzes in einer Art großer Koalition zusammen­
zuarbeiten. Mit diesem Angebot war die Bereitschaft 
verbunden, auch unpopuläre Maßnahmen, vermeint­
lich oder tatsächlich unpopuläre Maßnahmen, mit 
tragen zu helfen. 

Ich halte sonst nicht sehr viel von großen Koalitionen. 
Wer jedoch weiß, wie weit das Ausmaß der Umwelt­
schäden bereits fortgeschritten Ist, der muß bereit 
sein, parteipolitische Interessen zurückzustellen, 
wenn es der Sache hilft. 

(Bettall bei der SPD und Teilen der CSU) 

Ich hatte in diesem Zusammenhang allerdings auch 
angekündigt, daß meine Partei, falls es nicht zu dieser 
Zusammenarbeit kommt, ein Volksbegehren einleiten 
wird. Ich freue mich, heute feststellen zu können, daß 
meine Pressekonferenz am 2. Dezember vorigen Jah­
res zu der Entwicklung geführt hat, die am heutigen 
Tag mit der Annahme der gemeinsamen Anträge ih­
ren vorläufigen Abschluß findet. Ich sage bewußt 
• vorläufigen Abschluß", denn es ist nicht nur der 
Volksentscheid durchzuführen, sondern es sind auf­
grund des Dringlichkeitsantrages eine große Zahl von 
Initiativen der Bayerischen Staatsregierung notwen­
dig, um neben einer geänderten Verfassung die 
Situation der Umwelt in Bayern konkret zu verändern. 

Meine Fraktion steht selbstverständlich auch zum 
Text der Verfassungsänderung. Es lag in der Natur 
der Sache, daß beide Seiten ihre ursprünglichen Vor­
schläge nicht durchsetzen konnten, sondern aufein­
ander zugehen mußten. Wir begrüßen es dabei be­
sonders, daß die Verfassung nicht nur den Schutz der 
natürlichen Lebensgrundlagen · zur Aufgabe von 
Staat, Gemeinden und Körperschaften des öffentli­
chen Rechts erklärt, sondern daß der Umweltschutz 
auch zu den vorrangigen Aufgaben gehört. Es ging 
uns allerdings von Anfang an nicht darum, ein subjek­
tives öffentliches Recht zu schaffen. 

Wir begrüßen es ebensosehr, daß der möglichst spar­
same Umgang mit Energie in der Verfassung veran­
kert werden soll. Wir halten es für richtig, daß die 
Pflicht zur Beseitigung und zum Ausgleich eingetre­
tener Schäden, soweit die Möglichkeit dazu besteht, 
ebenfalls in der Verfassung ausdrücklich festge­
schrieben wurde. Daß unserer Forderung, das Wort 
.möglichst" beim Schutz der heimischen Tier- und 
Pflanzenarten zu streichen, zunächst im Senatsgut­
achten und dann in der Vorlage der Staatsregierung 
entsprochen wurde und daß es gelungen ist, diese 
Streichung beizubehalten, betrachten wir durchaus 
als einen Erfolg. 
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(Dr. Rothemund [SPD)) 

(Beifall des Abg. Kolo) 

Allerdings handelt es sich auch hier für uns um eine 
condltio slne qua non. 

Die SPD-Fraktion und die bayerische SPD als Partei 
werden alles tun, was In ihren Kräften steht, damit der 
jetzt vorgelegte Text nach Verabschiedung durch den 
landteg beim Volksentscheid am 17. Juni 1984 von 
einer großen Mehrheit der bayerischen Bürger getra­
gen wird. Ich hoffe darauf, da8 gerade diese Abstim­
mung über die VerfassungsAnderung eine hohe Be­
teiligung der Wähler findet, denn das ist eine Gele­
genheit, sich zum Gedanken des Umweltschutzes zu 
bekennen und diejenigen zu ermutigen, die alles tun 
wollen, um das menschenmögliche zur Rettung und 
Bewahn.lng unserer Umwelt durchzusetzen. 

(Allgemeiner Beifall) 

Wenn der Volksentscheid dazu führt, da8 auch die 
BetelHgung an den Europawahlen grö8er wird, dann 
kann das für die Parteien im künftigen Europäischen 
Parlament nur bedeuten, da8 sie noch stärker auf 
schnellen und umfassenden Fortschritt in der Um­
weltpolitik dringen müssen. 

(Beifall bei der SPD) 

Denn wir wissen selbstverständlich, meine Damen 
und Herren, wes wir in Beyern und wes wir im Bund 
tun können, reicht nicht aus. Es Ist genauso wichtig, 
da8 In Europa insgesamt die Anstrengungen im Um­
weltschutzbereich vervielfacht werden. 

Lassen Sie mich im Hinblick auf die hohe Arbeitslo­
sigkeit In der Bundesrepublik und der EG hinzufügen: 
Eine konsequente Umweltpolitik ist eine hervorragen­
de Chance zur Sicherung und zur Schaffung von Ar­
beitsplitzen. 

(Allgemeiner Beifall) 

Auch aus diesem Grund begrü8en wir den vorliegen­
den Drtngllchkeitsantrag sehr. Die Durchführung des 
Antrags löst zusätzliche arbeitsplatzsichernde und 
arbeitsplatzschaffende Investitionen in Milliardenhöhe 
aus, gleich, ob es dabei um den Bereich der Luftrein­
haltung, der Energieeinsparung oder der Wasserwirt­
schaft geht. Gerade auch die Tiefbauwirtschaft kann 
einen solchen Anstoß brauchen, wobei wir durch die 
Art der Deckung eines Teils der vom Staat zu leisten­
den Aufgaben sicherlich ein sonst möglicherweise zu 
befürchtendes Inflationäres Ansteigen der Preise ver­
mieden haben. Auch wenn es uns nicht ganz leicht 
gefallen Ist, haben wir dennoch der Deckung über die 
Kfz-Steuer als SPD-Fraktion zugestimmt. 

Meine Damen und Herren 1 Natürlich Uegt der Haupt­
zweck dieses Antrags derin, die Umweltschäden, vor 
allem das Waldsterben, zu bekämpfen. Ich kann in 
diesem Zusammenhang darauf verzichten, den Inhalt 
des Dringlichkeitsantrags Im einzelnen darzustellen. 
Ich denke, beide Fraktionen haben in mehreren viel­
stündigen Fraktionssitzungen sich ausführlich mit 
dem Inhalt dieses Textes beschiftigt. Herr Kollege 
Tandler hat wesentliche Gesichtspunkte in seiner Re-

de in bezug auf den Dringlichkeitsantrag herausge­
stellt. Ich kann diesen Ihren Begründungen im we­
sentlichen zustimmen. Sie werden aber verstehen, 
da8 unsere Fraktion sich Ihre Ausführungen zur Kern­
energie natürlich nicht zu eigen machen kann und 
wird. 

(Beifall bei der SPD - Abg. Möslein: 
Schade 1 - Abg. Niedermayer: Vielleicht spä-

ter!) 

Meine Damen und Herren! Mit diesem Dringlichkeits­
antrag verzichten wir auf unseren eigenen Gesetzent­
wurf. Mit der Annahme des Dringlichkeitsantrags ist 
unser eigener Gesetzentwurf erledigt. Wir können 
dies ohne Schwierigkeiten hinnehmen, und zwar aus 
drei Gründen: 

E r s t e n s. Der Gesetzentwurf der SPD konnte aus 
staatsrechtlichen Gründen nur Umweltforderungen 
aufnehmen, für die es eine landespolitische Kompe­
tenz gibt. Es ist der große Vorzug des Dringlichkeits­
antrags, da8 es diese Grenze deshalb nicht gibt, weil 
es sich um ein Ersuchen an die Staatsregierung 
handelt, welches die Kompetenz der Regierung 
selbstverständlich unberührt läßt. Es bedarf deswe­
gen noch der von beiden Fraktionen erwarteten Er­
klärung der Staatsregierung, da8 sie dem Dringlich­
keitsantrag entsprechen wird. Dies ist ein staats­
rechtlich bedenkenfreies Vorgehen. Die erwartete 
Bereitschaft der Staatsregierung, im Bundesrat in der 
im Antrag festgelegten Weise aktiv zu werden, ist et­
was, was wir jedenfalls über einen erfolgreichen 
Volksentscheid nicht hätten erreichen können. 

Zweite n s. Wir haben den Inhalt des Gesetzent­
wurfs in den Dringlichkeitsantrag eingebracht. Aller­
dings haben wir keine gesetzliche Verpflichtung der 
Gemeinden und Körperschaften des öffentlichen 
Rechts aufgenommen. Denn selbstverständlich löst 
ein Beschluß des Bayerischen landtegs eine salche 
Verpflichtung der Gemeinden und öffentlich-rechtli­
chen Körperscheiten nicht aus. Wir haben es mit 
Rücksicht auf die Selbstverwaltung zunächst bei der 
Aufforderung an Kommunen und Körperschaften des 
öffentlichen Rechts bewenden lassen. Aber es be­
stand darüber Einigkeit, da8 dann, wenn diese Auffor­
derung wirkungslos bleiben sollte, eine gesetzliche 
Verpflichtung im gleichen Ausmaß wie beim Staat 
selbst beschlossen werden soll. Denn zu Recht wen­
det sich unsere Verfassungsbestimmung nicht nur an 
den Staat, ·sondern auch an die Gemeinden und Kör­
perschaften des öffentlichen Rechts. Es ist selbstver­
ständlich, da8 daraus nötigenfalls durch Gesetzesän­
derung Konsequenzen gezogen werden müssen. 

D ritte n s. Der Dringlichkeitsantrag regelt über un­
seren Gesetzentwurf hinaus eine Reihe wichtiger 
Punkte, die wir einmal deswegen nicht aufnehmen 
konnten, weil natürlich ein der Volksgesetzgebung zu 
unterbreitender Gesetzentwurf nicht überfrachtet 
werden durfte, und zum anderen, weil bestimmte 
Festlegungen sich nicht für eine gesetzliche Rege­
lung eignen. Auch insoweit handelt es sich aber um 
Regelungen, denen für die Zukunft erhebliche Bedeu­
tung zukommt. 
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(Dr. Rothemund [SPD]) 

Aus den drei genannten Gründen verdient der zur 
Debatte· stehende Dringlichkeitsantrag gegenüber 
dem von uns vorgelegten Gesetzentwurf den Vorzug. 

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich zum 
Schluß kommen. Verfassungsänderung und Dring­
lichkeitsantrag gehören eng zusammen. Nicht die 
Verfassungsänderung ist es, welche die konkrete Si­
tuation im Umweltschutz verändert. Die Verfassungs, 
änderung kann nur soweit wirken, als aus ihr in der 
Gesetzgebung und Rechtsprechung, insbesondere 
aber im konkreten Handeln von Staat, Gemeinden 
und Körperschaften des öffentlichen Rechts, Konse­
quenzen gezogen werden. Der Dringlichkeitsantrag 
zieht diese Konsequenzen. Er setzt eindeutig klare 
Fristen. Er bestimmt in wesentlichen Bereichen des 
Umweltschutzes die finanziellen Ausgaben künftiger 
Haushalte. Es ist die Überzeugung meiner Fraktion, 
daB auf diesem Weg ein großer Fortschritt in Bayern 
zur Rettung unserer Wälder und zur Bewahrung un­
serer natürlichen Lebensgrundlagen erreicht werden 
wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich habe für meine Fraktion denen zu danken, die uns 
in der schwierigen Phase, als sich ein Volksbegehren 
abzuzeichnen schien, zur Seite standen. Es waren 
nicht alle Verbände, die sich in der Aktionsgemein­
schaft .Rettet den Wald" zusammengeschlossen ha­
ben. Auch hier hat sich die Spreu vom Weizen ge­
trennt. Aber denen, die uns halfen, ich meine insbe­
sondere den Bund Naturschutz, die Naturfreunde so­
wie die Gewerkschaften, gilt unser besonderer Dank 

(Beifall bei der SPD) 

Ich denke, die beiden im Landtag vertretenen Par­
teien haben eine gute Arbeit geleistet. Für überhebli­
ches Schulterklopfen besteht kein Anlaß. Wir stehen 
in der Verantwortung, unseren Nachkommen eine in­
takte Umwelt zu hinterlassen. Viel, allzu viel ist bis­
lang umweltpoiitisch versäumt worden. Leider ist 
manchem erst aufgrund der schwerwiegenden Schä­
den, die im Naturhaushalt schon entstanden sind, klar 
geworden, daB wir nur überleben können, wenn die 
Umwelt lebt. Ich halte deshalb die Verfassungsände­
rung zusammen mit dem Dringlichkeitsantrag für das 
wichtigste Ereignis der letzten 10 Jahre im bayeri­
schen Parlament, und ich füge ohne Überheblichkeit 
hinzu: Die SPD-Fraktion ist stolz, daB sie die wesent­
lichen Anstöße für die vorliegende Einigung gegeben 
hat. Verfassungsänderung und das Umweltpaket im 
Dringlichkeitsantrag sind ein glaubwürdiger und kon­
kreter Beitrag zur Sicherung der Lebensgrundlagen 
unserer Generation und unserer Nachkommen. · 

(Starker Beifall bei der SPD) 

Meine Fraktion ist auch künftig zur Zusammenarbeit 
in Fragen des Umweltschutzes bereit. Lassen Sie 
mich aus meiner Rede vom 2. Februar 1984 einen 
Satz zitieren: 

Wir sind bereit, an allem mitzuwirken, was uns vor­
anbringt, was unserer bedroht11n Natur hilft und 

der Gesundheit unserer Menschen nützt. Wir wer­
den dies auch dann mittragen, wenn es sich nicht 
um populäre Maßnahmen handelt. 

Dieses Versprechen haben wir in den Verhandlungen 
der letzten Wochen eingelöst, dazu werden wir So­
zialdemokraten auch künftig stehen. Vielen Dank. 

(Allgemeiner Beifall) 

zweiter Vizepräsident Lechner: Meine Damen und 
Herren! Nächster Redner ist der Herr Ministerpräsi­
dent. 

Ministerpräsident Dr. Strauß: Herr Präsident, meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Gerne nehme ich 
die Gelegenheit und den Anlaß wahr, heute im Namen 
der Bayerischen Staatsregierung zu einem gemeinsa­
men Antrag von CSU und SPD Stellung zu nehmen. 
Schon vor zwei Monaten, bei der Einbringung des 
Gesetzentwurfs der Staatsregierung zur Änderung 
der Bayerischen Verfassung, hatte ich die Bitte geäu­
ßert, zu gemeinsamen Lösungen zu kommen. 

Das Ergebnis der sicher nicht immer einfachen Ver­
handlungen liegt heute vor. Ich will den Verhand­
lungsdelegationen beider Fraktionen, dem Kollegen 
Tandler und dem Kollegen Rothemund mit ihren je­
weiligen Mitarbeitern, wie auch den Fraktionen selbst 
dafür danken, daB ein solches befriedigendes Ergeb­
nis erzielt werden konnte. Das Ergebnis ist vernünftig 
und frei von überzogenen Vorstellungen, gleichgültig 
nach welcher Seite. 

Sicher sind von seilen der Staatsregierung einige An­
merkungen veranlaßt, aber insgesamt gesehen kann 
ich für die Bayerische Staatsregierung die Bereit­
schaft erklaren, dem vorliegenden Antrag, wenn er 
zum Beschluß erhoben wird, zu entsprechen. 

Die Einigung der Parteien hat ein Volksbegehren 
überflüssig gemacht. Der für die Änderung der Baye­
rischen Verfassung erforderliche Volksentscheid 
kann gemeinsam mit den Europawahlen am 17. Juni 
1984 durchgeführt werden. Dadurch können Kosten 
gespart und unseren Bürgern ein dritter, in manchen 
Landesteilen wäre es sogar ein vierter Gang zum 
Wahllokal, erspart werden. 

Mit Befriedigung stelle ich fest, daB der Vorschlag der 
Staatsregierung zur Ergänzung des Artikels 3 der 
Bayerischen Verfassung, einer der wichtigsten Be­
stimmungen, in den Beratungen des Landtags unein­
geschränkte Zustimmung erhalten hat mit dem Text: 
.Der Staat schützt die natürlichen Lebensgrundlagen 
und die kulturelle Überlieferung." 

Die Entscheidung, an dieser wichtigen Stelle der Ver­
fassung den Schutz der natürlichen Lebensgrundla­
gen zu verankern, hat in der Zwischenzeit auch die 
Diskussion neu belebt, ob der Umweltschutz als 
Staatsziel in das Grundgesetz aufgenommen werden 
soll. Wir können jetzt von Bayern aus diese Diskus­
sion mit Aufmerksamkeit und Gelassenheit verfolgen; 
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vielleicht haben wir den Anstoß dazu gegeben. Je­
denfalls kann die Regelung in der Bayerischen Ver­
fassung zum Vorbild für andere Verfassungsergän­
zungen werden. 

Die für Artikel 3 und Artikel 141 gefundene Lösung ist 
ausgewogen und vermeidet jede Polarisierung. Sie 
verhindert sowohl eine absolute Priorität ökonomi­
scher Überlegungen als auch einen totalen Vorrang 
des Umweltschutzes vor allen anderen Rechtsgütern. 
Sie nimmt sowohl den einzelnen als auch vor allem 
die staatliche Gemeinschaft in die Pnicht, zu deren 
vorrangigen Aufgaben auch der Schutz der natürli­
chen Lebensgrundlagen gehört. 

Ebenfalls und ausschließlich der Schutz der natürli­
chen Lebensgrundlagen ist das Ziel der jetzt neu in 
Artikel 141 Absatz 1 Satz 3 der Verfassung aufge­
nommenen Formulierung, daß es auch zu den vorran­
gigen Aufgaben von Staat, Gemeinden und Körper­
schaften des öffentlichen Rechts gehört, auf mög­
·lichst sparsamen Umgang mit Energie zu achten. 

Diese Aufgabe ist zwer schon in dem Gebot des Arti­
kels 141 Absatz 1 Satz 2 des Entwurfs enthalten, mit 
Naturgütern schonend und sparsam umzugehen; mit 
der vom Landtag eingefügten Formulierung wird die 
öffentliche Hand aber aufgerufen, der rationellen 
Energieverwendung besondere Aufmerksamkeit zu­
zuwenden. Dabei muß das Energiesparen selbstver­
ständlich im Rahmen und mit den Mitteln unserer So­
zialen Marktwirtschaft angestrebt werden. Ich gehe 
von einem allseitigen Einvernehmen aus, daß diese 
Formulierung nicht zu dirigistischen Bestimmungen, 
Eingriffen oder Kontrollen ermächtigen soll. Auf diese 
Klarstellung, die ein Beitrag für die Interpretation der 
Vorschrift sein soll, will ich meine Bemerkungen zur 
Änderung der Bayerischen Verfassung beschränken. 

Die EntsCheklung des Bayerischen Landtags zur Än­
derung unserer Verfassung setzt die von mir am 
2. Februar 1984 hier verkündete Absicht der Bayeri­
schen Staatsregierung In die Tat um, der Verpflich­
tung zur Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen 
und dem Schutz unserer Umwelt in einem bisher 
nicht gekannten Maße Verfassungsrang zu verleihen. 
Dafür danke ich Ihnen, meine Damen und Herren des 
Bayerischen Landtags. Gleichzeitig darf ich die Bür­
ger unseres Landes auffordern, beim Volksentscheid 
am 17. Juni 1984 dem Gesetz ihre Zustimmung zu 
geben. 

Ich habe am 2. Februar 1984 hier erklärt, da8 die Ver­
fassungserginzung nicht ohne Auswirkung bleiben 
werde. Der vorliegende gemeinsame Antrag von CSU 
und SPD greift zahlreiche Vorschläge auf, die ich da­
mals erwähnt habe, so zum Beispiel: 

- Minderung der Schadstoffemissionen bei Unter­
nehmen, an denen der Freistaat Bayern beteiligt ist, 

- ein Altanlagensanlerungsprogramm, 

- eine Initiative zur Novellierung des Bundesimmis-
sionsschutzgesetzes, 

- eine rasche Verabschiedung des Teils 3 der Techni­
schen Anleitung Luft, 

- die Unterstützung der Bundesregierung bei der 
Einführung bleifreien Benzins und abgasarmer 
Kraftfahrzeuge verbunden mit der Forderung nach 
steuerlichen Erleichterungen, 

- die Beschaffung und den Betrieb von Kraftfahrzeu­
gen mit Abgasreinigung durch die öffentliche Hand, 

- die Beschleunigung der Bemühungen zur Abgas­
entgiftung bei Dieselmotoren, 

- die Verstärkung der Mittel für Abwasseranlagen, 

- die Einleitung gezielter Abhilfemaßnahmen zur Ver-
minderung der Belastung des Grundwassers, 

- ein Programm zum Schutz des Bodens, für eine 
umweltfreundliche landwirtschaftliche Produktion 
und zur Erhaltung der Kulturlandschaft, 

- die Vorlage eines Artenschutzprogramms, 

- Maßnahmen zum Biotopschutz, 

- das Hinwirken auf einen sparsamen Landschafts-
verbrauch, 

- Schallschutzmaßnahmen. 

Diese Anregungen sind im vorliegenden Antrag auf­
gegriffen, konkretisiert und ergänzt worden. Der An­
trag zeigt, daß wir im Bayerischen Landtag Weiß-Blau 
als das schönste Grün empfinden. 

(Beifall bei der CSU) 

Meine Anmerkungen zu den Begleitmaßnahmen will 
ich auf 7 Punkte beschränken: 

1. Ich habe in meiner Erklärung vom 2. Februar 1984 
die Erfolge dargestellt, die schon in den letzten Jah­
ren bei der Verminderung der Schwefel­
d i o x i dem i s s i o n e n in Bayern erzielt werden 
konnten. Der Landtag fordert jetzt, die Schwefeldioxid­
emissionen bis zum Jahreswert 1987 um ca. 75 Pro­
zent des Jahreswertes 1982 bei den Unternehmen zu 
senken, in denen der Freistaat Bayern überwiegen­
den Einfluß hat. Diese Forderung kann, wie mir nach 
sorgfältiger Prüfung von Fachleuten versichert wor­
den ist, erfüllt werden. Wenn die Bemühungen der 
Staatsregierung weiterhin so zielstrebig fortgesetzt 
werden wie in der Vergangenheit, wird dieser wichti­
ge Beitrag zur Eindämmung einer wesentlichen Ursa­
che der Luftverschmutzung und zur Bekämpfung der 
Waldschäden erbracht werden können. 

(Beifall bei der CSU) 

2. Vorsichtiger, und mit Recht vorsichtiger, wird im 
vorliegenden Antrag gefordert, eine R e d u z i e -
rung der Stickoxidemlssionen um ca. 
75 Prozent vom 1. Januar 1984 bis 1. Januar 1988 an­
zustreben. Oie vorsichtige Formulierung, die unter 
dem Vorbehalt der Verfügbarkeit entsprechender 
technischer Einrichtungen steht und stehen muß, ist 
berechtigt. Leider gibt es derzeit noch keine zur Se­
rienreife entwickelten Verfahren, die Stlckoxid­
emisslonen im gleichen Umfang wie Schwefeldioxid­
emissionen zu vermindern. 

Durch feuertechnische - ich betone: feuer­
technische - Maß nah m e n können die Stickoxid-
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emissionen der Kraftwerke in den nächsten Jahren 
um maximal 30-40 Prozent abgesenkt werden. Dafür 
werden wir uns sicherlich mit voller Kraft einsetzen. 
Eine stärkere Reduzierung über die 30-40 Prozent 
hinaus Ist nur durch Maßnahmen der A b g a s r e i -
n i g u n g möglich. In der Bundesrepublik gibt es da­
zu noch kein serienreifes Verfahren auf dem Markt. 
Die Verfahren befinden sich vielmehr noch im Ent­
wicklungsstadium. Erfahrungen mit entsprechenden 
Katalysatoren gibt es bisher im wesentlichen nur in 
Japan. Diese Erfahrungen können jedoch im Gegen­
satz zu manchen weitverbreiteten Vorstellungen aus 
folgenden Gründen nicht ohne weiteres auf die Ver­
hältnisse in unseren Kraftwerken übertragen werden: 

a) Die japanischen Kraftwerke mit Entstickungsanla­
gen werden nur zur Deckung des Grundlastbe­
darfs betrieben. Das Verhalten der Katalysatoren 
bei Mittellastbetrieb mit häufigen Lastwechseln ist 
bis jetzt nicht bekannt. 

b) Die Kohlequalität und die Feuerungsführung sind 
von Einfluß auf den Wirkungsgrad und die Standfe­
stigkeit des Katalysators. Die Verhältnisse bei uns 
weichen von denen in Japan nach dem mir vorge­
legten Gutachten erheblich ab. 

c) Aus Japan liegen auch noch keine Erfahrungen mit 
Schmelzkammerteuerungen vor, wie sie bei uns 
zum Beispiel im Kraftwerk Aschaffenburg einge­
setzt werden. 

Zur Prüfung der Frage, ob die japanischen Erfahrun­
gen auf die Anlagentechnik, die Brennstoffqualität 
und die Betriebsweise der Kraftwerke bei uns über­
tragbar sind, ist es erforderlich, zunächst Demonstra­
tionsanlagen zu errichten, um zu befürchtende und 
nicht auszuschließende Fehlinvestitionen giganti­
schen Ausmaßes zu verhindern. 

In Bayern sind solche Demonstrationsanlagen zur 
Verminderung der Stickoxidemissionen im Heizkraft­
werk Nürnberg-Sandreuth, das mit Steinkohle be­
feuert wird, und im Kraftwerk Arzberg, das mit Braun­
kohle befeuert wird, vorgesehen. Die Staatsregierung 
wird beide Demonstrationsanlagen, Nürnberg-Sand­
reuth und Arzberg, fördern. 

(Beifall bei der CSU) 

Ich verhehle nicht, daß es darüber eine gewisse Dis­
kussion gegeben hat, die nach einer gewissen Zeit­
dauer allerdtngs dann von mir beendet worden ist. 

(Allgemeine Heiterkeit) 

Dafür werden dann auch die in Erwägung gezogenen 
Simultananlagen, die sowohl der Verminderung der 
Schwefeldioxidemission wie der Verminderung der 
Stlckoxidemisslon gleichzeitig dienen sollen, geför­
dert. 

Für das Heizkraftwerk Sandreuth läuft bereits die 
Ausschreibung, für das Kraftwerk Arzberg wurden 
die Verhandlungen mit möglichen Lieferfirmen aufge­
nommen. Die Auftragserteilung für beide Anlagen 
kann voraussichtlich Ende 1984, spätestens Anfang 

1985 erfolgen. Die Projektierung, die Angebctserstel­
lung, die Bewertung der verschiedenen Systeme un­
tereinander und die Auftragsverhandlungen brauchen 
angesichts auch der finanziellen Größenordnungen 
ihre Zeit. Nach dem gegenwärtigen Stand können 
beide Anlagen - sei es getrennt, sei es als S i m u 1-
t a n a n 1 a g e - voraussichtlich leider nicht vor An­
fang 1987 in Betrieb genommen werden. Ich habe die 
zuständigen Ministerien dringend darum gebeten, al­
les zu tun, diese Verfahren zu beschleunigen und den 
von mir genannten Termin zu unterschreiten. Vor al­
len Dingen müssen die Versuche beschleunigt wer­
den, damit schnellstmöglich Ergebnisse vorliegen. 
Die Pilotprojekte müssen aber eine gewisse Zeit in 
Betrieb sein, wenn sie verwertbare Ergebnisse erzie­
len seilen, auf denen weittragende finanzielle Ent­
scheidungen aufzubauen sind. Diese Ergebnisse wer­
den voraussichtlich nicht vor 1988 vorliegen. 

Die Staatsregierung ist deshalb der Auffassung, daß 
nach dem gegenwärtigen Erkenntnisstand die Ein­
richtungen für einen großtechnischen Einsatz bis 
zum Jahre 1988 noch nicht verfügbar sein werden. 
Die Inbetriebnahme von Anlagen, die dann auf die Er­
fahrungen der Demonstrationsanlagen zurückgreifen 
können, ist nicht vor 1990 zu erwarten. Sollte, und 
darauf zu hoffen liegt durchaus im Bereich des Mögli­
chen und nicht des Fantastischen, der Fortschritt der 
Technik einen früheren allgemeinen Einsatz von 
Rauchgasreinigungsanlagen möglich machen, wird 
die Staatsregierung selbstverständlich darauf hinwir­
ken, daß die Unternehmen, in denen der überwiegen­
de Einfluß des Freistaates Bayern gegeben ist, diese 
Verfahren schnellstmöglich einführen. 

(Beifall bei der CSU) 

Es wäre jedoch unredlich, nach dem jetzigen Stand 
der Erkenntnisse heute eine andere Erklärung abzu­
geben und mehr zu versprechen. Behauptungen, daß 
in erheblichem Umfang bereits bis 1988 bei Altanla­
gen Verfahren zur Verminderung der Stickoxidemis­
sionen im großtechnischen Einsatz realisiert sein 
können, kann ich leider nicht bestätigen. Ich würde 
mich freuen, wenn mich die technische Entwicklung 
eines Besseren belehrt. Bayern wird jedenfalls in der 
Anwendung der verfügbaren Techniken hinter keinem 
anderen Land der Bundesrepublik zurückstehen. 

(Beifall bei der CSU) 

Ich gehe selbstverständlich auch davon aus, genauso 
wie Kollege Dr. Rothemund, daß die Diskussion dar­
über zwischen Parlament und Staatsregierung mit 
der heutigen Erklärung und Beschlußfassung nicht 
abgeschlossen ist. Die Staatsregierung wird die Ent­
wicklung so vorantreiben, daß baldmöglichst Ergeb­
nisse vorliegen, die Grundlage weiterer Entscheidun­
gen sein können. Dabei gehe ich davon aus, daB die 
Bemühungen zur Verminderung der Schadstoffemis­
sionen unserer Kraftwerke in allen Teilen des Bun­
desgebietes so vorangetrieben und dadurch wettbe­
werbsverzerrende Strompreise vermieden werden. 

(Beifall bei der CSU) 

3. Die Überprüfung aller genehmigungspflichtigen 
Emissionsquellen und die Ausschöpfung der 
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heute vorhandenen rechtlichen Möglichkeiten zum 
Erlaß nachtriglicher Anordnungen zur Verminderung 
von Luftverunreinigungen durch Altanlagen ist in Bay­
em durch den laufenden Vollzug der Umweltschutz­
gesetze gewlhrleiste1. Ich werde die zuständigen Mi­
nisterien auffordem, Im Rahmen des laufenden Voll­
zugs bis 31. Dezember 1985 solche genehmigungs­
pflichtigen Emissionsquellen verstärkt zu überprüfen, 
die nach Menge oder Gefährlichkeit der von ihnen 
ausgehenden Emissionen eine besondere Belastung 
darstellen und die nicht bereits in letz1er Zeit über­
prüft worden sind. 

4. Viele Wünsche und Anregungen, die der vorliegen­
de Antrag enthilt, sind an den Bund gerichtet. Die 
Staatsregierung wird die Vorstellungen des Bayeri­
schen Landtags aufgreifen und in die Verhandlungen 
mit dem Bund oder in die Beratungen des Bundesra­
tes einbringen. 

Zu§ 17 Absatz 2 des Bundesimmissions­
s c h u t z g e s e t z e s ist die Staatsregierung bereits 
tätig geworden. Der Landtag fordert mit Recht, die 
Möglichkeiten für nachträgliche Anordnungen bzw. 
zum Widerruf von Betriebsgenehmigungen gewerbe­
rechtllch oder lmmissionsschutzrechtlich genehmig­
ter Anlagen wirksamer zu gestalten. Das geltende 
Recht liBt eine nachträgliche Anordnung zum Schutz 
vor schädlichen Umwelteinwirkungen bei bestehen­
den Anlagen nicht zu, wenn die Anordnung wirt­
schaftlich nicht vertretbar ist. Damit können die Ge­
sichtspunkte des Umweltschutzes nicht immer im er­
forderlichen Umfang berückslchtig1 werden. 

Die Staatsregierung hat deshalb im Februar einen 
Gesetzentwurf zur Änderung des § 17 Absatz 2 des 
Bundeslmmlssionsschutzgesetzes im Bundesrat ein­
gebracht, der nicht mehr allein auf die wirtschaftliche 
Vertretbarkeit, sondem auf den allgemeinen Grund­
satz der VerhillnlsmiBlgkeit abstellt. Dieser wird zur 
Verbesserung der Rechtssicherheit gleichzeitig näher 
konkretisiert. Bei der Entscheidung über eine nach­
trigUche Anordnung sind die wirtschaftlichen Auswir­
kungen, die Menge und Gefährlichkeit der von der 
Anlage ausgehenden Emissionen und die beabsich­
tigte Dauer des Betriebs der Anlage abzuwägen. 
Durch die Abwägung zwischen den Interessen des 
Anlagenbetreibers einerseits und den Interessen der 
Allgemeinheit und der Nachbarschaft andererseits 
soll künftig ein für den Umweltschutz besseres Er­
gebnis erzielt werden. 

Das Unbehagen über die geltende Rechtslage bei 
nachträglichen Anordnungen ist allgemein. Nord­
rhein-Westfalen hat ebenfalls einen Vorstoß Im Bun­
desrat unternommen. Auch die Bundesregierung 
wird voraussichtlich auf diesem Gebiet tätig werden. 
Es spricht alles dafür, daB wir In absehbarer Zelt ver­
besserte Rechtsgrundlagen für Anordnungen gegen 
schädliche Altanlagen haben werden. 

5. Die Gro8feuerungsanlagen-Verord­
n u n g, ebenfalls Bundesrecht, soll nach dem Willen 
des Landtags sobald wie möglich weiter verbessert 
werden. · 

(Zustimmung bei der CSU) 

Die jetz1 gültige Verordnung ist am 1. Juli 1983, also 
vor einem Dreivierteljahr, in Kraft getreten. Es ist kein 
Geheimnis, und ich habe es oft genug betont, daß 
diese Verordnung, so wichtig und notwendig sie war 
und ist, nicht voll den bayerischen Vorstellungen ent­
spricht. Zwar ist es im Bundesrat gelungen, gegen­
über der Regierungsvorlage erhebliche Verbesserun­
gen durchzusetzen, zum Beispiel 

- die Ablehnung des Fernwärmebonus, der Femwir­
meerzeuger bei der Rauchgasentschwefelung be­
vorzugt hätte, 

- eine spürbare Verkürzung der Restnutzungsdauer 
von Altanlagen, 

- eine Änderung der Leistungsklassen für Großfeue­
rungsanlagen und damit eine Verschärfung der An­
forderungen, 

- Regelungen zur Unterbindung von Umgehungs-
möglichkeiten. 

Aber Bayem ist nicht mit allen seinen Vorschlägen 
durchgedrungen. Es ist nicht gelungen, das Braun­
kohleprivileg zu streichen und damit die Gleichstel­
lung von Steinkohle- und Braunkohlekraftwerken hin­
sichtlich der zulässigen Emissionskonzentrationen 
für Schwefeldioxid zu erreichen. Es ist nicht gelun­
gen, die Endfrist. bis zu der Altanlagen mit hohen 
Emissionswerten entweder stillzulegen oder nachzu­
rüsten sind, von 1993 auf 1991 zu verkürzen. Keine 
Mehrheit haben wir auch dafür gefunden, die Grenz-. 
werte für staubförmige Emissionen bei Feuerungsan­
lagen fOr feste Brennstoffe herabzusetzen. 

Niemand wird bestreiten, daß die Großfeuerungsanla­
gen-Verordnung trotz mancher unbefriedlg1er Wün­
sche insgesamt ein bahnbrechender Schritt war, der 
zu einer erheblichen Verringerung der 
Schwefeldioxidemissionen führen wird. Nach Anga­
ben des Bundesinnenministers wird erwartet, daB bis 
1988 allein aus den Anlagen der öffentlichen Strom­
versorgung jährlich eine Million Tonnen Sci-feldio­
xid weniger emittiert werden als nach der alten 
Rechtsgrundlage emittiert worden wären. Nach Be­
rechnungen des Umweltbundesamtes werden insge­
samt durch die Verordnung die jährlichen Schwefel­
dioxidemissionen halbiert: von 3,2 auf 1,6 Millionen 
Tonnen. Eine Dynamislerungsklausel verpflichtet je­
den Betreiber, zur Verminderung der Stlckoxidemis­
sionen den jeweils neuesten Stand der Feuerungs­
und sonstigen Vermeidungstechnik auszuschöpfen. 

Weitergehende Lösungen waren und sind, wie die 
bayerischen Anträge im Bundesrat zeigen, denkbar, 
politisch jedoch derzeit nicht durchsetzbar. Der Bun­
desinnenminister, den ich selbst wiederholt darauf 
angesprochen habe, lehnt zum. jetzigen Zeitpunkt 
eine abermalige Novellierung der Großfeuerungsanla­
gen-Verordnung ab. Er hat gute Gründe dafür. Vor­
schriften, die wie die GroBfeuerungsanlagen-Verord­
nung die betroffenen Untemehmen zu mittel- und län­
gerfristigen Planungen und zu kostenwirksamen Inve­
stitionsentscheidungen erheblichen AusmaBes zwin-
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gen, müssen verläßlich sein, sie dürfen nicht, kaum 
erlassen, schon wieder geändert werden. 

(Zustimmung bei der CSU) 

Der Bundesinnenminister befürchtet, daß die betrof­
fenen Anlagebetreiber im Hinblick auf eine jetzt 
schon wieder angekündigte baldige Novellierung 
nicht die notwendigen und möglichen Schritte unter­
nehmen, um die Erfordernisse der jetzt gültigen 
Großfeuerungsanlagen-Verordnung zu vollziehen. 
Statt eines basseren Umweltschutzes hätten wir zwar 
bessere Vorschriften, aber eine schlechtere Lage in 
der Praxis. Der Bundesinnenminister will zunächst die 
Ergebnisse des Vollzugs der geltenden Vorschriften 
abwarten und überprüfen. Die bayerische Haltung ist 
der Bundesregierung bekannt. Es wäre unklug und 
unzweckmäßig, mit dan vor weniger als einem Jahr 
gescheiterten bayerischen Anliegen jetzt eine neue 
Initiative zu beginnen. Mit Papier kann man zwar Pro­
paganda machen, aber nicht die Tatsachen verän­
dern. 

Unabhängig davon gilt, was ich am 2. Februar an die­
ser Stelle erklärt habe: Die Bayerische Staatsregie­
rung ist bemüht, in Gesprächen mit den Energiever­
sorgungsunternehmen zu Lösungen zu kommen, die 
über die Regelungen der Großfeuerungsanlagen-Ver­
ordnung eindeutig hinausgehen. Unbestritten ist, daß 
die Erfahrungen aus der erst vor kurzem in Kraft ge­
tretenen Großfeuerungsanlagen-Verordnung sorgfäl­
tig ausgewertet und als Voraussetzung für eine weite­
re Novellierung dienen werden. 

6. Teil 2 der bundesrechtlichen Technischen 
An 1 e it u ng zur Reinhaltung der Luft, der 
sich unter anderem mit MeBvorschriften befaßt, ist 
ebenfalls erst 1983 novelliert worden. Dabei wurden 
die Meßverfahren im Rahmen der Neuregelung der 
Berechnungs- und Beurteilungsverfahren für die Im­
missionsbelastung so ausgestaltet, daß es nach Auf­
fassung der Staatsregierung nicht zu einer realen 
Verschlechterung gegenüber der bisherigen Fassung 
der TA Luft kommen kann. 

Eine Überprüfung des Teils 2 der TA Luft hält die 
Staatsregierung deshalb derzeit nicht für erforderlich. 
Sollten sich aber dennoch konkrete Anhaltspunkte 
für mögliche Verschlechterungen ergeben, wird die 
Staatsregierung die Anregungen des Landtags 
selbstverständlich aufgreifen. 

7. In meiner Erklärung am 2. Februar 1984 habe ich 
bereits ausgeführt, 

- daß Umweltschutz Geld kostet, 

- daß innerhalb der öffentlichen Haushalte Prioritäten 
gesetzt werden müssen, 

- daß wir uns darüber im klaren sein müssen, daß 
diese Mittel an anderer Stelle nicht mehr zur Verfü­
gung stehen. 

Aus meinen Ausführungen über die Entwicklung 
technischer Anlagen zur Verminderung der Emissio­
nen, sei es bei Schwefeldioxid, sei es bei Stickoxiden, 
ergibt sich schon, daß es sich hier um eine Frage der 

wissenschaftlichen Forschung und technischen Ent­
wicklung handelt und daß deshalb die von der moder­
nen Technik angerichteten Schäden, da wir ja nicht 
auf Kraftwerke verzichten können, nur wieder unter 
- vielleicht sogar kostspieligem - Einsatz modern­
ster Technik überwunden, abgebaut und für die Zu­
kunft verhindert werden können. 

Der Bayerische Landtag hat die Anregung aufgegrif­
fen, die Mittel für Abwasserbeseitigungs­
maß n a h m e n zu erhöhen. Ich begrüße es, daß es 
auf diese Weise möglich sein wird, noch mehr als bis­
her, noch schneller als bisher etwas zu tun. Auch die 
zusätzlichen Mittel für die Trinkwasser ver -
sorg u n g, das Darlehensprogramm für die Luft -
reinhaltung, die Zusatzmittel für Lärm­
schutz, für den Naturschutz und den Na­
t u r s c h u t z f o n d s unterstreichen die Ernsthaftig­
keit de.r Ankündigungen. 

Ich danke dem Bayerischen Landtag auch für die Be­
reitschaft, den Großteil der erforderlichen Mittel 
durch Umschichtung aufzubringen. Ich würde es, ge­
nauso wie der Bayerische Landtag, begrüßen, wenn 
die nichtgedeckten Mehrausgaben dann durch 
Steuermehreinnahmen aufgebracht werden könnten. 
Aber gerade an dem Beschluß, die Steuermehrein­
nahmen vorrangig für diesen Zweck heranzuziehen, 
zeigt sich schon die Priorität gemäß dem Auftrag un­
serer geänderten Verfassung. Soweit der gemeinsa­
me Antrag eine Ausgabendeckung durch zusätzliche 
Kreditaufnahmen in den nächsten Jahren nicht aus­
schließt, müssen wir die weitere Entwicklung abwar- . 
ten. Ich nehme die Absicht des Landtages hierzu ger­
ne zur Kenntnis. Bei anderer Gelegenheit habe ich 
ausgeführt, daß es keinen Sinn hätte, einem sterben­
den Volk gesunde Haushalte zu hinterlassen. Genau­
so wenig sinnvoll wäre es, die Forderung nach Kon­
solidierung der Haushalte über den Schutz unserer 
natürlichen Lebensgrundlagen zu stellen. 

(Allgemeiner Beifall) 

Die richtige Entscheidung muß zum gegebenen Zeit­
punkt und unter Berücksichtigung aller dann vorlie­
gen.den Umstände getroffen werden. Eine solche 
richtige Entscheidung war es :zWeifellos auch, auf ge­
sonderte Volksbegehren zu verzichten: Mit den Mil­
lionen, die dank der Einigung der Fraktionen auf den 
vorliegenden Antrag dadurch gespart werden kön­
nen, lassen sich zum Beispiel schon die zusätzlichen 
Maßnahmen für den Lärmschutz in den nächsten Jah­
ren finanzieren. 

Eine Anmerkung am Rande: Wenn ich richtig gezählt 
habe, sieht der vorliegende Antrag acht neue Be­
richtspflichten der Staatsregierung gegenüber dem 
Landtag vor. Ich halte, mit Verlaub gesagt, derartige 
Berichte nicht für einen so wichtigen oder unerläßli­
chen Beitrag zur Erhaltung unserer natürlichen Le­
bensgrundlagen. Auch ist es denkbar, daß wiederholt 
berichtet werden muß, weil zunächst nur Zwischen­
berichte möglich sind. Die Zeit un!'.I der Aufwand, die 
erfahrungsgemäß in diese Berichte zu investieren 
sind, wären sicherlich für aktive Arbeit im Dienste des 
Umweltschutzes besser verwendet. 
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Aber, das möchte ich genauso deutlich betonen, der 
Landtag kann davon ausgehen, da8, was er heute 
hier beschließt und dem ich im Rahmen dieser Erklä­
rung für die Staatsregierung zustimme, was tech­
nisch mechbar und finanziell darstellbar ist, auch tat­
sächlich vollzogen wird. Wir nehmen den Auftrag 
ernst und wollen nicht, daB zwischen Wort und Wahr­
heit, zwischen Wort und Tatsache eine zunehmende 
Kluft eintritt, die die Aussagen der Politiker und ihrer 
politischen Organisationen unglaubwürdig macht. 

(Beifall) 

Die Staatsregierung braucht auch die Kontrolle durch 
das Parlament nicht zu fürchten. Ich bitte aber um 
Verständnis dafür, daB die gewünschten Berichte so 
unkompliziert wie möglich erstellt werden sollen, zum 
Beispiel auch Im Rahmen eines mündlichen Vortrags 
im zuständigen Ausschu8 mit den enstprechenden 
Möglichkeiten zu Frage und Antwort. 

Wir haben uns gemeinsam sehr viel vorgenommen. 
Ich hoffe mit Ihnen, daB wir unsere Absichten zielstre­
big und schnell verwirklichen, daB nicht neue Pro­
bleme, Sorgen und Nöte in Frage stellen, was uns 
jetzt mit Recht so dringlich erscheint. 

Vor allem hoffe ich, da8 der wirtschaftliche Auf­
schwung anhält, der Voraussetzung dafür ist, daB, 
was wir heute wollen, morgen auch finanziert werden 
kann. Die Vorzeichen dafür stehen günstig. 

Ich darf den beiden Fraktionen nochmals für den Pakt 
der Vernunft und für die Einigung auf der Grundlage 
des gesunden, dem Bürger dienenden Menschenver­
standes recht, recht herzlich danken und die Bitte äu­
Bern, daB wir uns alle vornehmen, die uns gegebene 
Chance nach Kräften zu nutzen. 

(Lebhafter Beifall) 

Enter Vlzepri81dent Kamm: Es liegt keine weitere 
Wortmeldung vor. Bevor wir in die Abstimmung zur 
Änderung der Verfassung des Freistaates Bayern ein­
treten, lasse ich zunächst in Übereinkunft mit den 
Fraktionen abstimmen über den D r i n g 1 i c h -
k e i ts an trag der Abgeordneten· Tandler, Alois 
Glück, Leeb und Fraktion, Dr. Rothemund, Hierse­
mann, Kolo und Fraktion betreffend BegleitmaBnah­
men zum Fünften Gesetz zur Änderung der Verfas­
sung des Freistaates Bayern auf Dr u c k s a c h e 
10/3431. 

Ich darf zuvor tragen, ob dazu noch Wortmeldungen 
gewünscht werden. - Dies ist nicht der Fall. 

Dann kommen wir zur Abs tim m u n g. Wer dem 
Dringlichkeitsantrag die Zustimmung geben will, den 
bitte ich um das Handzeichen. - Gegenstimmen bitte 
ich anzuzeigen. - Stimmenthal1ungen? - Damit ist 
der Dringlichkeitsantrag e i n s t i m m i g an­
genommen. 

(Beifall) 

Wir kommen zur A b s t i m m u n g über den Gesetz­
entwurf zur Änderung der Bayerischen Verfassung. 

Der Abstimmung zugrunde liegen die Regierungsvor­
lage auf D r u c k s a c h e 10/2651, der Änderungsan­
trag auf D r u c k s a c h e 10/3241, die Beschlu8emp­
fehlung des Ausschusses für Landesentwicklung und 
Umweltfragen auf Drucksache 10/3281 sowie 
des Ausschusses für Verfassungs-, Rechts- und 
Kommunalfragen auf D r u c k s a c h e 10/337 4. 

GemäB § 58 Absatz 3 der Geschäftsordnung treten 
wir in die Einzelberatung ein. Ich darf darauf hinwei­
sen, daB es sich um ein verfassungsänderndes Ge­
setz handelt, das der Zweidrittelmehrheit der gesetz­
lichen Mitgliederzahl des Bayerischen Landtags, also 
der Zustimmung von 136 Mitgliedern des Hohen Hau­
ses, bedarf, und zwar nach allgemeiner Auffassung 
auch In der Zweiten Lesung, weil hier möglicherweise 
schon eine Ablehnung erfolgen könnte. 

Ich rufe auf § 1. Wortmeldungen? - Es liegen keiAe 
vor. Zur besseren Übersicht lasse ich über die einzel­
nen Ziffern gesondert abstimmen. 

Nach Ziffer 1 soll der bisherige Text des Artikels 3 
zum Absatz 1 werden und ein neuer Absatz 2 ange­
fügt werden. Die Ausschüsse empfehlen hierzu Zu­
stimmung. Wer diesem Votum beitreten will, den bitte 
ich um das Handzeichen. - Gegenstimmen bitte ich 
anzuzeigen. - Stimmenthaltungen? - Es ist e i n -
s t i m m i g so beschlossen. 

Die Ziffer 2 der Regierungsvorlage wird zur unver­
änderten Annahme empfohlen. Wer zustimmen will, 
den bitte ich um das Handzeichen. - Gegenstimmen 
bitte ich auf die gleiche Weise anzuzeigen. - Stimm­
enthaltungen? - Bei drei Stimmenthaltungen so 
b e s c h 1 o s s e n. 

Auch die Z i ff e r 3 soll nach der Empfehlung der 
Ausschüsse in der Fassung der Regierungsvorlage 
angenommen werden. Wer zustimmen will, den bitte 
ich um das Handzeichen. - Danke. Gegenstimmen 
bitte ich anzuzeigen. - Stimmenthaltungen? - E i n -
s t i m m i g so beschlossen. 

Zu Z i ff e r 4 empfehlen die Ausschüsse eine Neu­
fassung entsprechend dem Änderungsantrag auf 
Drucksache 10/3241. Wer dieser Neufassung 
zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. -
Danke. Die Gegenstimmen bitte Ich anzuzeigen. -
Stimmenthaltungen? - Auch hier ist e i n s t i m m i g 
so beschlossen. 

Damithatder Änderungsantrag auf Druck­
sache 10/3241 seine Erledigung gefunden. 

Ich rufe auf § 2. Wortmeldungen dazu liegen nicht 
vor. Der Ausschu8 für Verfassungs-, Rechts- und 
Kommunalfragen schlägt vor, als Tag des lnkrafttre­
tens den 1. Juli 1984 einzusetzen. Der Herr Kollege 
Leeb hat Im Rahmen der Berichterstattung beantragt, 
das Gesetz für dringlich zu erklären. § 2 würde damit 
wie folgt lauten: 

Dieses Gesetz ist dringlich. Es tritt am 01. Juli 
1984 in Kraft. · 

Wer dem zustimmen will, den bitte ich um das Hand­
zeichen. - Danke. Die Gegenstimmen bitte ich anzu-
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zeigen. - Stimmenthaltungen? - Bei 3 Stimmenthal­
tungen so beschlossen. 

Damit ist die Einzelberatung abgeschlossen. Ein An­
trag auf Dritte Lesung ist nicht gestellt. Damit kom­
men wir unmittelbar zur Sc h 1 u 8 ab s t i m m u n g. 
Ich darf fragen, in welcher Form die SchluBabstim­
mung vorgenommen werden soll. 

(Abg. Dr. Rothemund: Wir haben uns auf 
namentliche Abstimmung geeinigt!) 

- Die Fraktionen haben sich auf namentliche Abstim­
mung geeinigt. Es erhebt sich kein Widerspruch. 

Wir kommen zur namentlichen Abstimmung. Wer sei­
ne Zustimmung geben will, nimmt die Ja-Karte, wer 
ablehnen will, die Nein-Karte. Stimmenthaltung ist be­
kanntlich in weißer Form anzuzeigen. 

Ich bitte, mit dem Namensaufruf zu beginnen. 

(Namensaufruf) 

Das Alphabet wird e i n m a 1 wiederholt. -

Ich unterbreche die Sitzung bis zur Bekanntgabe des 
Ergebnisses. 

(Unterbrechung der Sitzung von 10 Uhr 50 
Minuten bis 10 Uhr 53 Minuten) 

Erster Vlzeprialdent Kamm: Die Sitzung wird wieder 
aufgenommen. 

Meine Damen und Herren! Ich gebe das Ergebnis der 
Abstimmung bekannt. An der Abstimmung teilge­
nommen haben 181 Abgeordnete. 178 Abgeordnete 
stimmen mit Ja, keine Nein-Stimme und 3 Enthaltun­
gen. 

(Beifall) 

Ich stelle fest, daB die Anzahl der verfassungsrecht­
lich notwendigen Stimmen, 136, vorliegt. Das Gesetz 
ist damit durch den Bayerischen Landtag an g e -
nommen. 

Es hat den Ti t e 1: 

Fünftes Gesetz 

zur Änderung der Verfassung des Freistaates 
Bayern 

Nach Behandlung des Gesetzentwurfs im Bayeri­
schen Senat haben die Bürger und Bürgerinnen un­
seres Landes das Wort. 

Mit Ja stimmten die Abgeordneten Asenbeck, Bauer­
eisen, Baumann, Beck, Senner, Frau Dr. Biebl, 
Dr. Böddrich, Böhm, Börner, Brandl, Breitrainer, 
Brosch, Frau Burkei, Daum, Dick, Diethei, Dobmeier, 
Dorsch, Dr. Eisenmann, Engelhardt Karl-Theodor, En­
gelhard1 Walter, Eykmann, Falk, Falter, Fend1, Ficht­
ner, Fickler, Franz; Franzke, Freller, Fröhlich, Gastin­
ger, Gausmann, Gebhardt, Geis Norbert, Geisperger, 
Frau Geiss-Wittmann, Geys Helmut, Glück Alois, 
Dr. Glück, Dr. Götz, Dr. Goppel, GraBI, Grossmann, 
Gruber, Gürteler, Frau Haas, Häußler, Frau Harrer, 
Harrer Friedrich, Hartmann, von Heckei, Heiler, Hein­
rich, Hiersemann, Hölzl Johann, Hofmann Walter, 

Hollwich, Huber Erwin, Dr. Huber, Huber (Landshut), 
Humbs, Dr. Hundhammer, Jena, Frau Jungfer, Dr. Kai­
ser, Kaiser Willi, Kalb, Kamm, Dr. Kempfler, Dr. Keß­
ler, Kling, Kluger, Knipfer, Kobler, Koch, Frau König, 
Köster, Kolo, Kopka, Frau Krinner, Kurz, Lang, Lan­
genberger, Dr. Lautenschläger, Lechner Ernst, Lech­
ner Ewald, Leeb, LeiB, Leschanowsky, Loew, Loibl, 
Loscher-Frühwald, Lukas, Dr. Maier Christoph, Prof. 
Dr. Maier, Dr. Matschl, Maurer, Dr. Mayer Martin, 
Mehrllch, Frau Meier, Dr. Merkl, Messerer, Meyer Al­
bert, Meyer Ludwig, Meyer Otto, Michl, Mittermeier, 
Möslein, Morgenroth, Moser, Müller Willi, Münch, Nä.t­
scher, Naumann, Neder, Neubauer, Neuburger, Nie­
dermayer, Nüssel, Oswald, Frau Pausch-Gruber, 
Dr. Pollwein, Ponnath, Freiherr von Redwitz, Regens­
burger, Dr. Richter, Ritter, Dr. Ritzer, Dr. Rosenbauer, 
Dr. Rost, Dr. Rothemund, Schimpl, Dr. Schlittmeier, 
Schlosser, Schmid Albert, Schmitt Hilmar, 
Schmolcke, Schnell, Schön Gusli, Schön Karl, 
Dr. Schosser, Schuhmann, Frau Schweiger, Seehu­
ber, Dr. Seidl, Sommerkorn, Spitzner, Frau Stamm, 
Starzmann, Stein, Dr. Stoiber, Dr. Strauß, Strahle, 
Streibl, Tandler, Tauber, Frau von Traltteur, Freiherr 
Truchseß von und zu Wetzhausen, Vollkommer, 
Dr. Freiherr von Waldenfels, Warnecke, Weber, 
Dr. WeiB, Werkstetter, Werner, Widmann, Dr. Wies­
heu, Dr. Wilhelm, Wirth, Wolf, Wünsche, Frau Würdin­
ger, ZeiBner, Zeitler, Zeller, Zenz und Zierer. 

Der Stimme enthielten sich die Abgeordneten Fene­
berg, Seitz und Würth. 

Nach § 141 Absatz 2 der Geschäftsordnung hat das 
Wort zu einer Erklärung zur Abstimmung Herr Kollege 
Seitz. Bitte! 

Seltz (CSU): Herr Präsident, Hohes Haus! Ich bin der 
Überzeugung, daß die Bauern im Land seit Generatio­
nen und Jahrhunderten Natur und Umwelt erhalten 
und nicht zerstört haben. Wenn sie die Umwelt zer­
stört hätten, gäbe es heute nichts mehr zu schützen. 
Dies wird auch künftig der Fall sein, weil der Bauer in 
Generationen denkt und handelt. Wenn es heute ver­
schiedentlich zu Konfliktsituationen kommt, so des­
halb, weil der Bauer zur optimalen Produktion bei An­
wendung der heutigen modernen Betriebsmittel ge­
zwungen ist. 

Die Verfassungsänderung sieht als vorrangige Aufga­
be den Schutz von Boden, Wasser und Luft und mög­
lichste Behebung der Schäden vor. Dasselbe gilt für 
den Wald. Tier- und Pflanzenarten sind zu schonen 
und zu erhalten. Hierin sehe ich eine mögliche neue 
Konfliktsituation mit der Landwirtschaft, nachdem die 
Staatsregierung in ihrem ersten Entwurf einen .mög­
lichsten" Schutz in der letzten Passage vorgesehen 
hatte; die jetzige Vorlage enthält .möglichst" nicht 
mehr. Deshalb habe ich mich der Stimme enthalten. 

Zweiter Vizepräsident Lechner: Meine Damen und 
Herren! Ich rufe auf P u n kt 1 der zweiten Nach­
tragsordnung: Zweite Lesung zum 
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Geutzentwurf der Abgeordneten Tandler, Mi11leln, 
Dlethel und Fraktion, Dr. Rothemund, Hlenemann, 
l.8llgenberger und F111ktlon zur Durchftlhrung ein 
Volkeentechelcla Ober du FOnfte Ge9etz zur Ancle­
rung der V-'-ng dee Frelstut• Beyem (Druck­
MChe 10/3388) 

Über die Beratungen im Ausschuß für Verfassungs-, 
Rechts- und Kommunelfragen (Drucksache 10/3469) 
berichtet der Kollege Leeb. 

Leeb (CSU), Berichterstatter: Herr Prisident, 
meine Damen und Herren 1 Der Ausschuß für Verfas­
sungs-, Rechts- und Kommunalfragen beriet in seiner 
54. Sitzung am 4. April dieses Jahres den aufgeru1e­
nen Gesetzentwurf. Mitberichterstatter war der Herr 
Kollege Hllmar Schmitt. 

Als Berichters t a 11 er stellte ich kurz das Anlie­
gen des Gesetzentwurfs dar, der davon ausgehe, daB 
der zur Verabschiedung des Fünften Gesetzes zur 
Änderung der Bayerischen Verfassung notwendige 
Volksentscheid am Tag der Europawahl, am 17. Juni 
1984, durchgeführt werde. Dabei trete eine organisa­
torische Schwierigkeit insofern ein, als nach den für 
die Europawahl maßgeblichen Bestimmungen die 
Wahllokale von 8 Uhr bis 21 Uhr geöffnet seien, wäh­
rend nach dem für den Volksentscheid ma8geblichen 
Landeswahlgesetz die Abstimmung um 18 Uhr ende. 
Aus verschiedenen Gründen sei es notwendig, in die­
sem Ausnahmefall die Abstimmungsdauer anzuglei­
chen, das heiß1 auch für den Volksentscheid auf 
21 Uhr zu erstrecken. 

Das Anliegen des Gesetzentwurfs begegne keinen 
verfassungsrechtlichen Bedenken, obwohl das Ge­
setz nur einen Eirizelfall regle. Eirizelfallgesetze seien 
nur Insoweit urizulässig, als sie, als lndMduaJgesetze, 
Rechte eirizelner Bürger einschränken oder begrün­
den sollen. Durch das vorgesehene Gesetz werde 
hingegen eine für alle Bürger gleichermaßen geltende 
Regelung getroffen. Dies sei zulässig. 

Kollege S c h m i t t stimmte dieser Argumentation 
voll zu. Auch er plädierte für die Annahme des Geset­
zes. 

Der Ausschuß stimmte dem Entwurf einstimmig mit 
der MaBgabe zu, da8 das Gesetz für dringlich erklärt 
wird und am 1. Mai 1984 In Kraft treten soll. lch bitte, 
ebenso zu entscheiden. 

ZWelter · Vlzepril91dent L.echner: Weitere Wortmel­
dungen? - Wir kommen zur Abs t i m m u n g. Der 
Abstimmung zugrunde liegt der Gesetzentwurf auf 
D r u c k s ach e 10/3386 unter Berücksichtigung der 
Beschlu8empfehlung des Ausschusses für Verfas­
sungs-, Rechts- und Kommunalfragen auf D r u c k -
s ach e 10/3469. Gemä8 § 58 Absatz 3 der Ge­
schäftsordnung treten wir In die Elrizelabstimmung 
ein. 

Ich ru1e auf Art i k e 1 1. Wortmeldungen dazu? -
Keine. Der Ausschuß schlägt die unveränderte An­
nahme vor. Wer dem zustimmen möchte, den bitte 
ich um das Handzeichen. - Gegenstimmen? -

Stimmenthaltungen? - E i n s t i m m i g so beschlos­
sen. 

Ich rufe auf A r t i k e 1 2. Wortmeldungen dazu? -
Keine Wortmeldungen. Der Ausschuß für Verfas­
sungs-, Rechts- und KommunaJ1ragen schlägt folgen­
den Artikel 2 vor: 

Dieses Gesetz ist dringlich. Es tritt am 01. Mai 
1984 in Kraft. 

Wer dem Artikel 2 zustimmen möchte, den bitte ich 
um das Handzeichen. - Gegenstimmen bitte ich an­
zuzeigen. - Stimmenthaltungen? - E i n s t i m m i g 
so beschlossen. 

Damit ist die Eirizelberatung abgeschlossen. 

Da ein Antrag auf Dritte Lesung nicht gestellt wurde, 
treten wir unmittelbar in die Sc h 1 u ß ab s t i m -
m u n g ein. Ich schlage vor, sie in einfacher Form 
vorzunehmen. - Widerspruch erhebt sich nicht. Wer 
dem Gesetz seine Zustimmung geben möchte, den 
bitte ich, sich vom Platz zu erheben. - Die Gegen­
stimmen bille ich in gleicher Weise anzuzeigen. -
Stimmenthaltungen? - E i n s t i m m i g so beschlos­
sen. 

Damit ist das Gesetz angenommen. Es hat den 
Titel: 

Gesetz 

zur Durchführung des Volksentscheids über das 
fünfte Gesetz zur Änderung der Verfassung des 

Freistaates Bayern 

Ich rufe auf Punkt 40 der Tagesordnung: 

Antrag der Abgeordneten Burkel betreffend Flug­
hafen München-Rlern; hier: Nac:htpoatmeachlne 
(DruckHche 10/2697) 

Über die Beratungen im Ausschuß für Wirtschaft und 
Verkehr (Drucksache 10/3028) berichtet Herr Kollege 
Naumann. 

NaumaM (SPD), Berichters t a 11 er: Herr Präsi­
dent, meine Damen und Herren! Der Ausschuß für 
Wirtschaft und Verkehr hat in seiner 36. Sitzung den 
aufgeru1enen Antrag betreffend Beschränkungen des 
Flugverkehrs in der Nacht um München beraten. 
Nach meiner Berichterstattung hat der Ausschuß den 
Antrag kontrovers diskutiert. Ich bille um ein Votum. 

ZWelter Vlzeprielclent Lechner: Über die Beratun­
gen im Ausschuß für Landesentwicklung und Umwelt­
fragen (Drucksache 10/3202) berichtet Herr Kollege 
Kolo. 

Koto (SPD), Berichters t a 11 er: Herr Präsident, 
meine Damen und Herren! Auch der Ausschuß für 
Landesentwicklung und Umweltfragen beschäftigte 
sich mit dem genannten Antrag. Es kam im Verlaufe 
der Diskussion, an der sich neben mir als Berichter­
statter und Mitberichterstatter Kling auch Vertreter 
der Staatsregierung beteiligten, zu dem KompromiB­
vorschleg, der einvernehmlich beschlossen wurde 
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und Ihnen auf Drucksache 10/3202 vorliegt. Ich bitte 
Sie auf der Grundlage dieser Drucksache um Ihr Vo­
tum. 

Zweiter Vlzeprisldent Lechner: Wir kommen zur 
Abs t i m m u n g. Während der Ausschuß für Wirt­
schaft und Verkehr die Ablehnung des Antrages 
empfiehlt, schlägt der Ausschuß für Landesentwick­
lung und Umweltfragen eine Neufassung vor. Wer 
entgegen dem Vorschlag des Ausschusses für Wirt­
schaft und Verkehr für die Annahme in der Fassung 
des Ausschusses für Landesentwicklung und Um­
weltfragen ist, den bitte ich um das Handzeichen. -
Die Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen. - Stimment­
haltungen? - Bei einer Stimmenthaltung ist so b e -
s eh 1 os se n. 

lchrufeauf Tagesordnungspunkt 41: 

Drlngllchkeltaentreg der Abgeordneten Dr. Rothe­
muncl, Dr. Götz, Karl Heinz Müller und Fraktion be­
treffend Verbot von bestimmten Arzneimitteln 
(Druc:kuche 10/2705) 

Über die Beratungen im Ausschuß für Sozial-, Ge­
sundheits- und Familienpolitik (Drucksache 10/2937) 
berichtet Herr Kollege Dorsch. 

Dorsch (SPD), Berichterstatter: Der genann­
te Ausschuß behandelte den aufgerufenen Antrag in 
seiner 28. Sitzung vom 9. Februar 1984, wonach die 
Staatsregierung ersucht werden soll, beim Bundes­
gesundheitsamt darauf hinzuwirken, daß das erst für 
Mitte 1984 anstehende Verbot von Präparaten, die 
den Wirkstoff Azetylsalizylsäure ASS mit Barbitura­
ten, Bromiden oder Corticoiden kombiniert aufwei­
sen, scfort wirksam wird. 

1 c h begründete den Antrag damit, daß, wer Anti­
schmerzmittel brauche, nicht verstehen würde, daß 
für ihn erst in einem halben Jahr bei Einnahme eines 
dann verbotenen Präparates eine Gefahr für Leib und 
Leben bestehen soll. Es komme darauf an, rasch zu 
handeln; durch den bisherigen Verfahrensgang sei 
ohnehin viel Zeit verstrichen. 

Der Mitberichtserstatter Kollege Dr. Poll­
wein verwies darauf, daß der Verbrauch solcher Kom­
binationspräparate bereits wesentlich zurückgegan­
gen und beinahe nicht mehr relevant sei, nachdem 
auch den Ärzten die unangenehmen Nebenwirkungen 
bekannt seien. Nach dem Grundsatz der Verhältnis­
mäßigkeit sei es gerechtfertigt und geboten, die An­
ordnung nicht mit sofortiger Wirkung auszusprechen. 

Dem widersprach Kollege Karl Heinz M ü 11 e r mit 
dem Hinweis, daß gegenüber dem Grundsatz der 
VerhiltnismäBigkeit im Sinne des wirtschaftlichen In­
teresses d.er Pharmaindustrie und der Apotheker 
dem Schutz der Gesundheit und des Lebens der ab­
solute Vorrang einzuräumen sei. 

Nach ausführlicher Diskussion, an der sich auch die 
Kollegen Häußler, Hans Böhm und Dr. Pollwein betei­
ligten, wurde der Antrag des Abgeordneten Karl 

Heinz Müller vom Mitberichterstatter als nicht vertret­
bar bezeichnet und mit den Stimmen der CSU gegen 
die Stimmen der SPD abgelehnt. Ich bitte um Ihre 
Entscheidung. 

Zweiter Vlzeprisldent Lechner: Über die Beratun­
gen im Ausschuß für Information über Bundesangele­
genheiten und Europafragen (Drucksache 10/3204) 
berichtet Herr Kollege Fröhlich. 

Fröhlich (SPD), Berichterstatter: Herr Präsi­
dent, Hohes Haus! Der Ausschuß für Information 
über Bundesangelegenheiten und Europafragen be­
schäftigte sich in seiner 15. Sitzung am 1. März die­
ses Jahres ebenfalls mit dem aufgerufenen Antrag. 
Mitberichterstatter war Herr Kollege Stein, die Mitbe­
richterstattung oblag mir. 

Die Diskussion um diese unsere Forderung verlief 
ähnlich kontrovers wie im Sozialpolitischen Aus­
schuß, vorgetragen durch Kollegen Dorsch. Der An­
trag wurde mehrheitlich durch die Kollegen der CSU­
Fraktion abgelehnt. Ich bitte um Ihre Entscheidung. 

Zweiter Vlzeprialdent Lechner: Danke. Wortmeldun­
gen? - Keine. Wir kommen zur Ab s t i m m u n g. 
Die Ausschüsse empfehlen die Ablehnung des An­
trags. Wer· entgegen dieser Empfehlung für die An­
nahme ist, den bitte ich um das Handzeichen. - Das 
sind die Stimmen der SPD-Fraktion. - Die Gegen­
stimmen bitte ich anzuzeigen. - Stimmenthaltungen? 
- Mit Mehrheit ab g e 1 eh nt. 

Ich rufe auf Tage so rd n u ng sp unkt 42: 

Antrag der Abgeordneten Dr. Schoner, Eykmann, 
Dr. Matschl und anderer betreffend ausläncllsche 
Wissenschattier (Drucksache 10/2971) 

Über die Beratungen im Ausschuß für kulturpolitische 
Fragen (Drucksache 10/3306) berichtet Herr Kollege 
Eykmann. 

Eykmann (CSU), Berichterstatter: Herr Präsi­
dent, meine Damen und Herren! Der genannte Antrag 
wurde in der 46. Sitzung des Ausschusses für kultur­
politische Fragen am 21. März 1984 behandelt. Mitbe­
richterstatter war Herr Kollege Schmolcke, Berichter­
statter war ich. Der Antrag wurde in unveränderter 
Fassung einstimmig angenommen. Ich bitte um das 
Votum des Hauses. 

Zweiter Vizepräsident Lechner: Danke. Wortmeldun­
gen? - Keine. Wir kommen zur A b s t i m m u n g. 
Der Ausschuß empfiehlt die unveränderte Annahme 
des Antrags. Wer dem zustimmen möchte, den bitte 
ich um das Handzeichen. - Die Gegenstimmen bitte 
ich anzuzeigen. - Stimmenthaltungen? - Es ist e i n -
s t i m m i g so beschlossen. 

Ich rufe zur gemeinsamen Berichterstattung und Aus­
sprache auf die Tagesordnungspunkte 43 
und 44: 

Antrag der Abgeordneten Langenberger und ande­
rer betreffend Förderung der geplanten Rauchgas-
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entachwelelungunlllge ein Heizkraftwerks Sand­
reuth (Druc:kaeche 10/2109) 

und 

Drtngllchkeftuntrag der Abgeordneten Tandler, 
Dr. Roet, Dr. Chrlatoph Maler und •'"'- und Fl"llk­
Uon betreffalld F6rderung von Tachnologlepro­
lef<ten zur Lultrefnhaltung; PUotprajekt fOr du 
Heizkraftwerk NOmberg-Sandreuth (Druckache 10/ 
2998) 

Ich lasse zunächst berichten über den Antrag auf 
Drucksache 10/2109. Über die Beratungen im Aus­
schuß für Wirtschaft und Verkehr (Drucksache 
10/2758) berichtet der Kollege Wolf. 

Wolf (SPD), Berichterstatter: Herr Präsident, 
meine sehr verehrten Damen und Herren! Der Aus­
schuß für Wirtschaft und Verkehr behandelte den An­
trag auf Drucksache 10/2109 In seiner Sitzung vom 
26. Januar 1984. Die Antragsteller verlangen, die ge­
plante Rauchgasentschwefelungsanlage des Heiz­
kraftwerks Sandreuth in Nürnberg rTJit dem gleichen 
Fördersatz zu bezuschussen, nämlich mit 30 Prozent, 
wie die der Femwärrneversorgung dienende Gesamt­
anlage. 

Der Antragsteller Koffege L a n g e n b e r g e r beton­
te in der Aussprache, Nürnberg habe sich freiwillig zu 
der Rauchgasentschwefelungsanlage entschlossen. 
Um so betroffener sei man, daB das Staatsministe­
rium für Landesentwicklung und Umweltfragen von 
seiner schriftlichen Mitteilung, die Anlage mit dem 
höchstmöglichen Zuschuß nach MaBgabe des Haus­
halts zu fördern, abgerückt sei, und zwar mit der Be­
gründung, daB durch die GroBfeuerungsanlagen-Ver­
ordnung vom 22. Juli 1983 eine Verpflichtung für die 
Betreiber des Fernheizwerkes eingetreten sei, bis 
1980 eine solche Anlage einzubauen. Durch· die ge­
setzliche Verpflichtung sei die Rauchgasentschwefe­
lungsanlage Bestandteil des Fernheizwerkes, und die 
Zusage, das Projekt zu fördern, erstrecke sich eben 
darauf. 

Der Vertreter der Staatsregierung ·mein­
te dagegen, bei der immissionsschutzrechtlichen Ge­
nehmigung habe noch nicht die Möglichkeit bestan­
den, die MaBnahme der Rauchgasentschwefelung .zu 
fördern. Die GroBfeuerungsanlagen-Verordnung sei 
noch nicht In Sicht gewesen. So sei in der lmmis­
sionsschutzrechtllchen Genehmigung die Auflage ge­
macht worden, daB die EVAG so früh wie möglich, 
spätestens aber Innerhalb von acht Jahren nach Inbe­
triebnahme, die erste Einheit mit einer Rauchgasent­
schwefelungsanlage ausstatte. AuBerdem sei die Ab­
sicht ausgedrückt worden. wenn die erforderlichen 
Haushaltsmittel zur Verfügung stehen und die wirt­
schaftliche Lage der EVAG dies erfordere, den glei­
chen Förderungssatz für die Entschwefelungsanlage 
zu gewähren. 

Nach weiterer Diskussion wurde der Antrag auf 
Drucksache 10/2109 mit den Stimmen der CSU ge­
gen die Stimmen der SPD bei 1 Stimmenthaltung aus 

den Reihen der CSU abgelehnt. Ich bitte um Ihr Vo­
tum. 

zweiter Vlzeprüldent Lechner: Über die Beratun­
gen im Ausschuß für Landesentwicklung und Umwelt­
fragen (Drucksache 10/3055) berichtet der Herr Kol­
lege Dr. Rltzer. 

Dr. Rltzer (SPD). Berichters t a 11 er: Herr Präsi­
dent, Hohes Haus! Der Ausschuß für Landesentwick­
lung und Umweltfragen hat den Antrag auf Drucksa­
che 10/2109 in seiner 37. Sitzung vom 16. Februar 
1964 gemeinsam mit einem Dringlichkeitsantrag der 
Abgeordneten Tandler, Dr. Rost, Dr. Christoph Maier 
und Fraktion der CSU auf Drucksache 10/2998 vom 
15. Februar 1964 beraten. 

In der Diskussion wurde vom Mitberichterstatter, Kol­
legen K 1 i n g, betont, der Antrag der SPD gehe ins 
leere, weil seit Inkrafttreten der GroBfeuerungsanla­
gen-Verordnung nach dem Verursacherprinzip die 
gesetzliche Pflicht zum Einbau einer Entschwefe­
lungsanlage in Sandreuth bis zum 1. Juli 1986 beste­
he. 

Ich habe als Berichterstatter darauf hinge­
wiesen, daB eine Entschwefelungsanlage bei Errich­
tung eines oeuen Heizkraftwerkes heute selbstver­
ständlich mit gefördert werde. Zum Zeitpunkt der Er­
richtung des Heizkraftwerks Sandreuth sei dies nicht 
der Fall gewesen. 

Nach kontroverser Diskussion wurde der Antrag 
schlieBlich abgelehnt. Ich bitte das Hohe Haus um 
sein Votum. 

Zweiter Vlzeprüldent Lechner: Über die Beratun­
gen im Ausschuß für Staatshaushalt und Finanzfra­
gen (Drucksache 10/3314) berichtet Herr Kollege 
Hartmann. 

Hartmann (SPD), Berichterstatter: Herr Präsi­
dent, meine Damen und Herren! In seiner 62. Sitzung 
am 20. März 1964 hat sich der Ausschuß für Staats­
haushalt und Finanzfragen mit den beiden Anträgen 
beschäftigt. Berichterstatter war jeweils der Kollege 
Herbert Huber bzw. ich. 

Die Argumente für und gegen die Anträge waren 
letztlich die gleichen, wie sie in den vorberatenden 
Ausschüssen vorgetragen worden sind. 

Vom Kollegen Herbert H u b e r wurde beantragt, in 
den Antrag auf Drucksache 10/2996 aufzunehmen: 

Hierbei sollen für das Heizkraftwerk Nümberg­
Sandreuth, in das eine kombinierte Entschwefe­
lungs-/Entstickungsanlage eingebaut werden soll, 
entsprechende Fördermittel auch vom Bund für 
den Investitionskostenanteil der Entstickungsanla­
ge zur Verfügung gestellt werden. 

Er wies wie der Kollege Dobmeier, der sich für die 
CSU an der Diskussion beteiligte, vor allem darauf 
hin, daB mit der Zustimmung zum Antrag der SPD ein 
Präzedenzfall geschaffen werde, so daB es wichtig 
sei, die vorgeschlagene Formulierung mit aufzuneh­
men. 
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Nach anfänglichen Meinungsverschiedenheiten, wor­
auf sich das .auch" in der Formulierung beziehen 
sollte, wurde von der Frau Kollegin Ha a s eindeutig 
klargestellt, daß der Antrag der SPD zu einem Zeit­
punkt gestellt worden sei, zu dem noch nicht abseh­
bar gewesen sei, ob eine kombinierte Anlage einge­
baut werden könne. Mit dem Umformulierungsantrag 
des Berichterstatters, so die Kollegin Haas, sei es 
nicht möglich, dem Ziel näherzukommen, weil diese 
Formulierung nur eine Förderung der Entstickungs­
anlage zulasse. 

Der Ausschuß hat dann den SPD-Antrag auf Drucksa­
che 10/2109 mit den Stimmen der CSU gegen die 
Stimmen der SPD abgelehnt. Dem CSU-Antrag auf 
Drucksache 10/2998 wurde mit den Stimmen der 
CSU bei 2 Enthaltungen aus den Reihen der SPD zu­
gestimmt. Ich darf um Ihr Votum bitten. 

z-lter Vlzeprleldent Lechner: Danke. Es folgt die 
Berichterstattung zum Dringlichkeitsantrag auf 
Drucksache 10/2998. Über die Beratungen im Aus­
schuß für Landesentwicklung um Umweltfragen 
(Drucksache 10/3058) berichtet Herr Kollege Kling. 

Kllng (CSU), Berichterstatter: Herr Präsident, 
Hohes Haus! Der Ausschuß für Landesentwicklung 
und Umweltfragen hat auf seiner 37. Sitzung am 
16. Februar "dieses Jahres den Dringlichkeitsantrag 
zur Förderung von Technologieprojekten zur Luftrein­
haltung und zum Pilotprojekt für das Heizkraftwerk 
Nürnberg-Sandreuth eingehend beraten. Mitbericht­
erstatter war der Kollege Dr. Ritzer, Berichterstatter 
ich selbst. An der Aussprache hat sich neben den 
Vertretern der Staatsregierung auch der Kollege 
Dr. Christoph Maier beteiligt. 

Der Antrag enthält im einzelnen ein Ersuchen an die 
Staatsregierung, weitere Technologien in Pilotprojek­
ten zu untersuchen und zu fördern. Diese Technolo­
gien sollen dem Ziel dienen, eine Verfahrenstechnik 
zu konzipieren, bei der sowohl entstickt als auch ent­
schwefelt wird. Für diese Kombinationsverfahren in 
Pilotprojekten soll eine besondere Förderung ge­
währt werden. 

Entsprechend dem Antrag soll insbesondere das 
Heizkraftwerk Nürnberg-Sandreuth mit einer solchen 
kombinierten Entstickungs-/Entschwefelungsanlage 
ausgerüstet und dafür sollen entsprechende Förder­
mittel sowohl vom Freistaat Bayern als 11-uch vom 
Bund zur Verfügung gestellt werden. 

In der Berichterstattung habe ich darauf hingewiesen, 
daß das Heizkraftwerk Sandreuth Bestandteil eines 
umfangreichen Konzeptes für die energie- und lutthy­
gienische Entlastung im Großraum Nürnberg sei, 
wenngleich nur etwa 4 Prozent der im Raum Nürn­
berg gemessenen Schadstoffemissionen aus dem 
Kraftwerk Sandreuth kämen. Ich erkläre außerdem, 
daß bereits im Planfeststellungsbeschlu6 1978 eine 
solche Anregung für eine gemeinsame Entschwefe­
lung und Entstickung enthalten gewesen sei. 

Weiter wurde zum SPD-Antrag darauf hingewiesen, 
daß die Großfeuerungsanlagen-Verordnung nach 
dem Verursacherprinzip zwingend eine gesetzliche 
Pflicht für . den Betreiber, die EVAG, enthalte, das 
Kraftwerk spätestens bis zum 1. Juli 1988 zu ent­
schwefeln. 

Im übrigen habe ich dargetan, daß mit dem Antrag 
der CSU nicht nur versucht werden soll, künftig eine 
gemeinsame Entschwefelung und Entstickung zu er­
reichen, sondern auch eine Reduzierung der anfallen­
den Schadstoffmengen bei einer kombinierten Tech­
nik möglich zu machen. Bei dem Pilotverfahren wäre 
gegenüber dem bisherigen Verfahren eine Reduzie­
rung um etwa ein Drittel möglich. Wegen dieser Pllot­
funktion sollte, wie im Antrag formuliert, nicht nur der 
Freistaat Bayern, sondern auch der Bund beteiligt 
werden. 

Des weiteren habe ich darauf verwiesen, daß seitens 
des Betreibers, der EVAG, nur ein formloser Antrag 
vorliege und die technische Konzeption im einzelnen 
nicht geklärt sei. Die Kosten für diese Pilotanlage 
würden auf 40 bis 90 Millionen DM geschätzt. 

Der Kollege D r. R i t z e r machte als Mitberichter­
stattl!r geltend, daß eine Förderung für die Entschwe­
felungsanlage ohnehin erfolgt wäre. Er verwies dazu 
zum Vergleich auf die Entschwefelungsanlagen in 
Augsburg und München. Mit dieser Begründung hät­
te aus seiner Sicht der SPD-Antrag angenommen 
werden können. 

Letztlich habe ich dargelegt, daß der CSU-Antrag 
dem Heizkraftwerk Sandreuth insgesamt erheblich 
zugute komme und die staatliche Förderung bei einer 
gemeinsamen Entstickung und Entschwefelung unter 
Beteiligung des Bundes erheblich höher als nach 
dem SPD-Antrag wäre. 

Ich bitte um Ihr Votrum für den einstimmigen Be­
schluß, den der Ausschuß für Landesentwicklung und 
Umweltfragen gefaßt hat. 

Zweiter Vlzeprilaldent Lechner: Über die Beratun­
gen im Ausschuß für Wirtschaft und Verkehr (Druck­
sache 10/3172) berichtet der Kollege Nätscher. 

Nätscher (CSU), Berichterstatter: Herr Präsi­
dent, Hohes Haus! Der Wirtschaftsausschuß hat In 
seiner 40. Sitzung am 1. März dieses Jahres den auf­
gerufenen Antrag beraten und ihm einstimmig zuge­
stimmt. Ich bitte um Ihr Votum. 

Zweiter Vlzeprleldent Lechner: Über die Beratun­
gen ini Ausschuß für Staatshaushalt und Finanzfra­
gen (Drucksache 10/3313) berichtet Kollege Herbert 
Huber. 

Huber [Landshut] (CSU), Berichterstatter: 
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Der Haus­
haltsausschu6 hat sich in seiner 62. Sitzung mit dem 
Antrag beschäftigt. Mitberichterstatter war Kollege 
Hartmann. 

Hinweise aus der Verwaltung, daß die Gro6feuerungs­
anlagen-Verordnung eine Bezuschussung der Rauch-
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gasentschwefelung ausschließe und zu befürchten 
sei, daß aus dem Antrag ein Präzedenzfall werden 
könnte, waren für mich als Berichterstatter 
AnlaB, eine Änderung dahingehend anzuregen, da8 
entsprechende Fördermittel auch vom Bund nur für 
den Investitionskostenanteil ·der Entstickungsanlage 
zur Verfügung gestellt werden. Dabei ging ich davon 
aus, da8 die Bezuschussung·so großzügig sein sollte, 
da8 der Stadt NQrnberg kein Nachteil erwächst. 

Das Ergebnis der Abstimmung Ober diese Änderung, 
die bis auf zwei Enthaltungen aus den Reihen der 
SPD positiV war, war für mich Grund anzunehmen, 
da8 die Einwände der SPD mehr oder weniger ausge­
räumt werden konnten. Mittlerweile hat sich aller­
dings herausgestellt, da8 durch eine Bezuschussung 
dieser Simultananlage - ebenso wie der zweiten heu­
te schon mehrmals erwähnten Anlage - keine Präze­
denzwlrkung eintreten kann. 

(Zuruf des Abg. Hartmann) 

- Das war mein Eindruck, Herr Kollege Hartmann, 
einen Eindruck darf man ja wohl haben. 

Diese Tatsache, daß keine Präzedenzfallwirkung zu 
befürchten ist, bringt mich dazu, 

(Abg. Hiersemann: Ist das eine Berichter-
stattung, oder was ist das?) 

Sie zu ersuchen, sich nicht dem Votum des Haus­
haltsausschusses anzuschließen, sondern der Fas­
sung des Umweltausschusses. - Herr Kollege Hier­
semann, damit erspare ich mir eine Wortmeldung. 

Ich schließe mich der BeschluBfassung des Umwelt­
ausschusses an, die ja wohl auch der Diktion Ihrer 
Kollegen entspricht. Erklären werde ich das wohl 
noch dQrfen. Ich bedanke mich. 

zweiter Vlzeprilldent Lechner: Wir kommen zur 
Aussprache. Erste Wortmeldung, Herr Kollege Lan­
genbergerl 

Ulngenberger (SPD): Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Dieser Landtag hat sich vorhin redlich 
darum bemOht, der Umweltpolitik neue Schubkraft zu 
verleihen. Dafür sind wir sicher alle miteinander dank­
bar. 

(Abg. Möslein: Der Herr Ministerpräsident 
hat eine Aussage gemacht!) 

- Herr Kollege Möslein, ich spare dabei die Staatsre­
gierung nicht aus, das ist ganz klar. Gar nicht so 
recht zu diesem Bild will 

(Abg. Möslein: Wollte!) 

die Geschichte dieser Anträge passen, die als Satire 
oder als LehrstOck gelten kann; ich weiß es nicht ge­
nau. Als Satire, weil die Antrige wechselbadihnlich 
behandelt worden sind, und als Lehrstock, weil es um 
. die GlaubwOrdigkeit der CSU-Abgeordneten, der 
Staatsregierung und natOrfich auch um die Aktivität 
der BQrger ging. 

Ich kann es Ihnen darum nicht ersparen, Herr Kollege 
Huber, diese Geschichte wenigstens in den wichtig­
sten Stationen aufzurollen, 

(Abg. Otto Meyer: Das haben wir alles 
schon einmal gehört! - Weiterer Zuruf des 

Abg. Dr. Wilhelm) 

auch wenn Sie selbst beantragt haben, daß der Be' 
schluß des Umweltausschusses der Abstimmung zu­
grunde gelegt werden soll, was beweist, daß der 
Streit wahrscheinlich Vergangenheit ist. 

(Zuruf des Abg. Dr. Wilhelm) 

Zweiter Vlzepriaklent Lechner: Dieser Antrag liegt 
bereits vor, Herr Kollege Langenberger. 

Ulngenberger (SPD): Womit haben wir es zu tun? 
Der Beschluß des NOrnberger Stadtrats Anfang ver­
gangenen Jahres, das Heizkraftwerk der Energiever­
sorgungs AG Sandreuth mit einer Entschwefelungs­
anlage auszurüsten, wurde im deutschen Blätterwald 
als kommunale Pioniertat gefeiert. Der Entschluß war 
dem Stadtrat verhältnismäßig leicht gefallen, weil die 
Staatsregierung versichert hatte, da8 mit der Förde­
rung des Gesamtprojektes der Fernwärmeversor­
gung der Städtischen Werke NOrnberg eben auch 
das Heizkraftwerk gefördert wird und mit diesem die 
freiwillig zu errichtende Entschwefelungsanlage. Bis 
zum 6. Oktober 1983 konnten die Energieversor­
gungsbetriebe der Stadt Nürnberg auch von diesem 
Zuschuß ausgehen. Am 6. Oktober 1983 aber kam die 
kalte Dusche in Form der Antwort auf unsere Schriftli­
che Anfrage. In dieser Antwort wurde die Zusage 
schlichtweg zurückgenoml'(len mit der Begründung, 
daß es sich nur um eine Absichtserklärung gehandelt 
habe; daß die GroBfeuerungsanlagen-Verordnung die 
Rechtslage verändert habe, so daß der Staat aus der 
Förderung aussteigen könne. 

(Abg. Dobmeier: Das stimmt auch, das ist 
richtig!) 

- Herr Kollege Dobmeler, ich komme noch darauf. 
Tatsächlich Ist die GroBfeuerungsanlagen-Verord­
nung In Kraft getreten und mit ihr auch das Verur­
sacherprinzip. Aber zur GlaubwOrdigkeit hätte es bei­
getragen, wenn die Zusagen, die gemacht worden 
waren, auch verwirklicht worden wären. Man hitte es 
auch sehr leicht tun können, weil sich mehrere Wege 
anboten. Erstens hitte es die GroBfeuerungsanlagen­
Verordnung natQrfich nicht verboten, daß der Staat 
freiwillig, wo es sich die Betreiber von notwendigen 
Projekten nicht leisten können, weiterhin Zuschüsse 
gewährt. Zweitens hätte man sich auf den Standpunkt 
stellen können, da8 nach der neuen Rechtslage Ent­
schwefelungsanlagen Bestandteil eines Heizkraftwer­
kes sind und deswegen so gefördert werden können 
wie das Gesamtprojekt. Drittens hätte man sagen 
können, die Entschwefelungsanlage werde früher fer­
tig als von der GroBfeuerungsanlagen-Verordnung 
gefordert, so da8 ein Zuschuß weiterhin angebracht 
wäre. Das hat man aber nicht sagen wollen und hat 
darum die Zu$Chußzusage einfach zurOckgezogen . 

Es ist auch interessant„ in welchem Stil dies gesche­
hen ist. Hätten wir nicht nachgefragt, wOBte mögli-
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cherweise die Energieversorgungsgesellschaft der 
Stadt Nürnberg heute noch nicht, daß sie keinen Zu­
schuß bekommen sollte; es wurde ihr diesbezügli­
ches nicht mitgeteilt. Nur weil Kollege Dr. Rltzer und 
Frau Kollegin Haas in den Haushaltsberatungen dar­
auf gestoßen waren, daß 12 Millionen DM für lutthy­
gienlsche Meßnahmen in ganz Bayern wohl nicht aus­
reichen könnten, nachdem unser Antrag auf 100 Mil­
lionen DM abgelehnt worden war, haben wir Verdacht 
geschöpft, es könnte etwas im Busch sein und bei 
der Zuschußzusage für Sandreuth im argen liegen. 
Und siehe da, wir haben uns nicht getäuscht, es kam 
so. 

(Abg. Loew: Ungeheuerlich!) 

Was blieb uns übrig? Es blieb uns nur übrig, einen 
Antrag zu stellen, daß die Entschwefelungsanlage 
doch bezuschußt werden soll. Wir haben das frühzei­
tig und rechtzeitig getan. Die CSU hat sich damals 
wohl in dem Bewußtsein gefühlt, daß sie den Antrag 
ohne weiteres ablehnen kann, ohne dadurch Schaden 
bei der Kommunalwahl zu nehmen. Dieses Be­
wußtsein hat jedoch getrogen. Das ist auch ein Teil 
des Lehrstücks, Herr Kollege Dr. Rost. Denn die Bür­
ger in Nürnberg, über die Presse sehr gut informiert, 
sind nämlich aufgewacht, und die Bürgerinitiative 
.Entschwefelt Sandreuth" hat Tausende von Unter­
schriften gesammelt, weil man meinte, daß auch die 
Politiker sich ernsthaft bemühen sollten. 

Nachdem im Wirtschaftsausschuß unser Antrag noch 
schön abgelehnt wurde, aber die Kommunalwahl im­
mer niher rückte und der Druck der Öffentlichkeit im­
mer größer wurde, hat nun auch die CSU versucht, 
ein Ventil zu schaffen, weil man diesen Druck nicht 
mehr aushalten konnte. So kam der Antrag aus den 
Reihen der CSU-Fraktion, sicherlich wesentlich vom 
Kollegen Dr. Rost mitinitiiert, der sich ab diesem Zeit­
punkt alle Mühe gegeben hat, daß für Sandreuth et­
was getan wird. Es hätte bei etwas gutem Willen auch 
schon früher geschehen können. Dann wäre der fata­
le Eindruck vermieden worden, daß es der letzte Ret-

. tungsanker war. vor der Kommunalwahl, vor der man 
sich fürchten mußte. 

(Zuruf des Abg. Kling) 

Gegen diesen Antrag hatten wir natürlich nichts. Um 
das Gesicht zu wahren, wurde darauf abgestellt, daß 
eine k o m b 1 n 1 e r t e Rauchgasentschwefelungs­
und Entstickungsanlage geschaffen wird. Vorher war 
das in dieser Weise nicht möglich gewesen. 

(Abg. Kling: Das war die einzige Brücke!) 

Im Umweltausschuß, wo diese Brücke gebaut worden 
ist, die wir mitbestiegen haben, nachdem die Hartnäk­
klgkelt der Staatsregierung eine andere Lösung ver­
hindert hatte, ist dann kooperativ von Ihnen, Herr Kol­
lege Kling, und vom Kollegen Dr. Ritzer der Antrag 
noch ein wenig umformuliert worden, so daß sich mit 
der Förderung als Pilotprojekt für eine kombinierte 
Entschwefelungs- und Entstickungsanlage eine be­
friedigende Lösung ergab, obwohl man beides sinn­
vollerweise gar nicht voneinander trennen kann. 

(Abg. Dobmeier: Sie müßten dankbar sein!) 

Das ist in der Nürnberger Presse dann als großer Er­
folg verkündet worden. So weit so gut. 

Kaum war der Wahltag vorbei, kam die Hiobsbot­
schaft aus dem Haushaltsausschuil des Bayerischen 
Landtags. Diese Hiobsbotschaft haben Sie verur­
sacht, Herr Kollege Huber. Ich kenne die CSU-Abge­
ordneten im Bayerischen Landtag gut genug, nie­
mand von ihnen wäre auf die Idee gekommen, noch 
einmal zu ändern, was der Umweltausschuß einver­
nehmlich beschlossen hatte. Aber da gab es hinterli­
stige Versuche aus dem Finanzministerium, die ganze 
Regelung, die diesem nicht gepaßt hatte, zu Fall zu 
bringen, und so hat sich halt jemand hinter Sie ge­
steckt. Es kann nicht anders gewesen sein. Sie ha­
ben es sich im übrigen an der Berichterstattung mer­
ken lassen, indem Sie diese weit überzogen und Din­
ge berichtet haben, die nicht im Ausschuß gelaufen 
sind. Da hat sich also jemand hinter Sie gesteckt, und 
Sie sind darauf reingefallen, anstatt sich vorher mit Ih­
ren Nürnberger Kollegen zu unterhalten. Daraufhin ist 
dieser fatale Beschluß gefaßt worden, der bedeutet, 
wenn man ihn genau liest, daß nur der Entstickungs­
teil gefördert werden soll, Das wäre aber Augenaus­
wischerei, Herr Kollege Huber, denn die Entstickung 
muß ohnehin gefördert werden, weil sie Stand der 
Technik ist. 

Wie gesagt, das ist Vergangenheit. Interessant war 
für uns nur, daß dieser Versuch des Finanzministe­
riums über Sie, Herr Kollege Huber, ausgerechnet 
drei Tage nach der Kommunalwahl erfolgte. Die Bür­
ger, die sich für die Abgasreinigung eingesetzt hat­
ten, mußten sich aufs Kreuz gelegt vorkommen. 

Ich sage Ihnen noch eines: Wir haben in Gesprächen 
mit dem Vorstand der Städtischen Werke Nürnberg, 
wohlwlssend was wir sagen, darauf hingewiesen, daß 
es darauf ankommt, mit dem notwendigen Nachdruck 
die Entschwefelung und Entstickung noch vor den 
Kommunalwahlen auszuspielen. Denn wir wußten von 
vornherein, wenn so etwas erst nach den Kommunal­
wahlen ins Spiel gekommen wäre, wäre bei Ihnen 
kaum etwas erreichbar gewesen. Wir haben recht ge-
habt. . 

In diesem Zusammenhang eine Stilfrage, Herr Mini­
ster Dick, die Sie betrifft. Nicht daß Sie in der Endpha­
se einen schlechten Stil gezeigt hätten, aber Ihr Kol­
lege, der Herr Finanzminister, hat versucht, Ihnen so­
zusagen über die Finanzen noch den Dolch in den 
Rücken zu stoßen, damit nicht laufen kann, was Sie 
schließlich gebilligt haben. Da frage ich mich: Wo ist 
denn da eine Abstimmung im Kabinett, was herrscht 
denn da für ein Konkurrenzneid, daß man in allerletz­
ter Minute über das Finanzministerium noch ver­
sucht, offenbar ohne Sie, Herr Minister Dick, einzu­
schalten, zu torpedieren, was der Landtag und was 
letztlich auch Sie gewollt haben. Ich vermag wirklich 
nicht zu verstehen, wie etwas derart laufen kann. 

Was müssen wir aus dem Lehrstück für Konsequen­
zen ziehen? 
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(Abg. Dr. Glück: Das Ergebnis zählt!) 

Zunächst sollte uns nachdenklich stimmen, daB zum 
Beispiel der Kollege Dr. Rost in der Presse erklären 
mußte, was hätte er auch anders sagen sollen, daB 
der Gerüchteküche der SPD entsprungen sei, was 
von der Frau Kollegin Gerda-Maria Haas als Quintes­
senz aus dem HaushaltausschuB auf einer Presse­
konferenz vorgelegt wurde. Aber, Herr Kollege 
Dr. Rost, Sie sind doch sicher mit mir einig, da8 es 
kein Gerücht sein kann, wenn die Frau Kollegin Haas 
der Presse den Wortlaut eines Beschlusses des 
Hausheltsausschusses vorlegt. Davon müßten Sie, 
wie Ich meine, schon abrücken. 

Der Herr Kollege Dr. Rost hat vor der Presse weiter 
gesagt, er übernehme jetzt die Garantie dafür, daß 
die Pilotanlage mit Entschwefelung und Entstickung 
tatsichlich gefördert werde. Man muß schon sagen: 
ein mutiger Schritt, Herr Kollege Dr. Rost. Beinahe 
wären Sie noch der Held der Geschichte geworden, 
wenn nicht heute der Herr Ministerpräsident in seiner 
Erklärung zur Verfassungsänderung gesagt hätte, er 
habe dem Spiel ein Ende bereitet und eine klare Ent­
scheidung herbeigeführt. Damit hat er den Helden 
Dr. f!ost gegen den Helden Ministerpräsident ausge­
tauscht. 

(Widerspruch bei der CSU - Abg. Kling: Bei-
de sind Helden!) 

- Wir haben nichts dagegen, wenn alle CSU-Kollegin­
nen und -Kollegen als Helden dieser Geschichte da­
stehen. 

(Abg. Dr. Wilhelm: Sie sind auch ein Held, 
Herr Kollege!) 

- Das maßen wir uns überhaupt nicht an, Herr Kolle­
ge Dr. Wiiheim. Wir können für uns nur beanspru­
chen, daB wir die ganze Zeit Hase und Igel mit Ihnen 
gespielt haben, wobei wir der Igel waren, wen wir im 
Grunde Immer schon da waren, wenn Sie nachgez<r 
gen haben. · 

(Abg. Dlethei: Trotzdem Ist der Hase schnel­
ler gewesen! - Gegenruf des Abg. Hierse­
mann: Am Schluß ist er aber zusammenge-

brochen!) 

Aber was nachdenklich stimmen sollte, Ist etwas an­
deres. Ich richte einen ganz ernsten Appell an die 
CSU-Kollegen, fast mit ein bi8chen Mitleid mit den 
Nürnberger CSU-Kollegen, aber es betrifft auch die 
Glaubwürdigkeit des gesamten Parlaments: Was den­
ken Sie eigentlich, was die Bevölkerung von der 
Glaubwürdigkeit von Politikern hält, welcher Schaden 
damit angerichtet wird, da8 ein solches Wechselbad 
in der Presse ständig stattfindet? 

Gestern abend hat der Herr Kollege Tandler mit 
Nachdruck und mit Recht auf die Staatsverdrossen­
heit der jungen Bürger hingewiesen und auf die 
Glaubwürdigkeit, die die Politik wieder finden muß. 
Herr Kollege Tandler, dann hätten Sie die Kollegen Ih­
rer Fraktion aber nicht vor solche Probleme stellen 

dürfen, als es um das Heizkraftwerk Sandreuth ging, 
wo man einmal ja und einmal nein gesagt hat und ein 
drittes Mal so nicht und dann wieder doch anders 
usw. Ich glaube, damit schaffen Sie eine schwere Be­
lastung, die letztlich nicht nur Ihre Fraktion trifft, son­
dern in der Meinung der Bevölkerung leider die 
Glaubwürdigkeit der ganzen Politik. 

ZWelter Vlzeprilaklent Lechner: Herr Kollege, gestat­
ten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Tandler? 

Lllngenberger (SPD): Ja. 

. Tandler (CSU): Herr Kollege, verstehe ich Ihre Aus­
führungen recht, wenn ich annehme, daB Sie diese 
deshalb tun, weil Sie sich darüber ärgern, deß wir 
letztlich doch die richtige Entscheidung getroffen ha­
ben? 

(Beifall bei der CSU - Abg. Dr. Glück: 
Er hatte eine Rede vorbereitet und mußte 

sie halten 1) 

Lllngenberger (SPD): Herr Kollege Tandler, es ist in 
der Politik zwar in vielen Fällen so, daB letztlich die 
richtigen Entscheidungen getroffen werden, aber oft­
mals muß dabei die Politik Insgesamt doch an ihre 
Kritiker Federn lassen, weil die dann sagen, unter 
dem Druck von uns haben sie es nun doch getan; sie 
hätten ja gleich zu den richtigen Erkenntnissen kom­
men können. 

(Beifall bei der SPD) 

Wie man es auch nimmt, die Erklärung des Kollegen 
Huber und auch die des Herrn Ministerpräsidenten 
als des wahren Helden des Stückes kann uns befrie­
digen. Wir hätten heute auch beantragt, den Beschluß 
des Umweltausschu&Ses zum CSU-Antrag, den wir 
unterstützt haben, der Abstimmung zugrundezule­
gen. Der Antrag der SPD hat sich dann zu unserer 
Zufriedenheit von selbst erledigt. 

(Beifall der SPD) 

Zweiter Vlzeprilaklent Lechner: Nächste Wortmel­
dung, Herr Abgeordneter Dr. Rost! 

Dr. Rost (CSU): Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! Zunächst einmal trage ich mich, Herr Kollege 
Langenberger, was Ihre staatsanwaltschaftlich anmu­
tenden nachträglichen Untersuchungen in Form die­
ses Nachtarockens eigentlich bewirken sollen, nach­
dem im Ergebnis doch festgestellt worden Ist, daB 
wir, die .Helden der csu·' gesiegt hätten. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Lassen Sie mich aber einmal ganz kurz und nüchtern 
über die Oppositionsaufgabe sprechen. 

Zuerst habe ich mir gedacht, daB der Kollege Langen­
berger nur den .Standort der Opposition in dieser Sa­
che darlegt. Wir hätten dafür auch volles Verständnis 
gehabt, Herr Kollege Langenberger. Zur Oppositions­
aufgabe gehört nun einmal die Kontrolle der Regie­
rung und der sie tragenden Partei. Gegebenenfalls 
hat die Opposition auch ihre unterschiedlichen Auf-
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fassungen darzulegen. Zur Oppositionsaufgabe kann 
es aber nicht gehören, Herr Kollege, den Verfahrens­
und Beretungsablauf in Ihrem Stile polemisch zu in­
terpretieren und unter parteitektischen Aspekten in 
durchsichtige Parteipolemik umzufunktionieren. 

Die Unb&gründetheit Ihrer Ausführungen wird deut­
lich, wenn man sich kurz den Ablauf der Entwicklung 
vergegenwärtigt. 

(Abg. Hiersemann: Jetzt sagen Sie nur noch, 
dar Herr L.angenberger war polemisch! -
Abg. Diethei: Also das war vielleicht eine 

Frege!) 

- Also mit Juristen über den Begriff .Polemik" zu dis­
kutieren ist nicht zweckmäßig, obwohl ich bei meiner 
Behauptung bleibe. 

Zum Verfahrensablauf ist folgendes festzustellen: 

Die Vertreter der CSU haben zusammen mit der Ge­
schäftsleitung der Nürnberger Städtischen Werke 
sehr sorgfiltig geprüft, was getan werden kann. Der 
Geschäftsleitung der Städtischen Werke wer ebenso 
wie ·uns bekannt, da8 nach der Rechtslage ein Zu­
schuß für die Förderung der Entschwefelung nicht in 
Frage kommen kann. Wir haben uns deshalb nach an­
deren Möglichkeiten umgetan. In dieser Frege muß 
ich die Pionierleistung des Umweltministeriums sehr 
deutlich herausstellen. 

(Beifall des Abg. Dobmeier) 

Das Umweltministerium hat uns nämlich deutliche 
Hinweise auf entsprechende Möglichkeiten gegeben. 
Ohne die groBartige Zusammenarbeit zwischen CSU­
Frektlon und Umweltministerium hätten wir diesen Er­
folg letztlich nicht erreichen können. Dem. Finanzmini­
sterium will Ich damit aber keineswegs den Schwar­
zen Peter zuschieben. Keineswegs. Im Hinblick auf · 
die genannte Glaubwürdigkeit möchte ich vielmehr 
ausdrückfich unterstreichen, da8 ich dem Finanzmini­
sterium Glaubhaftigkeit seines Tuns und Handelns 
bescheinige. Aus der Sicht des Finanzministeriums 
bestanden nämlich sehr wohl rechtliche Bedenken. 
Kollege Herbert Huber hat dies im Haushaltsaus­
schuß auch deutlich gemacht. Warum soll ein Ministe­
rium seine rechtlichen Bedenken im Ausschuß nicht 
zum Ausdruck bringen können? 

Nachdem diese Bedenken des Finanzministeriums 
bekannt wurden, sind wir zusammengekommen und 
haben nicht zuletzt auch unter dem Aspekt der 
Glaubwürdigkeit gefragt, wie eine völlige Neuerung 
hinsichtlich des technischen Wollens bei den beste­
henden rechtlichen Bedenken möglich ist. Wir haben 
uns überlegt, wie dieser Konflikt zwischen dem Wol­
len einerseits und den entgegenstehenden Rechts­
bedenken andererseits gelöst werden kann. Sie kön­
nen uns doch nicht unterstellen, Herr Kollege Lan­
genberger, wir hätten reine Wahlkampfpropaganda 
betrieben, obwohl die Beratungen und der Meinungs­
blldungsprozeß darüber, wie der vorgenannte Konflikt 
gelöst werden kann, noch gar nicht abgeschlossen 
waren. Sie weisen darauf hin, da8 der Haushaltsaus-

schuß drei Tage nach der Kommunalwahl entschie­
den habe. Sie wissen aber doch selbst, daB vorher 
eine zweiwöchige Beretungspause im Landtag war. 
Wir haben vorher also gar nicht zusammenkommen 
können. Sehen Sie diese Dinge doch · bitte etwas 
nüchterner. 

Dann hat sich herausgestellt, daß lediglich über Art 
und Höh!! der Zuschüsse eine Kontroverse bestan­
den hat, die durch intensive Gespräche aber Gott sei 
Dank ausgeräumt werden konnte. Als vorsichtiger 
Politiker hätte ich niemals gewagt, Herr Kollege L.an­
genberger, eine solche klare Presseerklärung abzu­
geben, wenn nicht zwischen Fraktion einerseits und 
zuständigen Ministerien andererseits ein Lösungs­
weg gefunden worden wäre. 

Sie behaupten, es handle sich um eine Satire, ein 
Lehrstück. Dem stimme ich zu. Das Lehrstück hat al­
lerdings die SPD geliefert. Gerede von Ihnen, Herr 
Kollege Langenberger, kommen häufig Lehrstücke 
kleinkarierter Parteipolemik, was ich sonst kaum von 
einem anderen SPD-Kollegen dieses Hohen Hauses 
behaupten kann. Ein ähnliches Lehrstück haben Sie 
vorher schon einmal in bezug auf die Fachhochschule 
Nürnberg geliefert. 

(Beifall bei der CSU) 

Zweiter Vlzeprislclent Lechner: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
L.angenberger? 

Langenberger (SPD): Herr Kollege Dr. Rost, haben 
Sie vorhin nicht mit der gleichen Aufmerksamkeit wie 
ich die Erklärung Ihres Herrn Ministerpräsidenten ge> 
hört, der nach eigenen Angaben dem Spiel ein Ende 
bereitet hat? 

Dr. ROiit (CSU): Natürlich habe ich das gehört. War­
um ist das ein Widerspruch zu meiner Aussage? Ich 
habe doch ausdrücklich erklärt, daB wir gemeinsam 
zwischen Fraktion, Ministerien und Kabinett eine Lö­
sung gesucht und gefunden haben. Der Ministerprä­
sident hat es doch bestätigt. 

Es war also sehr wohl ein Lehrstück, meine Damen 
und Herren, und ich bitte insbesondere die Nürnber­
ger SPD-Kollegen, sich zu überlegen, ob sie künftig 
solche Lehrstücke kleinkarierter Parteipolemik in die­
sem Hohen Hause noch öfter aufführen wollen. Wem 
sollte es nützen? Wir von der CSU In Nürnberg als 
auch darüber hinaus haben daraus niemals einen 
Wahlkampfgag zu machen beabsichtigt, wie Sie uns 
unterstellt haben. Ich habe auf Ihren Vorwurf auch in 
der Presseerklärung deutlich geantwortet. Mein Hin­
weis auf Gerüchtemacherei bezog sich auf Ihre Un­
tersteHung, lediglich einen Wahlkampfgag zu produ­
zieren. 

Ferner stelle ich klar, daB das Pilotprojekt einer tech­
nisc.hen Mischanlage für die kombinierte Entschwefe­
lung und Entstickung durchgeführt wird. Der Mini­
sterpräsident hat dies deutlich gesagt. Dazu wollen 
wir auch die entsprechenden Mittel beim Bund bean­
tragen. Der BeschluBempfehlung des Umweltaus­
schusses wird damit entsprochen. 
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Die SPD hat von einer .kommunalen Pioniertat" ge­
sprochen. Ich greife dies gern auf und möchte bei der 
Bedeutung für Nürnberg/Nordbayern ergänzen: Mit 
einer staatlichen Pioniertat von Staatsregierung und 
CSU-Fraktion wird ein völlig neuer technischer Weg 
für Nürnberg und Nordbayern gesucht und gefunden, 
obwohl der verehrte Kollege Langenberger Immer 
wieder behauptet, da8 gerade diese Region benach­
teiligt werde. Der Ministerpräsident hat ausdrücklich 
hinzugefügt, da8 für Arzberg eine ähnliche Lösung 
gefunden werden müsse. Diese staatliche f'ioniertat 
von .Staatsregierung und CSU-Fraktion verdient auch 
einmal herausgestellt zu werden. Das ist geschehen, 
meine Damen und Herren, lassen Sie mich ein Wort 
des Kollegen Langenberger aufgreifen, dank der 
.Helden" der CSU. 

(Heiterkeit und Lachen bei der SPD - Beifall 
bei der CSU) 

Z'Welter Vlzeprlsldent Lechner: Nächste Wortmel­
dung, Herr Staatsminister für Landesentwicklung und 
Umweltfragen 1 

(Abg. Hiersemann: Noch ein Held!) 

Steat8mlnl8ter Dick: Herr Präsident, meine sehr ver­
ehrten Damen und Herren 1 Mit dem Zwischenruf 
.noch ein Held" sollte sparsam umgegangen werden; 
Ich unterstelle es Ihnen von der SPD auch nicht. 

Ich möchte kurz, sachlich und fachlich Stellung neh­
men, weil Immer wieder vom .zuständigen Ministe­
rium• die Rede war. Lassen Sie mich zur Verdeutli­
chung der Größenordnung, um die es dabei geht, zu­
nichst auf die Ausführungen des Kollegen Kling im 
Umweltausschu8 vom 16. Februar 1984 verweisen, 
der folgendes angemerkt hat: 

Tatsache sei, daß die EVAG für den Ausbau der 
Fei'nwirmeversorgung allein vom Freistaat Bayern 
50 Millionen DM erhalten habe. Hinzu kämen Zu­
schüsse in Höhe von 8,5 MiUionen DM an die Stadt 
Nürnberg für die Errichtung einer Kesseleinheit in 
der Müllverbrennungsanlage, ferner bevorstehen­
de Bewilligungen In Höhe von 10,3 Millionen DM. 

Ich habe dies zitiert, weil Ich den Vorwurf der Untätig­
keit des Ministeriums nicht zulassen kann. Das Fach­
ressort hat doch versucht, dem Raum das Notwendi­
ge aus dem Haushalt zu geben, der wei8 Gott nicht 
unbegrenzt verfügbare Mittel aufweist. Ich bedaure 
deshalb diese Debatte zutiefst. Es ist schlicht und 
einfach gesagt der Schnee von gestern. Es wird ja al-. 
les geregelt, und zwar in einer Linienführung, die das 
Fachressort immer klar und sauber eingehalten hat. 

Nun muß ich vielleicht noch einmal sagen, da8 wir halt 
den Artikel 23 der Bayerischen Haushaltsordnung ha­
ben. Und es ist das gute Recht, ja Ich möchte in dem 
Fall sogar sagen die Pflicht des zuständigen Finanz­
ministers, darauf hinzuweisen, daß es so nicht mehr 

2585 

weiter geht, wenn die Gro8feuerungsanlagen-Verord­
nung wirksam werden soll. Das muß ich mir als Res­
sortminister gefallen lassen. So ist es auch verständ­
lich, daß der Haushaltsausschuß ahders votierte als 
zwei andere Ausschüsse. Das ist doch ganz· normal 
in diesem Landtag, da8 bei drei Ausschüssen bei­
spielsweise zwei dafür sind, einer dagegen, und der 
Landtag - deswegen haben wir ja ein Plenum - dann 
beschließt, was ihm richtig erscheint. Da8 man dar­
über lange Salz in die Suppe streut, ist mir unerklär­
lich. 

(Beifall bei der CSU) 

Ich muß vielleicht noch kurz in die Erinnerung zurück­
rufen, wie es exakt war. Bei der Erteilung der lmmis­
sionsschutzrechtllchen Genehmigung des Heizkraft­
werkes Sandreuth war die Anlage seinerzeit schon in 
einer bestimmten Größenordnung festgelegt; unter 
den damals gegebenen Verhältnissen wer es uns 
aber nicht möglich, den Einbau einer Rauchgasent­
schwefelungsanlage vom Betreiber zu forden, weil 
die Gro8feuerungsanlagen-Verordnung noch nicht 
wirksam war. Es war nicht absehbar, wann und wie es 
weitergehen sollte. Deshalb haben wir, das Umwelt­
ministerium, folgende Auflage für die Förderung des 
Heizkraftwerkes Sandreuth eingebracht; mit Geneh­
migung des Präsidenten darf ich zitieren; das muß 
man sich genau anhören: 

Die EVAG wird so früh wie möglich, jedoch späte­
stens innerhalb von acht Jahren nach Inbetrieb­
nahme der ersten Einheit des Heizkraftwerkes mit 
der Errichtung einer Rauchgasreinigungsanlage 
insbesondere zur Senkung der SO,-Emlsslonen 
beginnen. Das Staatsministerium für Landesent­
wicklung und Umweltfragen hat die Absicht, 

- schon damals stand wortwörtlich drin: die Absicht -

sofern die erforderlichen Haushaltsmittel verfüg­
bar sind und die wirtschaftliche Lage der EV AG 
dies erfordert, für die ·Errichtung dieser Anlage 
den höchstmöglichen Fördersatz zu gewähren. 
Die Frist kann über acht Jahre hinaus verlängert 
werden, wenn das Staatsministerium für Landes­
entwicklung und Umweltfragen eine unter Berück­
sichtigung der wirtschaftlichen Lage der EV AG an­
gemessene Förderung nicht leisten kann. 

Das steht also wortwörtlich im seinerzeitigen Be­
scheid 1 Jetzt frage ich wirklich, Herr Kollege Langen­
berger: Haben wir nlcl)t sauber und klar fixiert, daß 
sich jeder, der noch lesen kann, auskennt, da8 die 
Absicht erklärt wurde unter zwei Voraussetzungen, 
wenn erstens die erforderlichen Haush81tsmittel ver­
fügbar sind, weil Ich nicht weiB, ob sie in acht Jahren 
noch verfügbar sind, und zweitens die wirtschaftliche 
Lage der EV AG eine Zuwendung erfordert? Man kann 
sich nicht darauf hlnausreden - -

(Zuruf des Abg. Langenberger) 

- Moment, Ich sage es deutlich, damit man nicht im­
mer sagt, es war schon eine Art Bewilligung ausge­
sprochen. Aber unabhängig davon zeigt ja die Ent-
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wicklung deutlich, daB wir immer wieder versucht ha­
ben, über die Entstickung einen Weg zu finden. Die 
reine Entschwefelung können Sie weder in X noch B 
und C in Bayern fördern, da kann das Finanzministe­
rium auch dem Fachressort nicht grünes Licht geben, 
weil die GroBfeuerungsanlagen-Verordnung nun in 
diesem Zeitraum allgemein verpflichtend auch für 
Sandreuth die Entschwefelung auferlegt und somit 
die damalige Absichtserklärung sogar wirkungslos 
wire. Wir haben aber trotzdem gesagt, und das ist 
genau der Punkt, die Erklärung des Ministeriums 
steht: Welchen Ausweg finden wir? Wir können auch 
sagen, dann fördern wir die Entstickung, das geht auf 
jeden Fall, die ist in der Verordnung nicht gefordert. 
Aber nun Ist es zufilllgerweise so, und das ist ein 
glücklicher Zufall, daB eine Simultananlage mit Ent­
schwefelung und Entstickung aus räumlichen und fi­
nanziellen Gründen eine sinnvollere Anlage ist. Sie 
können aus guten Gründen die Entstickung allein 
nicht vornehmen, weil sie erst im Gesamtverbund der 
Simultanlege mit Entschwefelung die beste Lösung 
ist. Das haben wir dauernd gesagt, und jetzt haben 
wir für die Pilotanlage eine Lösung: Das Kabinett hat 
so beschlossen, die Fraktion der CSU hat so be­
schlossen, Ausschußempfehlungen liegen vor. Des­
halb sollte man dieses .Heldenepos" allmählich be­
graben. Wir brauchen keine Helden, sondern vernünf­
tige, sachliche Entscheidungen. Ich glaube, das ha­
ben wir getan. Wir haben uns hingestellt und Lösun­
gen nach beiden Seiten angeboten. Bringen Sie bitte 
das Fachressort ,nicht in Schwierigkeiten, nachdem 
wir aus den wenig verfügbaren Haushaltsmitteln gera­
de für den Nürnberger Raum wlrldich erhebliche Mil­
lionenbeträge auf den Tisch legen, um aus dieser 
Klemme heraus, weil uns die Verordnung überrollt hat 
und der Artikel 23 der Haushaltsordnung das nicht 
mehr zuläBt, eine saubere Lösung zu finden, die allen 
gerecht und dem Nürnberger Raum erhebliche Mittel 
erschließen wird. Der Antrag ist gestellt, das Parla­
ment wird heute so beschließen, und wir haben über­
haupt keinen Grund, diesen Antrag nicht zu vollzie­
hen. Es ist ja unser eigener Vorschlag, aus dem Hau­
se eingebracht, daß der Antrag so formuliert wurde. 
Sie rennen offene Türen ein. Ich bin dankbar, daB wir 
Möglichkeiten gefunden haben. Ich glaube, hier ist 
klar und deutlich zu erklären: Die Hiobsbotschaft ist 
hlnfilllg, sie war eigentlich nie angebracht. Als Fach­
ressort haben wir klare Linie gefahren. Ich möchte 
nur noch bemerken: Wir reden am Vormittag über die 
Erginzung der Verfassung, und dann machen Sie uns 
Im Detail die Arbeit schwer. Ich möchte bitten, sehen 
Sie auch unsere Schwierigkeiten dabei. Wir haben im­
mer den Kopf hingehalten und auch Versprechungen 
elhgelöst. Das bleibt auch In diesem Falle so. Herzli­
chen Dank! 

(Beifall bei der CSU) 

Erwter Vlzeprialdent Kamm: Meine Damen und Her­
ren! Die Fraktionen sind übereingekommen, der Ab -
s t 1 m m u n g den Dringlichkeitsantrag auf D r u c k -
s ach e 10/2998 zugrundezulegen. Danach soll die 

Fassung des einstimmigen Beschlusses im Ausschuß 
für Landesentwicklung und Umweltfragen auf Druck­
sache 10/3058 zugrundegelegt werden: alle übrigen 
Anträge gelten damit als erledigt. Wer dem Beschluß­
vorschlag, den ich soeben vorgetragen habe, folgen 
will, den bitte ich um ein Handzeichen. - Gegenstim­
men bitte ich anzuzeigen. - Stimmenthaltungen? -
Ich stelle fest. daß e i n s t i m m i g so beschlossen 
ist. 

Die Tagesordnungspunkte 43 und 44 sind damit erle­
digt. 

Ich rufe auf Punkt 45 der Tagesordnung: 

Drlngllchkeltaentrag der Abgeordneten Dr. Aothe­
mund, Christa Meier, Jungfer und anderer und Frek­
Uon betnoffencl Änderung der Anrechnungsnrord­
nung IOr das Ben"8grundblldung8jahr (Drucknche 
10/2796) 

Es berichtet die Frau Kollegin Jungfer Ober die Bera­
tungen im Ausschuß für kulturpolitische Fragen 
(Drucksache 10/2916). Bitte, Frau Kollegin! 

Frau Jungfer (SPD), Berichterstatterin: Herr 
Präsident, meine Damen und Herren! Der Ausschuß 
für kulturpolitische Fragen beriet diesen Antrag am 9. 
Februar 1984. Berichterstatterin war Ich, Mitberichter­
statter der Kollege Oswald. Der Dringlichkeitsantrag 
wendet sich dagegen, die Anrechnungsverordnung 
für das Berufsgrundbildungsjahr zu ändern. 

Ich führte als Berichterstatterin aus, daß 
Pressemeldungen zufolge von der Bundesregierung 
Erwägungen angestellt werden, dies zu tun: sie ent­
weder auszusetzen oder auf ein halbes Jahr zu redu­
zieren, und zwar mit dem Argument, mehr Lehrstellen 
zu schaffen. Ich wies darauf hin, daß dies eine völlig 
abwegige Vorstellung sei, weil durch eine Ausset­
zung oder Verkürzung der Anrechnung Lehrstellen 
längere Zeit blockiert würden und damit also weniger 
zur Verfügung stünden. 

Der Mitberichterstatter 0 s w a 1 d wies darauf hin, 
daß der Ministerrat bereits kurz vorher beschlossen 
habe, sich gegen eine Änderung der Anrechnungs­
verordnung zu wenden. 

So stand einer einstimmigen BeschluBfassung zu die­
sem Antrag im Grundsatz nichts entgegen. Es wur­
den noch einige kleine Veränderungen vorgenommen 
und dann einstimmig folgendem Beschluß zuge­
stimmt: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, einer etwai­
gen Vorlage im Bundesrat zur Änderung der An­
rechnungsverordnung für das Berufsgrundbil­
dungsjahr mit dem Ziel, die Anrechnung des Be­
rufsgrundbildungsjahres auf die Lehrzeit zu verrin­
gern, die Zustimmung zu verweigern. 

Ich bitte, hier ebenso zu beschließen. 

Erster Vlzeprisldent Kamm: Über die Beratung im 
Ausschuß fOF Wirtschaft und Verkehr (Drucksache 
10/3017) berichtet der Herr Kollege Werner. Bitte, 
Herr Kollege! 
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Werner (SPD), Berichterstatter: Der Aus­
schuß hat in seiner 38. Sitzung am 16. Februar über 
den Antrag beraten. Mitberichterstatter war der Kolle­
ge Friedrich Harrer. Wir stimmten der Formulierung 
auf Drucksache 10/2916 bei einer Stimmenthaltung 
zu. 

Erlter Vlzeprbldent Kamm: Über die Beratung im 
Ausschuß für Sozial-, Gesundheits- und Familienpoli­
tik (Drucksache 10/3340) berichtet Herr Kollege 
Schimpl. Bitte, Herr Kollege! 

Schlmpl (SPD), Berichterstatter: Herr Präsi­
dent, Kolleginnen und Kollegen! Der Ausschuß für 
Sozial-, Gesundheits- und Fammenpolitlk hat am 22. 
März 1984 in seiner 31. Sitzung den vorliegenden An­
trag behandelt und nach sehr kurzer Diskussion dem 
Beschluß des Kulturpolitischen Ausschusses einstim­
mig zugestimmt. 

Erlter Vlzeprl8klent Kllmm: Danke. Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Wir kommen zur Abstimmung. 
Die Ausschüsse empfehlen eine Neufassung. Wer 
dieser Neufassung zustimmen will, den bille ich um 
das Handzeichen. - Gegenstimmen bitte ich anzuzei­
gen. - Stimmenthaltungen? - E in s tim m i g so be­
schlossen. 

Ich rufe auf Tage so rd nun gsp u n kt46: 

Drlngllchkeltuntnig der Abgeordneten Dr. Rothe­
mund, i.-, Kerl Heinz MOller und llllClerw und 
Fl'llktlon bebwlhMcl Nechsubventlonlening von So­
zlalwohnungen (Druckuc:he 10/2982) 

Es berichtet der Herr Kollege Wolf anstelle des Kolle­
gen Naumann über die Beratungen im Ausschuß für 
Wirtschaft und Verkehr (Drucksache 10/3171). Bitte, 
Herr Kollege 1 

WoH (SPD), Berichterstatter: Herr Präsident, 
meine sehr verehrten Damen und Herren 1 Der Aus­
schuß für Wirtschaft und Verkehr hat den Antrag auf 
Drucksache 10/2982 In seiner Sitzung vom 1. März 
1984 behandelt. Die Antragsteller möchten für Sozial­
wohnungen der Förderjahrgänge 1969 mit 1974, die 
mit Kapitalmarktdarlehen finanziert und mit Auf­
wandszuschüssen subventioniert wurden, ein Pro­
gramm zur Nachsubventionierung haben, um die 
Mietpreissteigerungen aufzufangen, die durch das 
Absinken der Aufwandszuschüsse entstehen. 

Dieser Antrag wurde nach kurzer Diskussion einstim­
mig beschlossen, allerdings mit der Maßgabe, daß 
das Wort .aufzufangen" durch die Worte .zu mildern" 
ersetzt wird. Ich darf Sie bitten, diesem Votum beizu­
treten. 

Erlter Vlzeprhldent Kamm: Liebe Kollegin Burkei, 
Sie berichten über die Beratungen im Ausschuß für 
Sozial-, Gesundheits- und Familienpolitik (Drucksa­
che 10/3341). Bitte, Frau.Kollegin! 

Frau Burkel (SPD), Berichterstatterin: Herr 
Präsident, meine Damen und Herren! Der Ausschuß 
hat sich in seiner 31. Sitzung mit der aufgerufenen 
Drucksache befaßt. Nach einer längeren Diskussion 
wurde der Antrag in der Beschlußempfehlung des 
Ausschusses für Wirtschaft und Verkehr einstimmig 
beschlossen. 

Erster Vlzepriialdent Kamm: Der Herr Kollege Walter 
Engelhardt berichtet über die Beratungen im Aus­
schuß für Staatshaushalt und Finanzfragen (Drucksa­
che 10/3373). Bitte, Herr Kollege! 

Engelherdt Walter (SPD), Berichterstatter: 
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Der Aus­
schuß hat den aufgerufenen Antrag in seiner Sitzung 
am 'ZT. März 1984 beraten. Mitberichterstatter war der 
Kollege Votlkommer. 

Nachdem der Antrag des Kollegen Loew, nach dem 
Wort .Mietpreissteigerungen• die Worte .bis zur 
Grenze der vollen Förderungsfähigkeit durch das 
Wohngeld" einzufügen, abgelehnt worden war, er­
folgte einstimmige Zustimmung zu der Fassung der 
Drucksache 10/3171. 

Erlter Vlzeprhlclent Kamm: Danke. Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Wir kommen zur Abstimmung. 

(Frau Abg. Burkei meldet sich zu Wort) 

- Frau Kollegin Burkei, es ist ein einstimmiger Be­
schluß. Aber bitte schön, wenn Sie dazu sprechen 
wollen. Das Wort hat die Frau Kollegin Burkei! 

(Allgemeine Unmutsäußerungen - Abg. Hu­
ber [Landshut] und andere: Einstimmiger 

Beschluß! - Abg. Dr. Glück: Presse ist auch 
keine mehr oben! - Weitere Zurufe) 

Frau Burkel (SPD): Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! Was heißt hier .wollen", Herr Präsident? Das 
Thema Nachsubventionierung, auch wenn dazu ein 
einstimmiger Beschluß ergangen ist, ist so wichtig 
und befaßt seit vielen, vielen Jahren diesen Landtag 
immer wieder, so daß man dazu etwas sagen .sollte. 
Ich bitte um Nachsicht. 

Erster Vlzeprhldent Kamm: Frau Kollegin, es steht 
nicht in der Geschäftsordnung, daß Sie sich nicht zu 
Wort melden dürfen. Bitte, Sie haben das Wort! 

Frau Burkel (SPD): Danke, Herr Präsident! 

Meine Damen und Herren! Sie wissen, um was es 
geht. Wir stellen fest, daß die Mieten der genannten 
Förderjahrgänge jetzt ganz eklatant steigen, so z.B. 
beim Förderjahrgang 1973 um 65 DM im Monat bei 
einer 88-qm-Wohnung. Wenn wir immer darauf hin- · 
weisen, so tun wir dies wirklich, um den Mietern zu 
helfen. Die Mieten liegen heute zum Teil schon so 
haushoch über der wohngeldfähigen Obergrenze, 
daß sie einfach nicht mehr als sozial bezeichnet wer­
den können. Sie betragen heute schon 10 DM, und 
man .kann absehen, wenn nichts getan wird, daß sie 
auf 14 DM und noch mehr ansteigen. 
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(Frau Burkei [SPD]) 

Dafür, da8 wir immer wieder darauf hinweisen, müß­
ten Sie uns eigentlich dankbar sein. Ganz gleich, zu 
welchem Thema, die Opposition bohrt nach, und 
dann kommt doch manchmal etwas heraus für die 
Bevölkerung. Sie müßten also dankbar sein, weH wir 
uns· ja auch sagen könnten: Gut, wir sehen die Miß­
stände, ganz gleich, ob das jetzt im Kultursektor ist, 
ob das bei den Lehrern ist oder bei den Überstunden 
der Polizei, Sie kennen die Themen der letzten Mona­
te, die Mißstände, aber wir lassen die Regierung lau­
fen, und wenn es dann so weit ist, daß es nicht mehr 
tragbar ist, dann zeigen wir darauf und sagen der Be­
völkerung, so arbeitet die CSU, aber draußen spricht 
sie ganz anders. 

Meine Damen und Herren 1 Sie haben mich bei der 
Debatte · zum Nachtragshaushalt belächelt; sie war 
am 14. Dezember 1983, also vor nicht langer Zeit. Ich 
habe Ihnen damals vorausgesagt; ich darf wörtlich zi­
tieren, Herr Präsident: 

Ich sage Ihnen heute wieder, wie schon so oft an 
dieser Stelle: Jetzt haben Sie noch ein dickes 
Wählerpolster, darum läßt Sie alles kalt, was wir 
und die Bevölkerung sagen. Aber dieses Wähler­
polster werden Sie verspielen. Die Zeit arbeitet für 
die SPD. 

(Lachen bei der CSU - Abg. Dr. Wilhelm: 
Der Wahlkampf ist doch schon vorbei!) 

Dann vermerkt das Protokoll: .Lachen bei der CSU". 

(Abg. Wünsche: Das wird wieder 
drinstehen!) 

Nachdem Herr Dr. Wilhelm im Moment eingeworfen 
hat .Der Wahlkampf ist vorbei", gestatten Sie mir, 
noch kurz aus dem gleichen Protokoll vom Dezember 
zu zitieren. Das hat nichts mit Wahlkampf zu tun; ich 
will Ihnen nur die Augen öffnen. 

(Erneutes Lachen bei der CSU) 

Ich habe damals auch von Mißständen in bezug auf 
Wohnungen in München gesprochen und bin auf den 
amtierenden Oberbürgermeister Kies! zu sprechen 
gekommen. Ich habe vor seinen Programmen ge­
warnt; Sie erinnern sich noch: Subjektförderung, 
Münchner Modell, Sparhaus, Härteausgleich, und was 
es derlei alles noch gegeben hat und was derlei alles 
der Bevölkerung, den Mietern, versprochen wurde. 
Ich habe damals gesagt: Die Mieter sehen's ja, spü­
ren's ja, daß nur gesprochen wird, aber nichts her­
auskommt. Es wäre viel gescheiter, vom Rathaus her 
weniger zu reden und mehr zu handeln, weniger Brie­
fe zu schreiben, sondern mehr zu tun. 

Nach mir hat der Kollege Schön gesprochen, und er 
hat wörtlich gesagt, das möchte ich Ihnen nicht vor­
enthalten: 

Meine Damen und Herren 1 München ist noch lan­
ge nicht verloren, und ich verspreche Ihnen, der 
Oberbürgermeister Kies! wird im ersten Wahlgang 
gewählt. Darauf habe ich 500 Mark gewettet, und 
Sie können noch einmal 100 Mark dreingeben. 

Meine Damen und Herren 1 Sie haben früher immer 
auf die sozial-liberale Regierung geschimpft, wenn ir­
gend etwas war; an allem war sie schuld. In der Zwi­
schenzeit können Sie das nicht mehr tun. 

(Abg. Dr. Matscht: Einstimmig!) 

Ich will Ihnen nur eines sagen: Zur Nachsubventionie­
rung stellte letzte Woche der Kollege Schöfberger 
eine Anfrage im Bundestag, und der Parlamentari­
sche Staatssekretär Dr. Jahn von Ihrer Fraktion stell­
te dazu ausdrücklich fest, daß die Bundesregierung 
bedauere, daß Anfang der siebziger Jahre von eini­
gen lindem das System der Förderung mit degressi­
ven Zuschüssen überstrapaziert worden sei und sich 
daraus in manchen Fällen erhebliche Probleme für 
Mieter und Vermieter ergeben hätten. Weiter hat der 
Parlamentarische Staatssekretär festgestellt, und es 

· ist wichtig, dies hier zu wissen, daß man keine 
Schuldzuweisungen machen kann, sondern daß es 
die Bayerische Staatsregierung gewesen sei, die die­
se Förderung in diesem Ausmaß beschlossen habe. 
Weiter: Der Bund könne nicht für Entscheidungen 
einstehen, die unter verschiedenen landespolitischen 
Zielsetzungen und Finanzsituationen zustande ge­
kommen seien. Wir haben also vom Bund nichts zu 
erwarten, sondern der Bund sagt, die Länder sollen 
selbst ausbaden, was sie sich eingebrockt haben. 

Wenn der Herr Kollege Rolf Langenberger vorher von 
einer Satire in bezug auf die Großfeuerungsanlage 
gesprochen hat, so muß man leider sagen, daß die 
Nachsubventionierung eine Ballade ist. Denn es be­
ganri bereits im Herbst 1975 mit einem Antrag der 
SPD, wonach die Staatsregierung prüfen und berich­
ten sollte, durch welche Maßnahmen sichergestellt 
werden kann, daß für Sozialwohnungen, die in den 
Jahren 1971 bis 1974 öffentlich gefördert wurden, die 
Mieten nicht über die Bewilligungssätze des Jahres 
1975 ansteigen. Die CSU hat damals einen Antrag in 
etwa der gleichen Richtung nachgezogen und letzt­
endlich wurden im Januar 1976 beide Anträge zusam­
men behandelt und ein Kompromiß dahin beschlos­
sen, daß die Regierung einen Bericht erstatten und 
etwas unternehmen möge. 

Es ist schon des öfteren der Fall gewesen, daß die 
Opposition, es ist auch ihre Aufgabe, wir nehmen sie 
auch gerne wahr, den Finger in eine Wunde gelegt 
hat und auf etwas hinweist, worauf dann die CSU mit­
unter einsieht, wir kommen nicht mehr aus, wir müs­
sen zustimmen. Sie zieht dann oft selbst einen An­
trag nach, so daß wir dann zu einem Beschluß kom­
men. Diese Aufgabe nehmen wir gem wahr, denn das 
ist erfreuffch. · 

In letzter Zeit ist es so weit gegangen, daß die CSU 
sogar einen Beschluß zu einem Antrag, den die SPD 
eingereicht hat, in dem es um Zuschüsse zu den 
Heimkosten für die Kinder von Schaustellern und Zir­
kusangehörigen ging, mitgetragen hat. Hier im Ple­
num wurde dann ein einstimmiger Beschluß gefaßt. 

(Abg. Breltrainer: Zur Sache!) 

Ein Kollege von der CSU, Herr Kollege Mich!, ich 
möchte seinen Namen nicht verheimlichen, hat dann 
an den zuständigen Verband geschrieben, 
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(Bravo-Rufe bei der CSU) 

der in seiner Verbandszeitschrift - ich war ganz ver­
wundert, als ich es gelesen habe - den Brief wörtlich 
veröffentlicht und geschrieben hat, da8 man sich 
freue, da8 im Plenum beschlossen worden sei, was 
die Schausteller schon so lange wollen, und er hat 
einen Dankesbrief bekommen, der auch abgedruck1 
wurde. 

(Abg. Fendt: Darf er das denn nicht?) 

Er hat mit keinem Wort erWihnt, da8 es ein SPD~An­
trag war, 

(Heiterkeit bei der CSU) 

dem die CSU nur zugestimmt hat. Sie haben natürlich 
damit bezweck1, daß Tausende, die die Zeitung lesen, 
sagen: Das sind Leute bei der CSU 1 

(Beifall bei der CSU - Abg. Kolo: Helden 
sind das!) 

Im Grunde aber ist es die SPD gewesen. Ich hoffe, 
daß das nicht Schule macht, sonst müBten wir von 
unserer Seite dazu einmal ein klares Wort sagen. 

(Abg. Heller: Remmidemmi machen!) 

Die Folge war 1975, da8 die Laufzeit der Aufwen­
dungszuschüsse etwas verlängert wurde, meine Da­
men und Herren, und damit war ein Pflaster! auf eine 
Wunde geklebt. Hernach aber ist die Wunde wieder 
aufgebrochen. Der Ballade zweiter Teil war dann, da8 
Ende der 70er Jahre die Aufwendungszuschüsse ge­
sunken und dadurch die Mieten wieder bis an die 
Grenze des Tragbaren, hier meine ich sogar: des 
marktwirtschaftlich Tragbaren, gestiegen sind, so da8 
diese Wohnungen leergestanden wären, ein Woh­
nungsüberhang bestanden hätte, wail die freifinan­
zierten billiger gewasen wären. Aber dies traf nicht 
auf München zu. 

In dieser Situation muBte nian also wieder etwas ma­
chen, und Herr Kollege Loew hat im Januar 1979 
einen Antrag der SPD initiiert und einen erneuten 
VorstoB unternommen. Damals hat die Staatsregie­
rung mitgezogen, aber es ist wieder bloB eine Lauf­
zeitverlängerung von zwei Jahren herausgekommen. 

Meine Damen und Herren! Erst im letzten Monat ha­
ben Sie einen SPD-Antrag zur Nachsubventionierung 
von Staatsbedienstetenwohnungen abgelehnt. Sie 
wollten nicht einsehen, daß man hier auch etwas tun 
muB, um eine Gleichbehandlung herbeizuführen. In 
der Zwischenzeit stehen wir wieder vor so einem An­
trag zur Nachsubventionierung, und da8 ich dazu 
spreche, auch wenn Sie zugestimmt haben, 

(Zuruf von der CSU: Das weiß kein Mensch!) 

hat seinen Grund darin, daß in der Debatte in den 
Ausschüssen zutage getreten ist, da8 Sie gefunden 
haben, der Dringlichkeitsantrag der SPD~Frak1ion lau­
fe ins leere, man brauche ihn überhaupt nicht; er 
renne offene Türen ein. 

Nun gibt es aber ein Schreiben des Innenministe­
riums vom 21. März 1984, also noch nicht allzu alt, an 

den Verband bayerischer Wohnungsunternehmen, in 
dem dieses darauf hinweist - ich will es Ihnen erspa­
ren, exakt darauf einzugehen - , 

(Beifall bei der CSU - Abg. Lukas: Bravo!) 

daß es nicht in jedem Fall zu einer Nachsubventionle­
rung kommen wird. • Wir sind an einer Klarstellung 
dieses Sachverhalts interessiert und bitten Sie, Ihre 
Mitglieder ilJ geeigneter Weise zu unterrichten, damit 
keine falschen Hoffnungen geweck1 warden." So 
schreibt das Innenministerium an den Verband baye­
rischer Wohnungsunternehmen. Sie haben gesagt, 
wir rennen offene Türen ein. Aber man muß jetzt halt 
feststellen, daß die Tür vielleicht schon offen ist, weil 
ein bissel was getan wird. Aber in der Tür sind noch 
sehr viele Stolpersteine, und darum geht der Antrag 
des Herrn Kollegen Loew absolut nicht ins leere. Ich 
bitte Sie deshalb, dem Antrag zuzustimmen. 

(Abg. Dr. Glück: Das kann ich jetzt fast nicht 
mehr, nachdem Sie so lange geredet 

haben!) 

Ich bitte Sie, dabei mit zu bedenken, da8 die Bürger 
schon dadurch belastet werden, daB das Kindergeld 
gesenk1 worden ist. Sie wissen es, auch die Schüler­
förderung. Wir haben zwanzigerlei Sachen, wo die 
Bürger mehr zahlen müssen. Auch sind die Löhne ge­
sunken, wir haben viele Arbeitslose. 

(Unruhe - Glocke des Präsidenten) 

Aber ständig steigen die Mieten. Wir haben heute ein­
hellig, bis auf unsere Bauern, der Verfassungsände­
rung zugestimmt, 

(Abg. Zeitler: Wir glauben Ihnen sowieso, 
Sie können schon aufhören!) 

und. wir und jeder Redner hier waren stolz darauf, und 
wir wollen, was wir beschlossen haben, auch mit Le­
ben erfüllen. Aber bitte bedenken Sie, daß bereits in 
der Urfassung der Bayerischen Verfassung steht, da8 
jeder Bürger ein Recht auf eine angemessene Woh­
nung hat. .Angemessene Wohnung" heißt auch, da8 
man diese Wohnung bezahlen kann. Darum ist es un­
sere Pflicht, nicht nur bei der Nachsubventlonierung, 
sondern überhaupt, diesen Verfassungsauftrag zu er­
füllen. 

Noch ein letztes Wort, meine Damen und Herren, weil 
heute in der Presse zu lesen steht, daß der Haus- und 
Grundbesitzerverein dem künftigen Oberbürgermei­
ster Georg Kronawitter vorgeworfen habe, er hätte 
den Mietern gesagt, er werde die Mieten senken. Die 
Mieter seien jetzt enttäuscht, und sie seien gespannt, 
wie er das machen wolle. 

Das ist einfach eine Unterstellung, eine Unwahrheit. 
So etwas wurde nie gesagt, weil man so etwas gar 
nicht sagen kann. Eine Kommune hat überhaupt nicht 
in Händen, ob die Miete gesenk1 wird oder nicht. 

Zur gleichen Zeit aber hat der Haus- und Grundbesit­
zerverein unter großem Applaus festgestellt, da8 die 
30-Prozent-Grenze, da8 also die Mieten innerhalb von 
drei Jahren sicti nur um 30 Prozent erhöhen dürfen, 
fallen müsse; das könne man nicht mehr haben. 
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Gleichzeitig müsse genehmigt werden, daß eine Mie­
te um 50 Prozent oder 60 Prozent steigen könne. 

Wenn Sie die Zeitungen gelesen haben, haben Sie die 
Überschriften gelesen: .Bonner Kabinett ebnet Weg 
für höhere Mieten". Sie haben gelesen, daß der Mie­
terbund festgestellt hat; ein letztes Zitat, das ich Ih­
nen nicht vorenthalten möchte: 

Als einen neuen Schlag für die Mieter und als Aus­
verkauf des Sozialen Wohnungsbaues hat der 
Deutsche Mieterbund die im Bundesbauministe­
rium erarbeiteten Pläne über Änderungen bei den 
Sozialmieten bewertet. 

(Unruhe - Glocke des Präsidenten) 

Ich muB das hier sagen, denn wenn die Kaltmieten 
jetzt steigen, die zusätzlichen Kosten steigen sowie­
so permanent, könnte man vielleicht auf die Idee 
kommen und sagen: Weil ihr jetzt den Kiesl nicht 
mehr gewählt habt, sondern den Kronawitter, steigen 
die Mieten. Der Weg ist bereits vorbereitet, daß die - , 

(Lebhafte Zurufe von der CSU - Glocke des 
Präsidenten) 

Also meine Herren von der CSU, die Damen waren es 
nicht, 

(Heiterkeit) 

meine Herren, wenn Sie da applaudieren, verstehe ich 
das wirklich zu Ihren Gunsten als Mittagsscherz, weil 
Sie ganz genau wissen, wie ernst die Situation ist. 

(Abg. Back: Es liegt doch ein einstimmiger 
Beschluß vor! - Abg. Heiler: Jetzt langt's!) 

Er1ter Vlzeprhldent Kamm: Sie gestatten eine Zwi­
schenfrage des Herrn Kollegen Tandler, Frau Kolle­
gin? 

Tandler (CSU): Frau Kollegin, ist Ihnen eigentlich bo­
wu8t geworden, daß die Abstimmung über den Inhalt 
Ihrer Rede durch Ihre Fraktion mittlerweile stattgefun' 
den hat? 

(Heiterkeit bei der CSU - Abg. Heiler: Ja, 
mit den Füßen! Da ist keiner mehr da!) 

Frau Burkel (SPD): Sehr geehrter Herr Kollege Tand­
ler, Ich muB Ihnen sagen, daß ich Ihrer Frage in der 
Tat nicht folgen kann. Aber wahrscheinlich war ich 
noch so beeindruckt vom Applaus Ihrer Fraktionskol­
legen vorhin, der dermaßen deplaziert war, daB es hö­
her nicht mehr geht! 

Meine Damen und Herren! In Anbetracht dessen, was 
ich ganz kurz ausgeführt habe, 

(Heiterkeit bei der CSU) 

was sehr viel länger hätte ausgeführt werden können, 
bitte ich Sie um Zustimmung. 

(Beifall bei der SPD) 

El'lter Vlzeprisldent Kamm: Das Wort hat der Herr 
Kollege Karl Schön. Bitte, Herr Kollege! 

(Unruhe) 

Sch6n Karl (CSU): Herr Präsident, meine sehr verehr­
ten Damen und Herren! Sehr verehrte Frau Burkei, 
ich habe meine Welle - Wetten waren's - verloren, 
und die werden auch bezahlt. Ich habe mir auch die 
richtigen Partner ausgesucht. 

(Heiterkeit bei der CSU) 

denen ich zu bezahlen habe. Der Bürger hat gespro­
chen. 

Sie haben dem bisherigen noch amtierenden Ober­
bürgermeister vorgeworfen, er hätte nur Sprüch 
g'macht, aber keine Taten. Meine Damen und Herren! 
Was der Erich Kiesl gerade auf dem Sektor Woh­
nungsbau initiiert, angeleiert hat, läßt sich in der gan­
zen Bundesrepublik sehen und wird auch überall an­
erkannt, nur von Ihnen nicht. 

(Beifall bei der CSU - Abg. von TruchseB: 
Schörghuber, kann man nur sagen) 

- Jetzt werde Ich gleich von der Neuen Heimat und 
von Terrafinanz anfangen und von der Arbeiterwohl­
fahrt, die 35 Millionen Mark velWirtschaftet hat in den 
letzten anderthalb Jahren! 

(Lebhafter Beifall bei der CSU) 

Was anderes hat ja Ihr Oberbürgermeisterkandidat 
nicht g 'macht als wie den Leuten ständig nach dem 
Mund g'redt: Gell, Eahna geht's schlecht - und Eah­
na Rente is niedrig und Ihre Miete ist viel zu teuer. 

(Unruhe) 

Hat er's vielleicht nicht getan? Ich hab's doch selber 
erlebt. 

. (Weitere Unruhe bei der SPD und Zurufe -
Abg. Tandler: Jetzt wird alles besser!) 

Ich kann mich nur erinnern, daB unter der Zeit von 
Herrn Oberbürgermeister Kronawiller von 1972 bis 
1978 ein Baulandausweisungsstopp ausgesprochen 
wurde und die wenigsten Wohnungen in dieser Zelt 
gebaut wurden. Der soll seine Sprüch' einmal die 
nächsten sechs Jahre realisieran, dann werden wir 
sehen, wo wir hinkommen, wir Münchner! 

(Beifall bei der CSU) 

Zur Sache! Die Nachsubventionierung hat uns schon 
einige Male beschäftigt. Wir haben's uns alle mitein­
ander eingebrockt, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, in diesen Jahren 1970 bis 1974, in denen wir 
auf dieses Finanzierungsinstrument umgestellt ha­
ben. Ich kann mich erinnern, da8 der damalige Leiter 
des Wohnungsamtes, mein langjähriger Freund Ferdi­
nand Maier, uns schon 1970171 gesagt hat: Freunde, 
mir krieg'n Mieten von 12, 13 Mark. 

Wissen Sie, was man damals getan hat? Auf sanften 
Druck der Bundesregierung hat auch Bayern dieses 
Finanzierungssystem übernommen. Man hat damit 
gerechnet, daB die Löhne weiter so steigen, und man 
hat auf Inflation gesetzt. Des war's! Aber wir müssen 
gemeinsam auslöffeln, was wir gemeinsam einge-
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brockt haben; und drum -rden wir nicht umhinkom­
men, uns zu arrangieren und irgendwas zu machen; 
denn -nn wir so -itermachen wie bisher, kostet 
das den bayerischen Steuerzahler ir'n Jahr sage und 
schreibe 25 bis 30 Millionen Mark. Und wo nehmen 
wir die her? Aus den Neubaumitteln! 

Jetzt glbt's natürlich ganz G'scheite, die sagen, des 
deama umstell'n, mir mach'n einfach Staatsdarlehen 
draus, öffentliche Darlehen, wie im ersten Förde­
rungsweg üblich, und dann san die Mieten saniert. -
Meine Damen und Herren! Wissen Sie, was das ko­
stet? Die runde Zahl von 700 Millionen DM, grob ge­
rechnet! Das würde bedeuten, daß wir anderthalb bis 
zwei Jahre überhaupt keinen Neubau im Sozialen 
Wohnungsbau mehr betreiben könnten. Das geht 
auch nicht. 

Drum ist der Antrag insofern richtig, als ein Pro­
gramm erarbeitet wird. Da müssen wir uns dann hef­
tig abstreiten, ist meine feste Überzeugung, -11 Sie 
bloB allwei ausgeben und ausgeben wollen; aber 
wo's herkommt, darüber machen Sie sich keine Ge­
danken. 

Meine Damen und Herren 1 Es wird schwierig werden, 
aber es muB eine Lösung her. Also arbeiten wir wei­
ter und zusammen, aber samma ehrlich mlteinand ! 

(Beifall bei der CSU) 

Erster Vlzeprhlclent Kamm: Keine weiteren Wort­
meldungen? - Herr Staatssekretär im Innenministe­
rium! 

StutMeknttir Neuti.er: Herr Präsident, meine 
sehr verehrten Damen und Herren 1 Nur zu zwei oder 
drei Bemerkungen der Frau Kollegin Burkel eine er-
ginzende Klarstellung! · 

Frau Kollegin Burkei, Sie rennen mit dem Antrag of­
fene Türen ein. Daran ändert auch die Tatsache 
nichts, daB Sie früher schon einmal einen Dringlich­
keitsantrag gestellt hatten. 

Sie haben die Dinge so dargestellt, als wäre die erste 
Nachsubventionierung Im Jahre 1979 auf Ihren Dring­
lichkeitsantrag hin erfolgt. Ich möchte Sie bitten, ein­
mal die Regierungserklärung des Herrn Ministerpräsi­
denten aus dem Jahre 1978 nachzulesen, in der das 
Problem der Nachsubventlonlerung bereits als ein 
dringendes Problem bezeichnet worden Ist. Und was 
wir 1979 als ersten Akt der Nachsubventionierung 
vollzogen hilben, war die Ausführung dieser Ankündi­
gung In der Regierungserklärung des Ministerpräsi­
denten von 1978. 

z-ltens haben Sie gesagt, die Länder seien für das 
verantwortlich, was geschehen Ist. 

(Abg. Dr. Wilhelm: Höchstens die halbe 
Wahrheit) 

Dazu eine Bemerkung: Der Bund hat uns damals na­
türlich nicht unmittelbar dazu gezwungen, aber er hat 
die Länder letztlich mittelbar zu diesem mittelsparen­
den System dadurch gezwungen, daß er bei der Zu-

teilung seiner Mittel die Auflage gemacht hat, mit die­
sen völlig unzureichenden Kontingenten eine be­
stimmte Anzahl von Wohnungen zu bauen. Das ist die 
wahre Ursache, daB wir in diesen Schwierigkeiten 
stecken. Daran muB man gerade heute einmal erin­
nern. 

(Beifall bei der CSU - Abg. Dr. Wilhelm: So 
ist es!) 

Dritte Bemerkung: Sie haben das Schreiben des In­
nenministeriums vom 21. März 1984 an den Verband 
zitiert. Dieses Schreiben hat lediglich eine Klarstel­
lung im Zusammenhang mit einer unrichtigen Ausle­
gung In einer Einzelfrage durch den Verband zum In­
halt. Es enthält zu dem, was Sie hier gesagt haben, 
keine _Aussage. 

Nachdem wir 1979 das Problem bereits erkannt ha­
ben, der Ministerpräsident es in seiner Regierungser­
klärung bereits 1978 angesprochen hat und -itere 
MaBnahmen, wie Ihnen bekannt, in diesem Jahr zur 
Nachsubventionierung erfolgen, rennen Sie in der Tat 
offene Türen ein. Ich kann deshalb in Ergänzung zu 
dem, was der Herr Kollege Schön gesagt hat, nur ver­
sichern, daß im Augenblick Verhandlungen laufen und 
wir uns um eine bestmögliche Regelung bemühen 
-rden, wobei es selbstverständlich um die Mieter 
geht. Das Problem sehen wir genauso. Wir werden 
eine Regelung anstreben, die unter Berücksichtigung 
der Haushaltslage eine für die Mieter erträgliche Situ­
ation bringen wird. Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CSU) 

Erster Vlzeprhldent Kamm: Keine weiteren Wort­
meldungen. Wir kommen zur Ab s t i m m u n g. Die 
Ausschüsse empfehlen Zustimmung mit der MaBga­
be, daB in Zelle 5 das Wort .aufzufangen• durch die 
Worte .zu mildem• ersetzt wird. Wer dem zustimmt, 
den bitte ich um das Handzeichen. - Gegenstimmen 
bitte ich anzuzeigen. - Stimmenthaltungen? - Bei 
einer Stimmenthaltung so bes c h 1 o s s e n. 

Erster Vlzeprhlclent Kamm: Ich rufe auf Punkt 2 der 
zweiten Nachtragstagesordnung: 

DrlngllchkeltNntrag der Abgeordneten Dlethel, Er­
win Huber, Annbeck und anderer betntflend Ver­
Wllltungselntregung beim Denkmal8chutz (DruckN­
che 10/3000) 

Über die Beratungen im AusschuB für kulturpolitische 
Fragen (Drucksache 10/3159) berichtet Herr Kollege 
Freller. Bitte, Herr Kollege! 

Freller (CSU), Berichterstatter: Herr Präsi­
dent, Hohes Haus! Der Kulturpolitische AusschuB be­
faBte sich in seiner Sitzung vom 29. Februar 1984 mit 
dem vorliegenden Antrag. Mitberichterstatter war 
Freiherr von TruchseB. 

Als Berichters ta tte r erklärte ich, Ziel des vor­
liegenden Antrages sei es, eine Beschleunigung und 
Vereinfachung des Baugenehmigungsverfahrens bei 
Veränderung, Abbruch oder Wiedererrichtung im Zu 
sammenhang mit Baudenkmälern zu erreichen. Zu 
diesem Zweck solle die Zuständigkeit auf die Bauge-
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nehmlgungsbehörde vertagert werden, wenn von 
einer Stellungnahme des Landesamtes für Denkmal­
pflege abgewichen werden soll. Die Regierung werde 
nur In den Fällen tltig, in denen das Landesamt einem 
Kultur- oder Baudenkmal eine für das ganze Land 
oder Landesteile herausragende Bedeutung beimes­
se. Für die Tätigkeiten des Landesamtes und der Re­
gierung seien klare Fristen gasetzt. 

Ich führte weiter aus, welche Initiativen zu diesen 
Überlegungen gaführt hätten. Das Bayerische Denk­
malschutZgasetz habe seit seinem Inkrafttreten vor 
zehn Jahren In der ganzen Bundesrepublik Anerken­
nung gefunden. Bei den Bauganehmigungsbehörden 
und anderen Dienststellen seien vielfältige Erfahrun­
gen gewonnen worden. Auch die Bürger bejahten 
mittlerweile das Anliegen des Denkmalschutzes, so 
daB auch von privater Seite die erforder1iche Unter­
stützung In Immer stärkerem Umfang vorhanden sei. 

Das Denkmalschutzgesetz solle In seiner materiellen 
Rechtslage mit dem Antrag nicht geändert werden, 
vielmehr sei mit dem Antreg beabsichtigt, den Vollzug 
zu vereinfachen und zu beschleunigen. Dazu sei es 
erfordertich, die Sonderstellung des Landesamtes für 
Denkmalpftega auf die Position der üblichen Fachbe­
hörden zurückzunehmen, die am Baugenehmigungs­
verfahren beteiligt seien. Aufgrund der bisher gewon­
nenen Erfahrungen sei es auch vertretbar, die Güter­
abwägung im Zusammenhang mit dem Denkmal­
schutz grundsätzlich den Baugenehmigungsbehör­
den zu Obertassen. So sei eine wesentliche Beschleu­
nigung zu erwarten. In 11icht wenigen Fällen habe sich 
nämllch die Abklärung zwischen Baugenehmigungs­
behörde, Landesamt und Regierung über mehrere 
Jahre hingezogen. 

Bei Baudenkmälern, denen das Landesamt eine über­
ragende Bedeutung zumesse, solle bei Meinungsver­
schiedenheiten zwischen Landesamt und Bauge­
nehmigungsbehörde auch künftig die Regierung ent­
scheiden, wenn dies vom Landesamt beantragt wer­
de. Dafür seien jedoch im Gegansatz zur jetzigen Re­
gelung klare Fristen gesetzt. 

Der Denkmalschutz solle nicht beeinträchtigt werden, 
vielmehr solle der Vollzug bürgemäher, schneller und 
reibungsloser erfolgen. 

Mitberichterstatter Freiherr von T r u c h s e B 
erklirte, der vortiegende Dringlichkeitsantrag habe 
offensichtlich zum Ziel, In einer Vielzahl von Fällen 
von Behörden. mit einem politisch gewählten Amts­
chef Dinge zu erreichen, die nicht erreicht werden 
könnten, wenn die Regierung letztendlich Entschei­
dungsbehörde sei. Er äuBerte dagegen Bedenken. 
Wenn die untere Denkmalschutzbehörde entschei­
den solle, ohne daB die Fachbeamten der Regierung, 
die In der Regel über wesentlich gröBere Erfahrungen 
in Angelegenheiten des Denkmalschutzes verfügten, 

(Fniu Abg. Stamm: Sehr gut! Hört, hört!) 

nicht endgültig entscheiden mOBten, sei der Sachver­
stand in der Denkmalpflege weitgehend ausgeschal­
tet. 

An der Diskussion beteiligten sich noch die Abgeord­
neten Dr. Schosser, Frau Vorsitzende Christa Meier 
und die Abgeordneten Otto Meyer, Dr. Maischi, Zie­
rer und Wünsche. Der Antrag wurde mit den Stimmen 
der CSU gegen die Stimmen der SPD angenommen. 

Eraler Vlzeprilaklent Kamm: Über die Beratungen im 
AusschuB für Verfassungs-, Rechts- und Kommunal­
fragen (Drucksache 10/3376) berichtet Herr Kollege 
Asenbeck. Bitte, Herr Kollege! 

Asenbeck (CSU), Berichterstatter: Herr Prä­
sident, meine Damen und Herren! Der AusschuB für 
Verfassungs-, Rechts- und Kommunalfragen hat sich 
in seiner 52. Sitzung am 28. März 1984 mit unserem 
Dringlichkeitsantrag betreffend Verweltungsverelnfa­
chung beim Denkmalschutz beschäftigt. Mitberichter­
statter war Kollege Helmut Geys, Berichterstatter war 
ich selbst. 

Ich betonte als Berichterstatter nachdrück­
lich die Wichtigkeit des Dringlichkeitsantrages auf 
Drucksache 10/3000. Nach dem Willen der Antrag­
steller solle die Baugenehmigungsbehörde künftig 
keine Weisungen der Regierung mehr einzuholen ha­
ben, wenn sie von einer Stellungnahme des Landes­
amts für Denkmalpflege abweichen wolle. Die CSU 
bekenne sich zum Denkmalschutzgesetz, das im letz­
ten Jahr sein 1 Ojähriges Bestehen habe feiern können 
und aus diesem AnlaB mit viel Lob bedacht worden 
sei. 

Der Vollzug des Denkmalschutzgesetzes· könne je­
doch in dem einen oder anderen Punkt durchaus wei­
ter verbessert werden. Im Interesse eines schnelleren 
Vollzugs des Denkmalschutzgesetzes solle laut 
Dringlichkeitsantrag die Gemeinsame Bekanntma­
chung des Innenministeriums und des Kultusministe­
riums vom 26. November 1973 zum Vollzug des Denk­
malschutzgesetzes und baurechtlicher Vorschriften 
dahingehend geändert werden, da8 die Baugenehmi­
gungsbehörde keine Weisungen der Regierung mehr 
einzuholen habe, wenn sie von einer Stellungnahme 
des Landesamtes für Denkmalpflege abweichen wol­
le. Soweit das Kulturdenkmal eine für das ganze Land 
oder für einzelne Landesteile hereusragende Bedeu­
tung besitze, könne das Landesamt für Denkmalpfle­
ge innerhalb eines Monats die Regierung um eine 
Entscheidung anrufen. Die Regierung habe dann in­
nerhalb von zwei Monaten zu entscheiden. 

Die Antragsteller wollten den Denkmalschutz keines­
wegs aufweichen und befürworteten sehr wohl das 
Denkmalschutzgesetz. Im Interesse der Praktikabili­
tät und der Beschleunigung des Vollzugas des Denk­
malschutzgesetzes wäre jedoch eine Zuständigkeits­
veriagerung auf das Landratsamt sachgerecht, das an 
Ort und Stelle aus eigener Kenntnis der Gegebenhei­
ten entscheiden könnte. Die Landratsämter seien zu­
dem die geeigneten Ansprechpartner für die Bürger. 

Mitberichterstatter Helmut G e y s verwies eingangs 
auf die ausführ1iche Diskussion im Kulturpolltlschen 
AusschuB zum vor1iegenden Dringlichkeitsantrag auf 
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Drticksache 10/3000. Die SPD-Fraktion werde der 
von ihren Mitgliedern im Kulturpolitischen Ausschuß 
geiuBerten Meinung folgen. Grundsätzlich, so Gays, 
sei es begrOBenswert, wenn Entscheidungszustän­
digkeiten möglichst weit nach unten in die Nähe der 
BOrger verlagert würden. Die jeweilige Materie dOrfe 
dabei aber nlch1 unbeachtet bleiben. Auf die Bera­
tung des Kulturpolitischen Ausschusses wurde noch 
einmal verwiesen. 

Ausgesprochen begrOBenswert, so Kollege Geys, sei 
der letzte Setz des Dringlichkeitsantrages, der eine 
Fristsetzung für die Entscheidung der Regierung be­
inhalte. Die AusfOhrungen des Berichterstatters habe 
er dahin verstanden, daB der Verzögerungseflekt den 
Regierungen anzulasten sei und nicht dem Landes­
amt für Denkmalpflege. Die Fristsetzung für die Re­
gierung im letzten Setz erscheine daher sinnvoll. 

Der Vorsitzende Die t h e i erklärte in der Diskussion 
unter anderem, der Mitberichterstatter befürchte eine 
Durchbrechung der Gleichordnung, verkenne dabei 
aber, daB der bisherige Zustand ein Systembruch an 
sich sei, weil in allen anderen Bereichen die Kreisver­
waltungsbehörde zur Entscheidung autorisiert sei. 
Ein Kommunalpolitiker könne es nicht hinnehmen, 
daB in Angelegenheiten, die sonst das Landratsamt 
entscheide, eine Fachbehörde das letzte Segen habe. 

Kollege F e n d t, der sich auch an der Diskussion be­
teiligte, erklärte, Denkmäler könnten dann nicht erhal­
ten werden, wenn sie entweder nicht erhaltbar seien 
oder die Existenzgrundlage eines Unternehmens da­
durch bedroht werde. Die Denkmalpflege dürfe je­
denfalls nicht übertrieben werden. 

Mitberichterstatter Kollege G e y s stellte einen 
Abinderungsantrag, in dem er auf den Vollzug im 
letzten Setz des Antrages abhob. Dieser Abände­
rungsantrag wurde mit den Stimmen der CSU gegen 
5 Stimmen der SPD abgelehnt. 

Das Gesamtergebnis der Abstimmung über den An­
trag auf Drticksache 10/3000 war Zustimmung mit 
den Stimmen der CSU und einer Stimme aus der SPD 
gegen 3 Stimmen der SPD bei 1 Enthaltung aus den 
Reihen der SPD. Ich bitte ebenfalls um Zustimmung. 

Erster Vlzeprl8lclent Kamm: Gibt es Wortmeldungen 
dazu? - Herr Kollege von TruchseB, bitte! 

Freiherr TruchHll von und zu WetzheuHn (SPD): 
Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und 
Herren 1 Der Bayerische Landtag hat heute eine Ände­
rung der Bayerischen Verfassung beschlossen mit 
dem Wortlaut: Staat, Gemeinden und Körperschaften 
des öffentlichen Rechts haben die Aufgabe, die 
Denkmller der Kunst, der Geschichte und der Natur 
sowie die Landschaft zu schützen und zu pflegen. 
Nun haben Sie, meine verehrten Damen und Herren, 
unter dem 15. Februar einen Dringlichkeitsantrag auf 
Drucksache 10/3000 zur Verwaltungsvereinfachung 
beim Denkmalschutz gestellt, nachdem die Staatsre­
gierung und die Fraktionen ihren Antrag auf Ände­
rung der Verfassung eingebracht hatten. 

Es gibt einen Autoaufkleber, auf dem zu lesen steht: 
Ein Baum ist schnell gefällt, bis er nachwächst, kann 
es hundert Jahre dauern. - Ein Denkmal, meine sehr 
verehrten Damen und Herren, ist schneN gefällt, und 
es wächst überhaupt nicht mehr nach. 

(Abg. Fendt: Das betrifft doch den Antrag 
nicht!) 

- Herr Kollege Fendt, Sie können sehr gerne hier 
heraufgehen und dazu reden; Ihre Auflassung zur 
Denkmalpflege ist bekannt, aber ich teile Ihre Auffas­
sung nicht. 

(Abg. Beck: Macht nix!) 

Verwaltungsvereinfachung, meine sehr verehrten Da­
men und Herren, ist beim Denkmalschutz nach unse­
rer Überzeugung nicht angebracht; denn Denkmal­
pflege und Denkmalschutz sind eine außerordentlich 
sensible Materie. Es wird doch niemand behaupten 
kömen, daB Beamte an den Kreisverwaltungsbehör­
den oder auch die leitenden Leute der Kreisverwal­
tungsbehörden wie Landräte und Oberbürgermeister 
über einen größeren Sachverstand verfügen als die 
Beamten des Landesamtes für Denkmalpflege. 

(Abg. Fendt: Sie bezeichnen sie als dümmer 
als die bei der Regierung!) 

- Das hat mit Dummheit überhaupt nichts zu tun, 
Herr Kollege Fendt. Eine Spezialausbildung, wie sie 
nun einmal die Beamten des Landesamtes für Denk­
malpflege haben, liegt in aller Regel bei den Beamten 
der Kreisverwaltungsbehörden nicht vor. Dies kann 
doch gar nicht bestritten werden. 

(Abg. Möslein: Wird auch nicht bestritten!) 

Deshalb wird es der Regelfall, wie Sie ihn in Ihrem 
Dringlichkeitsantrag vorsehen, daß die Kreisverwal­
tungsbehörde - wenn Sie auch .Baugenehmigungs­
behörde" schreiben, aber es handelt sich im wesentli­
chen um die Kreisverwaltungsbehörde - , wenn sie 
von einer gutachtlichen Stellungnahme des Landes­
amtes für Denkmalpflege abweichen will, dies in eige­
ner Zuständigkeit tun kann uiid die Regierung, wte 
das bisher in der Gemeinsamen Bekanntmachung 
der Staatsministerien des Inneren und für Unterricht 
und Kultus vom 26. November 1973 vorgesehen war, 
nicht mehr anzurufen haben. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren 1 Sicherlich 
hat das bisherige Verfahren in Einzelfällen zu Verzö­
gerungen geführt. Diese Verzögerungen sind sicher 
auch für die betroffenen Denkmalbesitzer manchmal 
unerfreulich gewesen. Deshalb ist Ihr Antrag, soweit 
er eine Beschleunigung des Verfahrens vorsieht, im 
Prinzip zu begrOßen. Aber, und das muß ganz klar 
herausgestellt werden, so wie der Dringlichkeitsan­
trag formuliert wurde, Ist gar nicht zu vermelden, daB 
es künftig eine Klassifizierung der Denkmiler geben 
wird. Es wird unterschieden werden zwischen Denk­
mälern, die ,eine für das ganze Land oder einzelne 
Landesteile herausragende Bedeutung• haben, wie 
Sie in Ihrem Antrag formuUeren, und Denkmälern, die 
diese Bedeutung nicht besitzen. Dies, meine Damen 
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(Freiherr Truchse8 von und zu We1zhausen [SPD)) 

und Herren, ist nach dem Gesetz nicht vorgesehen. 
Deshalb bezweifle Ich, ob Ihr Antrag mit dem Denk­
malschU1zgesetz überhaupt vereinbar Ist, und ich be­
zweifle Insbesondere, daß dieser Antrag mit der heu­
te beschlossenen Verfassungsänderung vereinbar 
ist. Deshalb kann Ich an Sie, Herr Kultusminister -
und Ich bin Ihnen dankbar, daß Sie bis zum Schluß 
der heutigen Sitzung geblieben sind, offenbar um an 
dieser Debatte teilzunehmen - , 

(Zurufe von der CSU: Der Kultusminister ist 
immer da!) 

nur die eindringliche Bitte richten, mit dem Innenmini­
ster zu vereinbaren, daß es bei der Gemeinsamen Be­
kanntmachung bleibt.. Es ist Aufgabe der Staatsregie­
rung, die Verfahren zu regeln, und eigentlich nicht 
Aufgabe des Landtags, in solche organisatorische 
Fragen der Staatsverwaltung einzugreifen. Ich meine 
auch, die bisherige Regelung hat sich bewährt. 

Ich bin aufgrund meiner Aufgabe im Landesdenkmal­
rat in außerordentlich vielen Fällen der Denkmalpflege 
immer wieder persönlich eingeschal1et und kann aus 
meiner Erfahrung berichten, daß bei Gutwilligkeit der 
Beteiligten der Vollzug des Denkmalschu1zgesetzes 
vorzQgllch funktioniert und zu sehr guten Ergebnis­
sen führt. Es kommt natürlich hin und wieder einmal 
vor, daß einzelne übereifrige Mitarbeite-r des Landes­
amts für Denkmalpflege, auch solche sind mir be­
kannt, über das Ziel hinausschießen. Aber es besteht 
ja die Möglichkeit, ihnen die Notwendigkeit von Kom­
promissen, die hin und wieder geschlossen werden 
müssen, deutlich zu machen. Auch dies ist durch 
mich In vielen Fällen geschehen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wenn künf­
tig die Baugenehmigungsbehörden von gutachtlichen 
Stellungnahmen des Landesamts für Denkmalpflege 
abweichen können, ohne die Regienlngen fragen zu 
müssen, wird landesweit das geschehen, was wir bis­
lang schon in vielen Fällen in einigen Landkreisen er­
leben mußten. Auf Weisung einzelner Landräte und 
Oberbürgermeister, und Ich drehe hier die Hand nicht 
um, aus welchem politischen Lager sie im einzelnen 
auch kommen, haben nämlich Baugenehmigungsbe­
hörden Bagger ausrücken lassen und sind Baudenk­
mäler über Nacht verschwunden. Das Landesamt für 
Denkmalpflege wurde da gar nicht mehr gefragt. 

(Frau Abg. Stamm: Was hat das mit dem An-
trag zu tun?) 

Ich könnte Ihnen Beispiele aus dem Landkreis Bam­
berg oder auch aus dem Landkreis Forchheim nen­
nen. Die beiden Landräte Neukum und Ammon haben 
eine traurige Berühmtheit erlangt aufgrund ihrer An­
weisungen an die Beamten ihrer Landratsämter zur 
Beseitigung von Baudenkmälem gegen den Willen 
des Landesamts für Denkmalpflege. 

Ein Mann wie Dr. Viktor Harth aus Bamberg, der Vor­
sitzende des Vereins zum SchU1z von Alt-Bamberg, 
der sicherlich nicht in dem Verdacht steht, ein Sozial­
demokrat zu sein, hat dem Landesdenkmalrat in viel­
facher Weise vorgetragen, in welch großen Gefahren 
Baudenkmäler Im Bamberger Raum stehen. Denn ab-

weichend von Gutachten· des Landesamts für Denk­
malpflege sind dort bereits Baudenkmäler zum Ab­
bruch freigegeben worden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wenn wir, 
wie Sie es in Ihrem Dringlichkeitsantrag vorsehen, 
künftig eine Klassifizierung zwischen Baudenkmälern 
mit herausragender Bedeutung und normalen Bau­
denkmälem haben, we.rden wir bedauerlicherweise 
eine .Denkmalpflege de luxe" für besonders wichtige 
Baudenkmäler bekommen, für die dann möglicher­
weise auch mehr Geld zur Verfügung steht. Aber die 
Masse der Kulturdenkmäler auf dem flachen lande, 
die eben keine herausragende Bedeutung haben, 
werden in den Bereichen, in denen Landräte oder 
Oberbürgermeister nicht denkmalfreundlich einge­
stellt sind, einer sehr großen Gefährdung ausgesetzi 
sein. Denn das Landesamt für Denkmalpflege kann 
sich eben nicht mehr an die Regierungen wenden. 

Erst in der vergangenen Woche hatten wir im Landes­
denkmalrat einen solchen Fall. Es ging um Abbruch 
oder Erhaltung eines alten Pfarrhofes in Niederbay­
ern, und zwar sowohl des Pfarrhauses als auch der 
ehemaligen, heute leerstehenden Ökonomiegebäude. 
Dem Landesdenkmalrat wurde eine Serie von Fotos 
vorgeführt, wobei sich ergab, daß das Baudenkmal 
zweifeßos schon erheblich verfallen, aber dennoch 
von einer beachtlichen Bedeutung ist. Auf Befragen 
von Herrn Professor Meltinger hat der Generalkon­
servator im Landesdenkmalrat gesegt, dies sei für ihn 
kein Fall von herausragender Bedeutung; er hätte 
diesen Fall nicht mehr. zur Entscheidung an die Re­
gierung weitergeleitet. Wenn die Kreisverwaltungsbe­
hörde der Meinung sei, daß dieses Baudenkmal ab­
gebrochen und durch ein modemes Bauwerk erse1zt 
werden könne, sei dagegen nichts einzuwenden. 

(Abg. Möslein: Weil wir Hunderte davon 
haben!) 

- Natürlich sagen Sie, Herr Kollege Möslein, es gibt 
Hunderte von solchen Fällen in Bayern. Das Schlim­
me ist aber doch, daß diese Hunderte von Fällen dann 
das gleiche Schicksal erleiden werden wie dieser nie­
derbayerische Pfarrhof, von dem ich gerade gespro­
chen habe. 

(Abg. Möslein: Für das Denkmal muß es 
eine Nu1zung geben!) 

Die Kulturlandschaft Bayerns wird eben ärmer wer­
den. Nach unserer Auffassung ist Bayern ein Kultur­
staat und kein Baggerstaat, in dem Baudenkmäler, 
nur weil sie heruntergekommen sind, abgebrochen 
werden dürfen. In der Verfassungsänderung, wie wir 
sie heute beschlo.ssen haben, heißt es ausdrücklich, 
Herr Kollege Möslein, und darauf möchte Ich noch 
einmal hinweisen: 

Staat, Gemeinden und Körperschaften des öffent­
Hchen Rechts haben die Aufgabe, herabgewürdig­
te Denkmäler der Kunst und der Geschichte mög­
lichst Ihrer früheren Bestimmung wieder zuzufüh­
ren. 

Dies ist doch Verfassungstext, wenn die bayerische 
Bevölkerung dem am 17. Juni zustimmen wird. 
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(Abg. Möslein: Wie will man ein Pfarrhaus 
wieder als P1arrhaus nutzen, wenn man 
keinen Pfarrer hat? - Weitere Zurufe 

von der CSU) 

Deshalb, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
kann es doch nicht der Sinn sein, Baudenkmäler, die 
bereits herabgewürdigt und verfallen sind, einfach ab­
zuriumen. Wir müssen vielmehr Mittel und Wege su­
chen, daß diese Baudenkmiler wieder einer neuen 
Bestimmung zugeführt und mit Leben erfüllt werden 
können. Daß dies möglich ist, beweisen zahlreiche 
positive Beispiele aus der Vergangenheit. 

(Abg. Möslein: Dort werden die Denkmiler 
auch erhalten!) 

Zweifellos hat das Denkmalschutzgesetz dort hervor­
ragende Ergebnisse gebracht, wo man den Willen 
hatte und wo man auch bereit war, die nötigen Mittel 
einzusetzen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es ist in 
der Debatte immer wieder über die Frage der Qualifi­
kation solcher Entscheidungen gesprochen worden. 
Es Ist darauf hingewiesen worden, daß meine Aussa­
ge Im Kulturpolitischen Ausschuß, wonach bei den 
Regierungen und insbesondere beim Landesamt für 
Denkmalpflege höhere Qualifikationen vorliegen, eine 
Mißachtung der Beamten der Kreisverwaltungsbehör­
den zum Ausdruck bringe. Das Ist nicht der Fall. Ich 
komme selbst aus dem Bereich der inneren Verwal­
tung und weiß sehr gut, auch aufgrund meiner Kennt­
nisse der Personalstruktur der inneren Verwaltung, 
daß es bei den Regierungen höher qualifizierte Beam­
te gibt, die sich mit dem Denkmalschutz befaSsen, als 
bei den Landratsimtern oder bei den kreisfreien 
Stidten. Bessere Qualifikation eines Beamten heißt 
doch nicht, daß ein anderer schlecht qualifiziert ist. 
Bessere Qualifikation Ist eben bessere Qualifikation. 
Darüber kann man doch nicht streiten, das ist doch 
eine sachliche Feststellung. 

Wir befürchten darüber hinaus, daß in den Kreisver­
waltungsbehörden politischer Druck durch die Land­
räte ausgeübt werden wird, weil auf diese wiederum 
politischer Druck ausgeübt wird. 

(Abg. Brosch: Malen Sie doch kein Schreck-
gespenst an die Wand!) 

Wenn Baudenkmäler nicht mehr beliebt sind, werden 
sie eben beiseite geräumt, wie wir es in vielen Fällen 
leider feststellen mußten. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die Proble­
matik liegt natürlich nicht nur auf organisatorischem, 
sondern auch auf finanziellem Gebiet. Wir wissen, 
daß für den Denkmalschutz nicht ausreichend Mittel 
zur Verfügurlg stehen. Wir wissen gleichZeitig, daß 
unsere Baudenkmäler nicht nur durch unsachgemäße 
Behandlung der Denkmalbesitzer gefährdet sind, 
sondern in erheblichem Maße durch die Luftverunrei­
nigung. Es war darüber in diesen Tagen sehr ausführ­
lich in der Presse zu lesen. Man spricht davon, daß in 
der Bundesrepublik pro Jahr Schäden in Milliardenhi>c 

he an Gebäuden entstehen; nicht nur an Baudenkmä­
. lern, sondern auch an technischen Bauwerken. Es 
geht dabei nicht nur um die Beseitigung der Scha­
densquellen, ein Ziel, das wir mit der heutigen Verfas­
sungsänderung verfolgen, sondern es geht auch um 
die Beseitigung der Schadensfolgen. Die durch die 
Luftverunreinigung hervorgerufenen Schadensfolgen 
sind ganz erheblich. Auch deshalb gilt es, mehr Geld 
für den Denkmalschutz einzusetzen, um die Beseiti­
gung der Schadensfolgen zu verbessern. 

Das gilt gerade auch für den Denkmalschutz. Die 
Schäden an den kleinen wie großen Baudenkmilern 
sind schrecklich. Schauen Sie sich die Portale des 
Bamberger Domes an, schauen Sie sich die Auswir­
kungen der Luftverschmutzung an der Würzburger 
Residenz an, schauen Sie sich Sankt Sebald in Nürn­
berg an; schauen Sie sich an, wie der Münchner Ju­
stizpalast aufgrund der Luftverschmutzung aussieht, 
und welche Ergebnisse Denkmalpflege· hat, wenn 
man sorgfiltig mit solchen Bauten umgeht. Die Bei­
spiele ließen sich mit langen Listen in stundenlangem 
Vortrag weiterführen. 

(Abg. Möslein: Was hat das mit dem Antrag 
zu tun?) 

Meine S11hr verehrten Damen und Herren! Wir be­
fürchten, wenn Ihr Dringlichkeitsantrag Wirklichkeit 
werden sollte, daß damit die Denkmalspflege in Bay­
ern aufs äußerste gefährdet ist. Wenn man sich die 
Namen der Antragsteller ansieht, so ist festzustellen, 
daß darunter namhafte Leute der CSU-Fraktion feh­
len. Es fehlt die ganze Fraktionsspitze, Tandler, Dr. 
Glück und Möslein. Es fehlen der Vorsitzende des 
Landesdenkmalrates, Kollege Dr. · Schosser, der 
Würzburger Abgeordnete Eykmann, um nur einige 
namhafte Leute Ihrer· Fraktion zu nennen, die sich 
bislang sehr für den Denkmalschutz eingesetzt ha­
ben. Ich meine, daß offenbar durch die Fraktion der 
CSU ein Riß geht, daß etwa die Hilfte der Fraktion 
den Dringlichkeitsantrag unterstützt und die andere 
Hilfte der Fraktion sich offenbar nicht dazu bereitge­
funden hat, den Dringlichkeitsantrag mit zu unter­
zeichnen. Darum kann man nur hoffen und wünschen, 
daß diejenigen, die den Dringlichkeitsantrag nicht un­
terschrieben haben, Ihn heute bei der endgültigen 
Behandlung im Plenum auch nicht mit unterstützen, 
sondern ablehnen. 

(Abg. Fendt: Das würde Ihnen so passen!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wenn man 
weiß, wie manche Abgeordnete hier und anderswo 
über den Denkmalschutz reden, wenn man weiß, wie 
zum Beispiel der Kollege Asenbeck als einer der An­
führer dieser Riege der Antregsteller über Denkmal­
schutz denkt und redet, dann kann man nur sagen: 
Gott schütze Bayern vor den Asenbecks ! 

(Erregung bei der CSU - Abg. Diethei: Un­
geheuerlich, eine Frechheit! - Abg. Möslein: 

Dümmer geht es nimmer!) 
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Enter Vlzeprilsldent Klimm: Nächste Wortmeldung, 
Herr Kollege Asenbeck ! 

A11nblck (CSU): Herr Präsident, meine Damen und 
Herren, Herr Kollege Truchseß von und zu Wetzhau­
sen 1 Es Ist ein gewaltiger Trugschluß, wenn Sie glau­
ben, In diesem Hohen Hause dazu aufrufen zu müs­
sen, daß Gott Bayern vor mir und Leuten, die eine 
ähnliche Einstellung zu Denkmalschutz und Denkmal­
schutzgesetz hltten, schützen müsse. 

Tatsache ist, Ich habe es auch im Ausschuß für Ver­
fassungs-, Rechts- und Kommunalfragen in meiner 
Berichterstattung zum Ausdruck gebrecht, daß ich 
mich eindeutig zum Denkmalschutzgesetz bekenne. 
Ich bin das sechste Jahr im Landesdenkmalrat und 
habe nicht nur dort Erfahrungen gesammelt, sondern 
ebenso draußen Im lande bei den einzelnen Pro­
blemfillen der Bürger. 

(Abg. Kolo: Denkmalklllerl) 

Wir haben im vergangenen Jahr das 10jährige Beste­
hen des Denkmalschutzgesetzes gefeiert. Wir beken­
nen uns zu diesem Denkmalschutzgesetz. Wir wissen 
aber auch, daß es kein Gesetz gibt, das nicht irgend­
wann einmal zu Schwierigkeiten führt und deshalb re­
vidiert werden muß. Es soll mit diesem Antrag das 
Denkmalschutzgesetz überhaupt nicht geändert wer­
den, sondern wir wollen nur dort, wo im Vollzug 
Schwierigkeiten aufgetreten sind, diese Schwierigkei­
ten abstellen. 

(Beifall bei der CSU) 

Meine Damen und Herren, ich sehe eben aus der Er­
fahrung in meinem Landkreis, aus der Erfahrung im 
Landesdenkmalrat und draußen Im ganzen Land, in 
der Tat Schwierigkeiten. Wir sind nicht in diesem 
Landtag, um uns gegenseitig auf die Schulter zu klop­
fen, daß wir ein gutes Gesetz gemacht haben; wir 
sind nicht hier, um nur nach hinten zu blicken, son­
dern auch da, um nach vom zu überlegen, wo man et­
was verbessern kann. 

(Beifall bei der CSU) 

Nachdem wir davon wissen und alltäglich erfahren, 
daB der Bürger unendlich viele Schwi8rigkeiten beim 
Vollzug des Denkmalschutzgesetzes erleben muß, 
meine ich, daß wir dazu aufgerufen sind, diese 
Schwierigkeiten abzustellen, ohne dabei etwas an der 
Substanz des Gesetzes zu ändern. Nachdem im 
Durchschnitt 1500 bis 3000 FAiie je Landkreis In die 
Denkmalliste eingetragen sind, meine Damen und 
Herren, brauchen wir uns nicht zu wundem, daß das 
Gesetz Im Vollzug zu Schwierigkeiten führt und die 
Bürger Angst haben, wenn sie nur von Denkmalliste 
hören. Ich meine, es muß aufhören, daB unsere Bür­
ger Angst bekommen, wenn sie davon hören, daß ihr 
Gebäude In die Denkmalschutzliste eingetragen ist 
oder eingetragen wird. Man hört Immer die Ansicht, 
daB die Eintragung In die Denkmalschutzliste nicht 
schaden könne, weil sie nur bedeute, wenn irgend­
wann einmal eine Verinderung stattfinde, dann auch 
der Gedanke des Denkmalschutzes eine Rolle spiele. 
Aber das kann doch nicht bedeuten, daß auf Dauer 

nichts verändert werden darf, daß der Bürger drei bis 
vier Jahre lang hingehalten werden kann, bis er unter 
Umstinden dann doch etwas ändern darf und dabei 
durch die lange Verzögerung viel Geld verliert. 

Meine Damen und Herren! Da Kollege von Truchseß 
die heute beschlossene Verfassungsänderung ange­
sprochen hat, möchte ich dies auch tun. Weder Im 
Umweltschutz noch bei Naturschutz und Denkmal­
schutz werden wir erfolgreich sein können,. wenn wir 
glauben, daß der Fortschritt nur über den geschrie­
benen Buchstaben erfolgt. 

(Beifall bei der CSU) 

Vielmehr werden wir von diesem Anliegen beseelt 
sein müssen. Nur mit dem Bürger, nicht gegen den 
Bürger sind Umweltschutz und Denkmalschutz mög­
lich. In einem Staat, in dem es nur noch heißt, du 
darfst bzw. du darfst nicht, in dem es nur noch Gebo­
te und Verbote gibt, brauchen wir nicht mehr von 
Bürgernähe und Delegation nach unten sprechen, 
wie wir das im Baurecht bereits 197ß gemacht haben. 

(Abg. Diethei und Abg. Möslein: Mit Erfolg!) 

Damals hat es auch Unkenrufe gegeben; ich war im 
Rechts- und Verfassungsausschuß, als die Dinge 
besprochen worden sind. Aber wir haben gesagt: Ka­
meraden, tröstet euch, wir sind noch länger als Baye­
rischer Landtag da, und wenn es nicht funktioniert, 
dann werden wir nach einigen Jahren die Delegation 
eben wieder zurücknehmen müssen. Sie hat sich 
aber bewihrt. Es hat sich auch herausgestellt, Herr 
Kollege von Truchseß, daß der eine oder andere 
Landrat gar nicht so glücklich darüber war, in Zukunft 
die Entscheidungen selbst treffen zu müssen. Es ist 
auch nicht so, daß seitdem Entscheidungen getroffen 
werden, die nicht gesetzestreu wären, im Gegenteil, 
unsere Landräte sind gesetzestreu, und die Rechts­
aufsicht liegt nach wie vor bei der Regierung, .wie es 
auch jetzt bei einer Delegation im Denkmalschutz der 
Fall wäre. 

Wir wollen lange Verzögerungen vermeiden, meine 
Damen und Herren, und wir meinen, auf der unteren 
Ebene kann die Güterabwigung besser erfolgen, die 
Verhiltnismäßigkeit besser beurteilt werden. Das hat 
sich in allen anderen Bereichen, ob Wasserversor­
gung, Abwasserentsorgung, Gesundheitswesen oder 
Landwirtschaft, bereits erwiesen. Die einzige Stel­
lungnahme, über welche die Landratsämter heute 
nicht hinwegkönnen, Ist die Stellungnahme des Lan­
desamtes für Denkmalschutz. 

Meine Damen und Herren! Ich meine, es ist auch ge­
setzesloglsch, wenn wir eine Delegatlcn nach unten 
vornehmen. 197ß wurde bereits über Schwierigkeiten 
mit dem Denkmalschutzgesetz geklagt, und Kollege 
Dr. Stoiber, der damals noch nicht Staatssekretär 
war, hat schon seinerzeit mit manchen unserer Kolle­
gen eine Gesetzesänderung herbeizuführen ver­
sucht. Wir sind aber dem Kollegen Dr. Schosser In 
seiner Eigenschaft als Vorsitzender des Landesdenk­
malrates und als Urheber des LandeSdenkmalschutz­
gesetzes entgegengekommen; wir wollten noch eine 
Chance geben. Leider Gottes, Herr Kollege 
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(Asenbeck [CSU)) 

Dr. Schosser, hat das Landesamt für Denkmalschutz 
und Denkmalpflege in seinen Gutachten und In seiner 
Haltung diese Chance nicht wahrgenommen. 

(Zustimmung bei der CSU) 

Nachdem diese Chance also sechs Jahre lang nicht 
wahrgenommen worden ist, Ist es höchste Zeit, die 
Dinge zu indem. 

Meine Damen und Herren 1 Ich könnte viele Beispiele 
aus meinem Landkreis anführen, 

(Abg. von TruchseB: Stimmungsmache!) 

wo es drei, vier, fünf Jahre lang gedauert hat, bis der 
betreffende Bauwerber im Endeffekt bauen konnte. 
Ich kenne einen Landwirt aus meinem Landkreis mit 
29 Jahren. Seit Anfang 1981 will er ein Wohnhaus 
bauen, darf aber nicht. In 26 Punkten ist Im Gutach­
ten festgelegt worden, was er alles mit seiner alten 
Hütte anstellen darf. Als er dann gesagt hat: Ich kann 
das Heus nicht ausbauen, weH Ich da koa junge Bäue­
rin net kriag; mir geht da koa Madl net rein in diesen 
Hof, und deshalb ein anderes Gebäude wegreißen 
wollte, um dort ein zweites Wohnhaus hinzustellen, 
das dem heutigen Wohn- und Lebensstandard ent­
spricht, hat man Im Gutachten geschrieben, auch 
dem könne das Landesamt nicht zustimmen, weil ja 
sonst das andere Haus dem Verfall preisgegeben wä­
re. 

In einem anderen Fall betreibt ein Landwirt bereits 
seit 1980 bei einem Vlerfirstenhof den Abbruch seiner 
hölzernen Scheune, um dort einen Stall hinzubauen. 
Er darf aber die Scheune nicht abreißen. Inzwischen 
ist er aus der Förderung herausgefallen. Er hat 20 Kü­
he, er wollte auf 30 oder 35 aufstocken. 

(Zuruf des Abg. Langen_berger) 

- Herr KoHege Langenberger, auch wenn dies agrar­
polltlsch falsch Ist, im Wettbewerb mit seinen Berufs­
kollegen wer es nicht falsch. 

(Beifall bei der CSU) 

Das ist eine Wettbewerbsverzerrung sondersglei­
chen. Heute hat er die Scheune noch nicht weg. So 
liegen die Dinge, meine Damen und Herren. 

Als Ich mir in der Vorbereitung auf die Rechtsaus­
schuBsitzung kürzlich einige Unterlagen angesehen 
habe, bin Ich auf einen Kommentar von Herrn Lutz 
RoBmann vom 1. JuU 1978 über die bayerische Lan­
despolitik gestoßen. Ich sage Ihnen offen: Wenn ich 
diese Rede nicht gehalten und statt dessen diesen 
Kommentar vorgelesen hätte, denn wenn man ihn Ih­
nen auf's Putt gedrückt hätte, hätten Sie ihn ja doch 
nicht gelesen, dann wäre alles gesagt gewesen. Das 
paßt nimlich heute noch genauso wie damals. Lutz 
RoBmann ist nimllch damals zum Kollegen Stoiber 
nach Tölz in die Ortschaft Kiefersau, zwei BaU'emhö­
fe, rausgefahren, er sagte dann, 1978; ich zitiere mit 
Genehmigung des Herrn Präsidenten: 

Das eine (landwirtschaftliche Anwesen) wurde vor 
einiger Zeit modern, aber stilgerecht erneuert, das 
andere trigt auf seinen wurmstichigen Holzplo-

sten die Last dreier Jahrhunderte. Es Ist eines der 
ältesten noch bewohnten Bauernhäuser des Lan­
des. Daß es noch dasteht und nicht wie beim 
Nachbarn durch einen Neubau ersetzt wurde, ver­
danken wir dem Bayerischen Denkmalschutzge­
setz, das vor fast genau 5 Jahren in Kraft getreten 
ist. Das Wort .verdanken" indessen ist hier dop­
peldeutig zu verstehen. Aus der Sicht des. Histori­
kers und Denkmalschützers oder auch des beton­
müden Städters ist dieser Dank positiv, aus der 
des Landwirts, der in diesem Haus unter urväterti­
chen Bedingungen den Wettbewerb unserer Zeit 
bestehen soll, ist es hingegen ein bitterer Dank. 
Das Inkrafttreten des Gesetzes hat ihm verwehrt, 
was dem Nachbarn gerade noch möglich wer, 
nämlich zu modernisieren. Nun fragt er sich jeden 
Morgen, wenn er die Augen aufschlägt und durch 
das kleine Fenster seiner Kammer den Hof des 
Nachbarn sieht: Warum der und Ich nicht? 

Meine Damen und Herren! Damit könnte man weiter­
fahren. Ich sage nur: Nicht das Denkmalschutzgesetz 
ist schuld. Das Gesetz ist in Ordnung, aber die An­
wendung ist falsch. Man sieht nicht mehr die Verhält­
nismäßigkeit, und man Ist nicht mehr bereit zu diffe­
renzieren, so da8 man hergeht und ein altes Bauern­
haus, das hundert Jahre lang keiner mehr angesehen 
und besichtigt hat, mit einem Dom vergleicht. Das ist 
doch das Problem. Ich meine, auch Denkmalschutz 
hat für den Menschen und für die Familie da zu sein; 
auch wir Abgeordneten haben dafür da zu sein. 

Darum haben wir gesagt, diese Mißstände, die· sich 
hier auf dem Verwaltungsweg eingeschlichen haben, 
müssen wir abstellen, und darum bitte ich Sie um die­
se Änderung. Wenn sie sich nicht bewährt, stehe ich 
nicht an, einer von denen zu sein, die dann sagen: 
Jetzt müssen wir uns halt wieder zusammensetzen, 
wieder diskutieren und versuchen, einen Ausweg zu 
finden. Ich bin mir aber sicher, daß wir mit dieser Än­
derung genau wie bei der Delegation im Außenbe­
reich bürgemäher werden, schneller.werden und da8 
im Endeffekt genauso denkmalgeschützt wird. Nur 
wird der Bürger dann auch von sich aus bereit sein 
mitzumachen. Gegen den Bürger, meine Damen und 
Herren, geht gar nichts. 

(Beifall bei der CSU) 

Erster Vlzeprislclent Kamm: Nächste Wortmeldung, 
Herr Kollege Dr. Schosserl 

Dr.~ (CSU): Herr Präsident, meine verehrten 
Kolleginnen und Kollegen! Ein Wort zum Kollegen 
Asenbeck, der gemeint hat, dieses Hohe Haus hätte 
mir 1978 gewissermaßen die Chance gegeben, da8 
von einer Gesetzesänderung abgesehen wird, wenn 
funktionieren würde, was ich als Kompromi6 mit Kol­
legen Dr. Stoiber vorgeschlagen und durchgesetzt 
habe. 

Es geht nicht um mein Gesetz und auch nicht um 
eine Chance für mich; es ist ein Gesetz dieses bayeri­
schen Parlaments. Selbstverständlich kann man ein 
Gesetz, natürlich auch dieses, indem. Nur wird man 
bei einer Änderung des Denkmalschutzgesetzes sehr 
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wohl abwägen müssen, daß eine Änderung auch so 
ausfillt, daß die Lobeshymnen, die seinerzeit darüber 
geiußert worden sind, noch Gültigkeit haben. 

Zu der Materie selbst. Herr Kollege von Truchseß hat 
von der Sorge gesprochen, daß diese Bekanntma­
chung, die geändert werden soll und zu der ich mich 
bekenne, zu einer Klassifizierung der Denkmäler füh­
ren könnte. 

(Abg. Freiherr von Truchseß: Das ist die 
Folge!) 

Ich habe schon im Ausschuß erklärt, daß ich dies 
nicht für gänzlich ausgeschlossen halte. Aber das ist 
nicht das Ziel dieses Antrages und darf es nicht sein, 
denn das Gesetz selbst hat ja ausdrücklich von einer 
Klassifizierung Abstand genommen, und zwar sehr 
bewußt. Wir haben nämlich die Erfahrung aus ande­
ren Ländern, vor allem von Frar)kreich, das in der 
Denkmalspflege die älteste europäische Tradition hat 
und wo es eine echte Klassifizierung gibt, daß dies 
natürlich verheerende Folgen hat. Dort gibt es die 
zwei Kategorien A und B: Was in A ist, wird ge­
schützt, manchmal groBartlg, manchmal wegen feh­
lender Finanzmittel auch nur unzureichend; was in B 
ist, ist zwar nicht gänzlich, aber überwiegend dem 
Verfall preisgegeben. Denn dafür · gibt es keine 
Staatsmittel, und ob die Regionalparlamente Interes­
se haben, Geld dafür auszugeben, das häng1 vom je­
weiligen Standpunkt ab. 

Ich bin trotzdem der Meinung, daß mit der jetzigen 
Formulierung eine echte Qualifizierung nicht verbun­
den ist. 

(Abg. von TruchseB: Aber de facto!) 

- Ich glaube auch nicht de facto. 

Es wird jetzl natürlich, worüber sich die Initiatoren 
möglicherweise nicht so ganz im klaren sind, eine 
ganz neue Verantwortung auf die unteren Denkmal­
schutzbehörden, sprich: dte Landkreise, zukommen. 
Denn jetzl häng1 es in der Tat nicht mehr vom Lan­
desamt für Denkmalspflege ab, sondern es wird oft 
davon abhängen, ob im Landkreis selbst das Be­
wu81sein für den Wert eines kleinen, vielleicht eines 
winzigen Denkmals vorhanden ist oder nicht, ob das 
ein Stadl ist oder ein Marterl oder sonst irgendein 
kleines Denkmal. 

Meine Damen und Herren! Unsere Kulturlandschaft in 
Bayern wird nicht allein von den großen Denkmälern 
geprigt, sondern oft von den kleinen, die sich dann 
hiufen und die in der Vielzahl den Charakter eines 
Landstrichs, einer Gemeinde ausmachen. Das ist die 
bayerische Heimat. Hier Ist die Verantwortung in Zu" 
kunft für die Landratsämter weitaus größer als bisher. 
Jetzl wird das Landesamt für Denkmalspflege nicht 
mehr sagen, laßt doch dieses Feldkreuz stehen, oder 
nehmt da ein blssel Rücksicht auf, was weiß ich, auf 
irgendein kleines, aber charakteristisches Merkmal. 
Jetzl muß der Landrat oder müssen die Kreisräte sel­
ber sagen: Sollen wir das noch aufrechterhalten? 
Rentiert es sich da, daß wir ein paar tausend DM rein-

stecken? Da mag es sein, in diesem Fall nicht mehr 
informiert und unterstützt vom Landesamt, daß eine 
solche Entscheidung viel schwerer fällt. Aber gut, das 
liegt in der Tendenz dieses Antrags. Ich will dies gar 
nicht tadeln, denn wenn ich es positiv sehe, und man 
soll ja die Dinge immer von beiden Seiten sehen, muß 
ich sagen: Diese größere Verantwortung ist ja genau 
das, was wir wollen. Der Kollege Asenbeck will nach 
unten delegieren, und delegieren heißt ja letzllich, 
Verantwortung delegieren und nicht irgend eine Schi­
märe. Gut, diese Verantwortung werden die Herren 
bekommen, und ich bin neugierig, .wie sie diese Ver­
antwortung ausfüllen. Ich zweifle nicht daran, daß die 
meisten ein Bewußtsein haben, wie sie ihre engere 
Heimat schützen wollen, damit nichts verloren geht 
und unsere Heimat die Geborgenheit vermittelt, die 
unsere Bürger brauchen. 

Es wird aber auch andere geben, ich befürchte es zu­
mindest, die schon bei der bisherigen gesetzlichen 
Regelung da und dort ihrer Aufgabe nicht ganz ge­
recht geworden sind. Es muß erlaubt sein, dies an 
dieser Stelle zu äußern. Den Initiatoren gebe ich aber 
insofern recht, Herr Kollege von Truchseß, als die bis­
herige Regelung dies auch nicht verhindert hat. Es 
gibt ja Leute, die abreißen wollen, die geradezu eine 
Kunst entwickelt haben, die Dinge mit Akribie ver­
kommen zu lassen und mit einer gewissen List und 
Tücke den natürlichen Verfallsprozeß noch zu be­
schleunigen. Oie gibt es auch in unserem lande, und 
ich könnte Dutzende solcher Beispiele anführen. An 
sich dürfte so etwas gar nicht möglich sein, weil die 
Artikel der Bayerischen Verfassung eigentlich einen 
mächtigen Schutz bilden müßten. Leider werden die 
Verfassungen aber auch nicht immer geachtet. 

Eine zweite Bemerkung. Ich möchte den Opposi­
tionskollegen noch erläutern, warum ich dem vorlie­
genden Kompromiß, um den es sich zweifellos han­
delt, zugestimmt habe. Oie Kollegen meiner Fraktion 
kennen meinen Standpunkt zur Genüge. Ich habe zu­
gestimmt, weil erstens das Gesetz in seiner Substanz 
nicht berührt wird und zweitens die wichtige Instanz 
der Bezirksregierung als Appellationsinstrument be­
stehen bleibt. Ohne ein Geheimnis zu verletzen, darf 
ich sagen, daß der ursprüngliche Text meiner ge­
schätzlen Fraktionskollegen viel weiter ging. Sie spra­
chen sich anfangs nämlich für einen gänzlichen Ver­
zicht auf die Regierung aus. Dies habe Ich persönlich 
als völlig unannehmbar bezeichnet. Darin besteht al­
so der Kompromiß. Oie Kollegen sind mir schließlich 
entgegengekommen, so daß auch ich bereit war. ih­
nen meinerseits entgegenzukommen. Oie Regierung 
bleibt also erhalten, und das, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, halte ich für ganz wesentlich. Na­
türlich muß man bei schwierigen Fallentscheidungen 
ein bißchen unabhängiger sein. Das Landesamt für 
Denkmalpflege, das künftig sicher mit noch größerer 
Sorgfalt und Restriktion die Fälle der Regierung über­
weisen wird, verpflichtet diese damit auch zu einem 
ungewöhnlich sorgsamen Verhalten. Wären die Be­
zirksregierungen als Appellationslnstanz entfallen, 
wären in der Tat manche Befürchtungen der Kolle­
gen, die sich gegen die Änderung ausgesprochen ha­
ben, berechtigt. Oie Bezirksregierungen schweben 
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nämlich mit ihrer partelpolltischen Unabhingigkeit 
gewisHrmaBen auf einer anderen Ebene. Ich wieder­
hole aber, daS die Bezirksregierungen bei dem gefun­
denen Kompromiß als Appellationsinstanz erhalten 
bleiben. Ich bin wirklich dankbar, daS sie Ihre Aufgabe 
bisher hervorragend erfOllt haben. Ich war zwar nicht 
Immer mit jedem Urteil einverstanden, ich habe aber 
gemerkt, mit welcher Sorgfalt die Fälle behandelt 
worden sind. MelS1ens handelte es sich dabei um 
große Dinge. Das bleibt erhalten. 

Zur Verdeutlichung möchte ich kurz wiedergeben, 
was ich Im Kulturpolitischen Ausschuß zur Interpreta­
tion des Antrags gesagt habe. Im AntregS1ext selbS1 
IS1 es nämHch nicht enthalten. Mir erscheint sehr 
wichtig, daß, was landesweit oder in LandeS1ellen 
herausragend bewertet wird, ausschließlich vom Lan­
desamt für Oenkmalp1lege zu entscheiden Ist. Diese 
Bewertung S1eht a u s s c h 11 e ß 1 i c h dem Landes­
amt für Denkmalpflege zu und nicht einer Denkmal­
schutzbehörde. Das Landesamt für Oenkmalpßege 
darf nicht mit allen möglichen Entscheidungen bela­
stet werden, es hat jedoch allein zu entscheiden, was 
als herausregend zu bewerten Ist. Dies wird immer 
wieder verwechselt, und es wird vielfach dem Lan­
desamt unberechtigterweise die Schuld für andere 
Entscheidungen zugeschoben, für die gar keine Kom­
petenz beS1eht. Ich habe dies so dezidiert dargelegt, 
damit von vornherein beim Vollzug der neuen Be­
kanntmachung die Dinge klar sind. 

Noch ein weiteres. Ich habe bereits oft darauf hinge­
wiesen, daS wir eigentlich gar kein Denkmalschutzge­
setz briuchten, wenn der Artikel 141 der Bayerischen 
Verfassung von jedermann eingehalten würde. Wir 
haben das Denkmalschutzgesetz aber nun einmal ge­
schaffen, und damit haben wir erreicht, was vor zehn 
Jahren bloße Hoffnung, noch kein Faktum war: Oie 
BevOlkerung unseres Landes iS1 sich nämlich mittler­
weile des Wertes unserer kulturellen Schätze und un­
serer außergewöhnlichen geschichtlichen Überliefe­
rungen sehr bewußt geworden. Ich persönlich be­
zweifle nicht mehr, daß heute der Wert unserer über­
lieferten Kulturgüter von der breiten Masse unseres 
Volkes anerkannt wird. Das Ist ein Erfolg der letzten 
Jahre, nicht zuletzt aufgrund des praktizierten Denk­
malschutzes, meine Damen und Herren. Dazu bedarf 
es keiner Umfrage des WICkert-lnstituts. Die Antwort 
wOrde auch kaum anders ausfallen, wenn jeder ein­
zelne Bürger befragt wOrde. 

(Beifall bei der CSU) 

Man darf also nicht nur Negatives damit verbinden. 

Das Landesamt für Oenkmelpßege S1eht immer wie­
der Im Kreuzfeuer der Kritik. Ich persönlich mache 
keinen Hehl daraus und spr8che aus Erfahrung. Des­
halb wage ich auch zu sagen, daß es natürlich wis­
senschaftlich .durchtrinkte" Konservatoren gibt, die 
ihre Umgebung lelder nur noch wissenschaftlich be­
urteilen können. 

(Zuruf des Atig. Spltzner) 

Des spricht nicht gegen diese Leute, aber es Ist nun 
einmal ein verengter Standpunkt, der zu Unzutrigllch­
keiten führt. Herr Kollege Asenbeck hat es angespro­
chen. Ich könnte Ihnen ähnliche Fille aus dem ge­
samten bayerischen lande nennen. Dies darf aber 
um Himmels willen nicht zu einer Geringschätzung 
der Arbeit des Landesamtes für Denkmalpflege 
schlechthin führen. Des Gegenteil iS1 vielmehr not­
\Wndlg. Oie besten Leute des Bayerischen Landes­
amtes werden abgeworben. Einer Ist zum Beispiel vor 
Jllhreri Generalkonservator in Stuttgart geworden; 
am 15. Aprll 1984 wird einer Generalkonservator In 
Berlin; zwei andere Krifle des Bayerischen Landes­
amts für Denkmalpflege sind zu ordentlichen Profes­
soren an außerbayerische Universitäten berufen wor­
den. Oie Qualität der Arbeit des Bayerischen Landes­
amtes für Oenkmelpßege wird auBerhalb Bayerns un­
gemein geschätzt. Bitte akzeptieren Sie, daS es sich 
um ein Landesamt von hoher Qualifikation handelt. 

(Beifall bei der CSU) 

Seine Kräfte lieben ihre Tätigkeit außerordentlich. 
Manche arbeiteten 80, 90 und 100 Stunden pro Wo­
che. Man darf gar nicht laut sagen, daS manche sogar 
in der Hängematte Im Landesamt übernachten, weil 
sie eben ihre Arbeit lieben und verhindern wollen, daß 
noch mehr zusammenbricht, als ohnehin schon ge­
schehen Ist. Ich bin der Meinung, daß man den außer­
ordentlich hohen Rang dieses bayerischen Instituts 
hier einmal ausdrücklich anerkennen muß. 

Alles in allem, meine lieben Freunde, meine Damen 
und Herren, bin ich jetzt zwar fertig, aber nicht mit 
meinen Kollegen. W1r werden vielmehr immer wieder 
über die Dinge reden müssen. Ich lasse mich gern 
belelven, wenn sich die Praxis verbessert und das 
Tempo beschleunigt. Ein bl8chen Geduld müssen wir 
haben. Ich sehe in dem Antrag aber keine Katastro­
phe, sondern bin der Meinung, daS diejenigen, an die 
wir die Verantwortung jetzt delegieren, diese auch 
entsprechend wahrnehmen werden. Dann kann dem 
Gesetz nicht geschadet werden und vor allem nicht 
der Seche. 

(Beifall bei der CSU) 

Erst• Vlzeprialclent Kamm: Nichste Wortmeldung 
Frau Abgeordnete ChriS1a Meier. Bitte, Frau Kollegin! 

(0 je! bei der CSU) 

Frau Meier (SPD): Sie können beruhigt sein, es wird 
kurz. 

(Beifall bei der CSU) 

Sehr geehrter Herr Prisident, sehr geehrte Damen 
und Herren! Oie SPD-Fraktion hat keineswegs etwas 
gegen eine Beschleunigung der Verfahren. In den 
Ausschüssen haben wir dies Immer deutlich gesagt. 
Sie mOssen sich allerdings fragen lassen, womit Sie 
das Verfahren beschleunigen. Dies geschieht doch 
dadurch, daS die Denkmäler klassifiziert werden in 
landesweit oder überregional bedeutsame Denkmäler 
einerseits und andererseits solche, die vernachlissi­
genswert sind 11nd in das Belieben ~iner unteren Ver­
waltungsbehörde gestellt werden konnen. 
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(Abg. Fendl: Es gibt kein Belieben in der 
Verwaltungsbehörde!) 

Natürlich wird auch künftig der Dom in Regensburg 
wichtig sein und werden Barockkirchen wichtig sein 
und werden natürlich auch Schlösser erhalten; natür­
lich wird auch der eine oder andere Pfarrhof überle­
ben. Aber die Landschaft, unsere gebaute Umwelt, 
lebt nicht nur von diesen überregionalen oder landes­
weit bedeutsamen Denkmälern, sondern sie lebt auch 
von den alten Bauernhöfen, 

(Abg. Dr. Hundhammer: Das haben wir doch 
gerade gehört, Frau Kollegin 1) 

die vorhin so abqualifiziert worden sind; sie lebt von 
Winkeln, von Pflasterungen, sie lebt auch von einem 
Einzelhaus, das überhaupt keine .Bedeutung" hat. 
Aber wenn man dieses Einzelhaus aus dem Platz her­
ausnimmt, ist der Platz kaputt. 

(Abg. Dr. Hundhamrner: Sie wiederholen 
ja nur!) 

Und wenn man dieses Einzelhaus aus einer Gasse 
herausnimmt, dann ist die Gasse zerstört. 

(Abg. Dr. Hundhamrner: Sie wiederholen 
ja nur!) 

Emer Vlzeprlaldent Kamm: Frau Kollegin, gestatten 
Sie ein Zwischenfrage des Herrn Kollegen Asen­
beck? -

Annbeck (CSU): Frau Kollegin Christa Meier, haben 
Sie übersehen, da8 nach dem Antrag bei jeder Ab­
weichung, die das Landratsamt gegenüber einem 
Gutachten des Landesamtes vornehmen will, dieses 
von sich aus unverzüglich, so der Ausdruck im An­
trag, das Landesamt verstindigen muB und daB das 
Landesamt dann entscheiden kann, ob es den Fall als 
schwerwiegend betrachtet und der Regierung vor­
legt? 

Fl"llU Meier (SPD): Das habe ich nicht übersehen, 
aber wenn wir den heutigen Standard der Denkmal­
pflege halten wollen, dann wird das Verfahren verlän­
gert und verzögert, weil nämlich erst durch die L.and­
ratsimler noch einmal entschieden werden muB. 

(Zuruf des Abg. Asenbeck) 

- Das hat mit etwas anderem zu tun; ich komme 
noch darauf! 

Ein Einzelhaus, irgend ein kleiner Brunnen, eine Pfla­
sterung, ein Zaun kann Im Grunde für sich allein ge­
nommen unbedeutsam und nicht wichtig sein, aber 
für die Gestaltung, für das Gesamte Ist es einfach 
wichtig. In den Slidlen, wenigstens in den größeren 
Stidten, gibt es heute Bailabteilungen, die Erfahrung 
im Umgang mit dem Denkmalschutzgesetz und inzwi­
schen auch Spezialisten haben, die sich mit solchen 
Fragen befassen. Schwierigkeiten sehe Ich vor allem 
bei den L.andratsimlern; es Ist kein Vorwurf gegen 
die Beamten dort. Diese haben vorwiegend andere 
Aufgaben, sie haben auch nicht Spezialisten in dem 

MaBe wie zum Beispiel Städte wie Bamberg oder Re­
gensburg. Das führt dazu, da8 die Beamten, einer 
oder zwei sind es meistens an den Landratsämtern, 
sich neben Bebauungsplänen, AuBenbereich, Gülle­
behältern, Scheunen und Garagen usw. dann auch 
noch mit dem Denkmalschutz befassen müssen. Und 
hier sehen wir halt die Gefahr, daB dann der vereinig­
te Baustoffhandel zusammen mit irgendwelchen an­
deren die gebaute Umwelt dermaßen verändert, daB 
man sie nicht mehr als Behausung, als Beheimatung 
erkennt. Wir haben heute doch schon die Schwierig­
keiten! Warum ist der Denkmalschutz heute so hoch 
im Kurs? Weil sich alles so wahnsinnig schnell verän­
dert, die persönliche, die berufliche Umwelt und die 
Menschen, die zunehmend Heimat suchen und finden 
auch in der überlieferten, gebauten Umwelt. Ich habe 
Befürchtungen, daB das durch diese Änderung nun 
den Bach hinunterschwimmt. 

Und wenn Sie beschleunigen wollen, gibt es eine 
ganz, ganz einfache Methode, was man eigentlich 
schon längst hätte tun müssen, wenn man den Denk­
malschutz bürgernäher hätte gestalten wollen: Sie 
müssen die Unterbesetzung des Landesamtes für 
Denkmalpflege beseitigen, dann geht manches 
schneller. 

(Zustimmung bei der SPD - Zurufe 
von der CSU) 

Emer Vlzeprisldent Kamm: Nächste Wortmeldung, 
Herr Kollege von TruchseB! 

(Lebhafte Zurufe und Oh je! bei der CSU) 

Freiherr TruchHB von und zu WetzhauHn (SPD): 
Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich möchte noch einmal kurz etwas sagen zu 
den beiden Kollegen Asenbeck und Dr. Schosser, die 
hier gesprochen haben. 

Herr Kollege Asenbeck, ich gestehe Ihnen zu, daB es 
Schwierigkeiten beim Vollzug ·des Denkmalschutzes 
gibt; das ist keine Frage. Aber Ich halte es nicht für 
gut, daB Sie hier wieder von der .Angst" der Denk­
malbesitzer vor der Eintragung In die Denkmalliste 
sprechen. Das Gegenteil sollte doch der. Fall sein! 
Was bewirkt denn die Eintragung eines .Gebäudes in 
die Denkmalliste? Sie bewirkt doch auch - und ich 
glaube, daB man hier Kultusminister Professor Hans 
Maier Dank sagen kann für die Bemühungen des Na­
tionalkomitees, steuerliche Vergünstigungen zu 
schaffen -, daB ein Besitzer eines Baudenkmals ent­
sprechende steuerliche Erleichterungen eingeräumt 
bekommt, wenn er an seinem Baudenkmal Denkmal­
pflege betreibt. Ich glaube, dies war eine ganz wichti­
ge Initiative, die noch zu Zeiten der sozial-liberalen 
Koalition Gesetz geworden Ist. Insofern, Kollege 
Asenbeck, ist die Eintragung in die Denkmalliste für 
den Besitzer eines Baudenkmals keine Erschwernis, 
sondern im Gegenteil eine erhebliche Erleichterung, 
weil er große finanzielle Vorteile dadurch hat. 

(Zurufe von der CSU) 

Ich weiB, wovon ich rede als Mitbesitzer eines Bau­
denkmals, der sich gegenwärtig darum bemüht, sein 
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Haus, seine alte Stammburg wie~er herzurichten. Die 
steuerlichen Vorteile, die daraus erwachsen, sind be­
achtlich, meine sehr verehrten Damen und Herren! 

(Zurufe von der CSU) 

Erster Vlz9jll'ieldent Kamm: Herr Kollege, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Herrn Kollegen Asen­
beck? 

FIWlherr TruchHll von und zu Wetzhllusen (SPD): 
Selbstverständlich. 

A„nbeck (CSU): Herr Kollege von TruchseB, wenn 
ich Ihnen zugestehe, daB bei gröBeren Denkmilem 
steuerliche Erleichterungen In der Tat zutreffen, ge­
ben Sie mir dann auch zu, der Sie sonst Immer vorge­
ben, für den kleinen Mann einzutreten, daB es viele 
Leute gibt„ die gar nicht Einkommensteuer bezahlen 
und deshalb auch nicht die ErrnäBigung bekommen 
können? 

(Beifall bei der CSU) 

FIWlherr TruchHll von und zu WetzheuHn (SPD): 
Herr Kollege Asenbeck, es mag in Einzelfillen zutref­
fen, daB es Bürger gibt, die der Einkommensteuer­
pflicht zwai: nicht unterliegen, die dies aber dennoch 
im Lohnsteuerausgleich geltend machen können. Na­
türlich hat der, der in einer hohen Steuerprogression 
liegt, einen gröBeren Vorteil als der, der in eine niedri­
gere Progression fällt. 

(Zurufe von der CSU) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Nun möch­
te Ich Ihnen, Kollege Asenbeck, und auch Ihnen, Kol­
lege Fendt, noch ein ganz offenes Wort sagen, weil 
Sie Immer sagen, da gibt es viele Fälle, in denen Men­
schen gar nicht mehr zuzumu1en ist, in einem sol­
chen in der Denkmalliste eingetragenen Baudenkmal 
zu leben. Ich war ja einige Jahre Mitglied des Peti­
tionsausschusses, und in dieser Zeit hatte ich In einer 
Reihe von Fällen als Berichterstatter oder Mitbericht­
erstatter drauBen im lande bei Ortsterminen solche 
Bauwerke anzusehen. Sie können beruhigt sein: In 
einer ganzen Reihe von Fällen habe ich entgegen der 
Meinung des Landesamts für Denkmalpflege dafür 
plädiert, solche Bauten abzubrechen. Ich war nicht 
einmal dafür, sie so abzubrechen, daB sie wieder in 

. Bauernhausmuseen hätten aufgestellt werden kön-. 
nen, weil diese Bauwerke einfach dun;:h die lange Le­
bensdauer überlebt waren, weil die Stockwerkshöhen 
nicht mehr ausreichend waren und weil meines 
Erachtens z. B. nur die Tatsache, daB über dem Tür­
stock noch eine Jahreszahl aus dem 18. Jahrhundert 
stand, allein kein Grund sein kann, ein Bauwerk in alle 
Ewigkeit zu erhalten. Deshalb habe Ich In einer Reihe 
von Fällen zugestimmt, daB solche Gebäude zum Ab­
bruch freigegeben werden entgegen dem Wiiien des 
Landesamts für Denkmalpflege. Es kann also gar 
nicht so sein, daB man alles um jeden Preis erhalten 
sollte. Nur, wer nun letztlich darüber entscheidet, das 
Landesamt Im Einvernehmen mit der Regierung oder 

ob man das allein den Kreisverwaltungsbehörden 
überläBt, das ist eine Frage, die wirklich kritisch zu 
sehen ist. 

Und, Herr Kollege Asenbeck, wenn Sie vorhin hier die 
.groBe Gesetzestreue der Landräte" an der Fahnen­
stange hochgezogen haben, erinnere Ich nur an Ihren 
Landrat von Rottal-Inn, an den Herrn Ludwig Mayer. 
Ob das nun gerade ein gesetzestreuer Landrat war, 
wage Ich zu bezweifeln. 

(Zurufe von der CSU) 

- Er Ist zwai: wiedergewählt worden, darf aber nicht 
amtieren. 

Erster Vlzeprlaldent Kamm: Herr Kollege von Truch­
seB, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Kol­
legen Goppel? 

FIWlherr TruchaeB von und zu WetzhauMn (SPD): 
Aber gern, Herr Kollege Goppel, auch wenn Sie der 
Urheber des • TrugschluB"-Namensverhohnepipelns 
sind, was der Herr Kollege Asenbeck vorhin ja auch 
wieder, vom Herrn Präsidenten nicht gerügt - -

(Zurufe von der CSU) 

Erster Vlzeprisldent Kamm: Herr Kollege, diese An­
gelegenheit ist Vergangenheit und bereinigt. Ich glau­
be, wir sollten sie heute nicht wieder aufrühren. Vor­
hin war die Darstellung nicht so, daB der Präsident 
hätte rügen müssen. 

Dr. Goppel (CSU): Wie vereinbaren Sie es, Herr Kol­
lege von TruchseB, mit Ihrem Wunsch nach Bürgernä­
he, daB Sie es dem Bürger zumutbar halten, sich 
nach einem drei- bis fünfjährigen Streit mit dem Lan­
desamt für Denkmalpflege am Ende über einen weite­
ren einjährigen Streit mit dem PetltionsausschuB das 
Recht zu holen, etwas zu indem, selbst wenn Sie 
dem dann zustimmen, aber sechs Jahre lang die 
Möglichkeit nicht gehabt zu haben, in seinem eigenen 
Haus menschengerecht und zeitgerecht zu wohnen? 

(Zustimmung bei der CSU) 

FIWl"-r TruchHll von und zu WetzheuHn (SPD): 
Herr Kollege Goppel, wenn Sie vorhin meinen ersten 
Ausführungen zugehört hätten, hätten Sie gehört, 
daB Ich gesagt habe, daB ich sehr wohl für eine Fri­
stenregelung bin, die klar festlegt, innerhalb welcher 
Zeiträume ein Verfahren zu einer Entscheidung zu 
bringen Ist. Das habe ich ausdrücklich als eine gute 
Sache begrüßt. Wenn dies allgemein für das Vorlage­
verfahren bei der Regierung eingeführt würde, egal, 
ob es um ein herausragendes Denkmal geht oder um 
kein herausragendes Denkmal, dann könnten wir alle 
diesem Antrag zustimmen. Aber diese Unterschei­
dung, diese Klassifizierung in herausragende und 
nicht herausragende Denkmäler ist der Punkt, an 
dem sich die Geister scheiden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Lassen Sie 
mich noch eines zu der Anmerkung von Kollegen 
Dr. Schosser sagen . über die Kunst, Baudenkmäler 
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verfallen zu lassen. Es Ist sehr wichtig, daß Sie dies 
noch einmal angesprochen haben. Da muB aber dann 
noch die Frage erlaubt sein, Herr Kollege Dr. Schos­
ser: Wo waren denn die Denkmalschutzbehörden in 
der Anwendung des Gesetzes, als es darum ging, 
einem Denkmalbesitzer, der ganz bewußt sein Bau­
denkmal verfallen ließ, entsprechende Auflagen zu 
machen und solche Auflagen nötigenfalls auch im 
Wege der Ersatzvornahme durchzuführen? Das sind 
doch wohl ganz seltene Einzellille. Wir haben kürz­
lich im Landesdenkmalrat davon gehört, daß Im Wege 
der Ersatzvornahme in einem Fall einer Kircheristif­
tung bestimmte Maßnahmen au1erlegt und, als sie 
nicht durchgeführt wurden, dann vom Bauamt des 
Landratsamtes selber durchgeführt worden sind. Das 
sind doch ganz seltene Ausnahmefälle. Gegenüber 
einem Privatmann hat man es offenbar noch nicht ge­
wagt; gegenüber einer Kirchenstiftung hat man es 
neulich offenbar doch einmal gewagt, weil eben das 
Baudenkmal von Bedeutung war. 
Meine sehr verehrten Demen und Herren! Wenn man 
das Denkmalschutzgesetz erwähnt, nachdem Sie die­
sen Aspekt angesprochen haben, Kollege Dr. Schos­
ser, möchte ich darau1 noch einmal hinweisen: Wo 
waren denn die OenkmalschOtzer, und wo waren die­
jenigen bei den Baubehörden, ·die das Denkmal­
schutzgesetz entsprechend zu vollzlehen gehabt hät­
ten, als das Ferst1-Haus In Schongau verfiel, als das 
Antonler-Kloster In Memmingen verfiel? Noch viele 
andere Beispiele lieBen sich anführen, meine sehr 
verehrten Demen und Herren. Da hätte das Denkmal­
schutzgesetz wirklich mit aller Konsequenz angewen­
det werden müssen. 

(Zuruf des Abg. Asenbeck) 

- Dabei hat es sich nicht um lllndwlrtscheftliche An­
wesen gehandelt, Kollege Asenbeck, sondern dabei 
hat es sich um herausragende Beispiele der Denk­
malpflege geh8ndelt, wo Denkmalbesitzer mit ihren 
Bauwerken brutal umgegangen sind und sie nicht nur 
haben verfallen lassen, sondern sie regelrecht zer­
stört haben, 

(Abg. Fendt: Da waren die Regierungen 
zuständig!) 

um den Abbruch zu erreichen. Nachdem dann der 
Grad der Zerstörung so groB war, daß man es auch 
dem Steuerzahler nicht mehr hätte zumuten können, 
eine Wiederinstandsetzung mit erheblichem Aufwand 
In die Wege zu leiten, hätte man wirklich einmal das 
Denkmalschutzgesetz mit aller Schärfe anwenden 
können. 

(Abg. Mösleln: Wo ist der Bezug zu dem 
Antrag?) 

Nun zum Schluß; meine Damen und Herren", noch ein 
Hinweis auf die Dauer von Verfahren. Ich bin selber 
als Vertreter des Verbandes Arbeiterwohlfahrt in 
einem sehr schwierigen Denkmalpftegefall mit dem 
Landesamt für Denkmalpflege darum bemüht gewe­
sen, ein bedeutendes Baudenkmal In Bad Kissingen 
zu erhalten. Kollege Neder, Sie kennen das Projekt 
Viktoria, ein Projekt von au8erordent1icher Schwierig-

keit. Dort haben wir es aufgrund gegebener Termine 
geschafft, innerhalb eines Jahres alle diffizilen Fragen 
der Denkmalpflege einvernehmlich miteinander zu lö­
sen. Wer will, wer guten Willens ist, mit dem Landes­
amt für Denkmalpflege zusammenarbeitet und bereit 
ist, ein Baudenkmal zu erhalten, bekommt dort jede 
nur wünschbare UnterstOtzung und bekommt dort 
auch die Mittel zur Verfügung gestellt, um ein Bau­
denkmal zu erhalten. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es kann 
doch nicht darum gehen, daB die, die ein Baudenkmal 
erhalten wollen, jede UnterstOtzung bekommen, und 
die, die nicht erhalten wollen, eben die Möglichkeit 
bekommen abzubrechen. Gleichbehandlung aller Fäl­
le muß die Forderung sein. Gleichbehandlung aller 
Fälle Ist ein Grundprinzip unserer Verfassung. Diese 
aber ist mit Ihrem Dringlichkeitsantrag nicht mehr ge­
geben. 

. 
IE'9t• Vlzeprislclent Kamm: Nächste Wortmeldung 
Herr Kollege Tandler. Bitte, Herr Kollege! 

Tandler (CSU): Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! Wir haben heute schon ein sehr bedeutendes 
Thema, nämlich den Umweltschutz,. behandelt. Auch 
jetzt handelt es sich, wie die lange Diskussion zeigt, 
um ein sehr wichtiges Thema. Ich beantrage daher 
namentliche Abstimmung. 

(Sehr richtig! und Beifall bei der CSU - Abg. 
Eykmann: Da wird sich die SPD bei 

TruchseB bedanken 1) 

Ich schlage dem Präsidium des Hohen Hauses vor, 
den Betrag, der sich aus der namentlichen Abstim­
mung für die Staatskasse ergibt, dem Umweltschutz­
fonds zu spenden. 

(Heiterkeit) 

IE'9t• Vlzeprialclent Kamm: Es ist namentliche Ab­
stimmung beantragt. Ich darf die Schriftführer bitten, 
die Vorbereitungen zu treffen und mit dem Namens­
aufruf zu beginnen. Zum Abstimmungsverfahren darf 
Ich sagen: Wer zustimmen will, stimmt mit .Ja", wer 
nicht, mit .Nein"; das Verfahren für Stimmenthaltun­
gen ist bekannt. Ich darf vor der Abstimmung noch 
sagen, daB die Ausschüsse die unveränderte Annah­
me des Antrags empfohlen haben. 

Ich darf bitten, mit dem Namensaufruf zu beginnen. 

(Namensaufruf) 

Das Alphabet wird e i n m a 1 wiederholt. -

Ich unterbreche die Sitzung bis zur Bekanntgabe des 
Ergebnisses. 

(Unterbrechung der Sitzung von 13 Uhr 45 Minuten 
bis 13 Uhr 47 Minuten) 

e..ter Vlzeprlaldent Kamm: Die Sitzung wird wieder 
aufgenommen. Ich gebe das Abstimmungsergebnis 
bekannt. Mit Ja haben 76 Abgeordnete gestimmt, mit 
Nein 38. Der Stimme haben sich 4 Abgeordnete ent­
halten. Damit Ist der Antrag ·an gen o mm e n. 
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(Abg. Tandler: Heute ist ein guter Tag für 
den Umweltschutz!) 

Mit .III stimm1en die Abgeordneten Asenbec:k, Bauer­
eisen, Baumann, Beck, Frau Dr. Biebl, Breltrainer, 
Brosch, Dlelhel, Dobmeier, Eykmann, Fendt, Fene­
berg, Flclder, Freller, Gastinger, Geis Norbert, Frau 
Gelss-Wlttmann, Dr. Glück, Dr. Goppel, Grossmann, 
Gruber, GOrteler, HiuBler, Harrer Friedrich, Hofmann 
Waller, Dr. Huber, Dr. Hundhammer, Dr. Kempfler, 
Dr. Keßler, Kling, Kluger, Kopka, Frau Krtnner, 
Dr. Lautenschllger, Lechner Ewald, leschanowsky, 
Lolbl, Loscher-FrOhwald, Lukas, Dr. Maler Christoph, 
Prof. Dr. Maler, Dr. Matschl, Maurer, Dr. Mayer Mar­
tin, Dr. Merkt, Meyer Ludwig, Mlchl, Mlt1errneler, Mös­
leln, Neder, Oswald, Dr. Pollweln, Freiherr von Red­
wltz, Dr. Richter, Dr. Rost, Schön Gustl, Schön Karl, 
Dr. Schosser, Frau Schweiger, Dr. Seldl, Seltz, Spitz­
ner, Frau Stamm, Strahle, Tandler, Frau von Tralt1eur, 
Vollkommer, Dr. Weiß, Wldmann, Dr. Wilhelm, WOn­
sche, Frau WOrdlnger, WOrth, ZelBner, Zeltler und Zel­
ler. 

Mit Nein stlmm1en die Abgeordneten Banner, Brandl, 
Frau Burkei, Engelhardt Kart-Theodor, Engelhardt 
Waller, Flchtner, Franz, Franzke, Gebhardt, Gelsper­
ger, Frau Haas, Hartmann, von Heckei, Hlersemann, 
Hollwich, Jena, Frau Jung1er, Dr. Kaiser, Kaiser Willi, 
Kamm, Koch, Frau König, Köster, Kolc, Kurz, Langen­
berger, Lelß, Frau Meier, Naumann, Dr. Rothemund, 
Schimpl, Dr. Schllttrneier, Schmolcke, Schuhmann, 
Starzmann, Freiherr Truchseß von und zu Wetzhau­
sen, Weber und Wemer. 

Mit Ich 9llthlllte mich stimmten die Abgeordneten 
Dorsch, Leeb, Mehrllch und Schnell. 

Außerhalb der Tagesordnung rufe ich die Drlngllch­
keltsantrige auf, die während der Vollsitzung einge­
bracht worden sind. 

Ich rufe auf 

Drlngllchkeltui1b11111 der Abgeordneten Dr. Rothe­
muncl, Kolo, io-, Mo9er und l'rllktlon SPD betr91· 
f9lld FMtstellung - Krmkhell•blldem aufgrund 
-~ (DrucllNche 10/3453) 

Wird dieser Antrag begrOndet? - Das ist nicht der 
Fall. Ich schlage vor, den Dringlichkeitsantrag zu 
ilberwalsen dem Ausschuß für Sozial-, Gesundheits­
und Famlllenpolltik, dem Ausschuß für Lande5ent­
wlcldung und Umweltfragen, dem Ausschuß für Wirt­
schaft und Verkehr, dem Ausschuß für Ernährung 
und Landwirtschaft und dem Ausschuß für Staats­
haushalt und Finanzfragen. Das Hohe Haus ist damit 
einverstanden. Es ist so bes c h 1 o s s e n. 

Ich rufe auf 

Drlngllchlulltuntflltll der Abgeordneten Tandler, 
A1o18 GIOclc, Dr. Martin Meyer und Fl'llktlon CSU be­
b elhiud 1111undheltwhldllche Auswirkungen won 
Luftecheclatolhin (Druckaeche 1013455) 

Wird dieser Antrag begrOndet? - Auch das ist nicht 
der Fall. Dann schlage ich vor, diesen Dringlichkeits­
antrag zu überweisen an den Ausschuß für Sozial-, 
Gesundheits- und FamUlenpolitik und an den Aus­
schuß für Landesentwicklung und Umweltfragen. Das 
Hohe Haus ist damit einverstanden. Dann Ist so b e -
schlossen. 

Ich rufe auf 

DrlngllchlceltAntflltll der Abgeordneten Dr. Rothe­
muncl, Sclunolcke, Chrl8ta Meier und Fraktion SPD 
b6bel'leud Berufung elw Proleaora an die Fach­
hocllactlule MOnchen (Druckaeche 1013454) 

Wird cleser Dringlichkeitsantrag begrOndet? - Blt1e, 
Herr Kollege Schmolcke ! 

Schmolcke (SPD): Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! Der Antrag kann nicht überwiesen, er muß 
entschieden werden. Der Dringlichkeitsantrag for­
dert, aus der Vorsehlagsllste der Fachhochschule 
MOnchen vom November 1983 einen Professor für 
das Lehrlach .Grundlagen der Konstruktion und 
Maschinenelemente' zu berufen. 

Nun hat zwar zwischenzeitlich die CSU, genauer ge­
sagt der Herr Kollege Dr. Schosser, am 4. April der 
Presse mitgeteilt, daß die SPD mit der Wahrheit et­
was lelchtlertig umgehe, denn alles sei auf dem rech­
ten Weg, aber vielleicht sind Wir da etwas weniger re­
spektvoll gegenOber der Obrigkeit. Möglicherweise 
würde bei einem solchen Antrag Herr Kollege 
Dr. Schosser erst die Regierung fragen, ob er denn 
auch einen Antrag stellen darf. In dem Fall werden 
Wahrheitslebe und Obrigkeit für Ihn zu Synonymen. 
Nur so kann man seine Pressemlt1eilung erkliren. Wir 
sind da weniger respektvoll, das ist richtig. 

Tatsache ist, daB bis zur Stunde keine Berufung vor­
liegt, die QberWiegende Mehrheit der Technikstuden­
ten auf den zentralen Bereich .Konstruktion" ange­
Wiesen ist und es von diesem Fach abhingt, ob das 
Studienziel erreicht Wird. Das alles sind Tatsachen. 
Allein diese Tatsachen rechtfertigen den Dringlich­
keitsantrag. 

Der Vorwurf der CSU in der genannten Pressemlt1ei­
lung, die SPD gehe leichtfertig mit der Wahrheit um, 
kann davon nicht ablenken. Wenn di!I Berufungsvor­
schläge dem Kultusministerium tatslchllch nicht, Wie 
Wir schreiben, im November 1983, sondern erst am 
19. Dezember 1983 vorgelegen haben, dann lehrt die 
Erfahrung mit Dienstvorgängen, daB die Vorschlagsli­
ste sehr wohl schon im November von der Fachhoch­
schule auf den Weg gebracht sein konnte, Herr Kolle­
ge Schosser. 

Wenn von einzelnen Bewerbern, Wie die CSU mlt1ellt, 
tatsächlich einige Unterlagen gefehlt haben, müßte es 
im Dezember, Januar, Februar Gelegenheit genug ge­
geben haben, diese Unterlagen zu vervollständigen, 
nicht erst Ende Februar. Aber selbst wenn sie erst 
Ende Februar vervollständigt werden konnten, Herr 
Minister, hi.tte doch im laufe des März berufen wer­
den können. Wenn die CSU weiter sagt, ich nehme an 
aufgrund von Mlt1eilungen des Kultusministeriums, 
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da8 die Berufung zum 1. Mal vorgesehen sei, dann 
kann ein entsprechender Beschluß des Parlaments 
diesem Vorhaben doch nur Nachdruck verleihen. Wir 
laden Sie also ein, unserem Antrag hier und jetzt zu­
zustimmen. 

(Beifall bei der SPD) 

Eniter Vlzeprialdent Kamm: Das Wort hat der Herr 
Kollege Dr. Schosser. 

Dr.~ (CSU): Herr Präsident, meine verehrten 
Kolleginnen und Kollegen 1 Ich hätte natürlich der SPD 
gerne diese kleine Blamage erspart. Der Antrag ist 
tatsächlich vönlg überflüssig, und Ich habe das erhe­
bende Gefühl, das Kultusministerium sehr loben zu 
dürfen; die Wahrheit gebietet es. Es hat nämlich so 
sehnen gearbeitet, wie es bei Berufungen normaler­
weise nicht der Fall Ist, wobei dies übrigens nicht im­
mer nur am Ministerium Hegt, sondern oft auch an der 
Hochschule. 

Lassen Sie mich den Fall ganz kurz erzählen 1 Im No­
vember hat der Fachbereichsrat die Listenvorschläge 
für die Besetzung dieser Planstelle an den Senat der 
Fachhochschule gegeben. Am 19. Dezember hat der 
Senat der Fachhochschule München die Liste, eine 
Dreierliste, zusammengestellt und dem Ministerium 
gegeben. Dann war die Weihnachtspause; dies muß 
man auch konzedieren. Im Januar hat das Ministerium 
die Liste erhalten und festgestellt, daB bei den Be­
werbungen eine ganze Reihe von zum Teil wesentli­
chen Unterlagen fehlen, zum Beispiel eine Unterlage 
des Verfassungsschutzes über die Unbedenklichkeit; 
solches Ist bei Beamten auf Lebenszeit notwendig. 
Die Bewerber, die nicht alles geliefert hatten, sind so­
fort verständigt worden, die fehlenden Unterlagen zu 
beschallen, die Herren haben sich aber etwas Zeit 
gelassen. Die letzte Unterlage kam Ende Februar. 
Dann wurde geprüft, und noch im März, am 30. März, 
ist der Ruf ergangen. Wenn der Betroffene zusagt, 
wird ab 1. Mal die Stelle besetzt sein, und damit ist 
der Antrag erledigt. 

(BeifaH bei der CSU) 

Ich bille also, den Antrag zurückzuziehen. Wir müß­
ten ihn sorist logischerweise ablehnen. 

Eniter Vlzeprialdent K8mm: Herr Kollege Dr.-Rothe­
mundl 

Dr. Rothemund (SPD): Nachdem ich unterstelle, daB 
der Herr Kollege Schosser einen wahrheitsgemäßen 
Sachvortrag gemacht hat, bin ich in der Lage, den 
Antrag zurückzuziehen. 

(Beifall bei der CSU) 

Eniter Vlzeprisldent Kamm: Damit ist dieser Dring­
lichkeitsantrag e r 1 e d i g t. 

Ich rufe auf 

Drlngllchkeltaentreg der Abgeordneten Tandler, 
Dobmeler, F-berg. Flckler, Dr. Glllck, Groamann, 
Herbert Hofmenn, Krlnner, Dr. Martin Mayer, Mös­
leln, Wiii MOUer, Seltz, Wldmann, WQrth, Zeller und 
Fraktion CSU betreffend Flnanzleller Auqlelch für 
die Landwlrtachaft (Drucksache 10/3458) 

Wird dieser Antrag begründet? - Das ist nicht der 
Fall. Ich schlage vor, den Dringlichkeitsantrag zu 
überweisen an die Ausschüsse für Ernährung und 
Landwirtschaft, für Wirtschaft und Verkehr, für 
Staatshaushalt und Finanztragen und zur Information 
über Bundesangelegenheiten und Europafragen. Das 
Hohe Haus ist damit einverstanden. 

Ich rufe noch auf 

Drlngllchkeltaentreg der Abgeordneten Tendler, Lu­
kaa, Zeltler und ami- und Fraktion CSU betraf­
fencl Umweltachiden Im Raum N8U8tadt-Att-tadt 
(Druckseche 10/3505) 

Wird dieser Antrag begründet? - Das ist nicht der 
Fall. Ich schlage vor, diesen Antrag zu überweisen 
dem Ausschuß für Landesentwicklung und Umwelt­
fragen, dem Ausschuß für Sozial-, Gesundheits' und 
Familienpolitik und dem Ausschuß für Staatshaushalt 
und Finanzfragen. Das Hohe Haus Ist damit einver­
standen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die kom­
mende Woche ist zwar noch eine Ausschußwoche, 
aber ich erlaube mir am Schluß dieser Plenarwoche 
bereits, allen Kolleginnen und Kollegen Ferienwün­
sche für Ostern auszusprechen und gute Erholung zu 
wünschen. Ich hoffe, daB wir uns von dem Streß der 
letzten Wochen etwas erholen können. Herzlichen 
Dank! 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 13 Uhr 55 Minuten) 
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